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Beginn: 14.04 Uhr

Präsident Carius:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf
Sie herzlich zu unserer heutigen Plenarsitzung be-
grüßen. Ich freue mich, dass wir auf der Besucher-
tribüne Teilnehmer des Bundesfreiwilligendiensts
aus Sondershausen willkommen heißen dürfen,
dann einige Auszubildende aus Weimar, einen
Wirtschaftsverein aus Gera – vermute ich –, den ich
aber noch nicht sehe, doch dort links, prima.

(Beifall im Hause)

Ich heiße Sie herzlich willkommen zur heutigen Sit-
zung und begrüße auch die Gäste der Presse auf
der Besuchertribüne.

Für diese Plenarsitzung hat als Schriftführerin Frau
Abgeordnete Dr. Martin-Gehl neben mir Platz ge-
nommen, die Redeliste wird vom Abgeordneten
Bühl geführt. Für die heutige Sitzung haben sich
entschuldigt: Herr Abgeordneter Gentele, Herr Ab-
geordneter Krumpe, Frau Abgeordnete Tasch und
Herr Minister Tiefensee.

Der Ältestenrat hat gemäß § 17 Abs. 4 Satz 1 der
Geschäftsordnung folgenden Journalisten bzw. Me-
dien eine Dauerarbeitsgenehmigung für die
6. Wahlperiode für Ton- und Bildaufnahmen im Ple-
narsaal erteilt. Hierzu zählen Herr René Fischer
vom MDR, Frau Carina Körner vom ZDF, Herr Enri-
co Chodor von der Clip Film- und Fernsehproduk-
tion GmbH, Frau Sandra Witzel, Frau Claudia Ehr-
hardt, Frau Luci Herrmann und Herr Peter Jentsch
für das Radio ENNO sowie Frau Juliane Zimmer-
mann, Herr John Weide, Herr Reinhard Hucke und
Herr Carsten Rose.

Der Mediative Thüringen e. V. hat für heute zu ei-
nem parlamentarischen Abend eingeladen, der
nach dem Ende der Plenarsitzung gegen 19.00 Uhr
beginnen soll.

Wie Sie der Tagesordnung entnehmen können, ist
der Ältestenrat übereingekommen, den Tagesord-
nungspunkt 20 in diesen Plenarsitzungen auf jeden
Fall, den Tagesordnungspunkt 25 am Freitag als
ersten Punkt und die Tagesordnungspunkte 26 und
27 – vermutlich wird es eine Änderung geben – am
Donnerstag nach der Fragestunde aufzurufen.

Der Gesetzentwurf der Landesregierung zu Tages-
ordnungspunkt 6 hat die Drucksachennummer 6/
2169. Der Gesetzentwurf wurde nicht in der § 51
Abs. 1 Satz 1 der Geschäftsordnung zu entneh-
menden Frist von sieben Tagen vor Beginn der Be-
ratung eingereicht. Daher müssen wir über die
Fristverkürzung gemäß § 66 GO beschließen. Das
können wir mit einfacher Mehrheit tun, es sei denn,
es widerspricht jemand. Es widerspricht niemand,
sodass ich frage: Wer für die Fristverkürzung ist,
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Danke

schön. Das ist eine einfache Mehrheit plus Herrn
Abgeordneten Möller. Gegenstimmen? Enthaltun-
gen? Der Rest der AfD-Fraktion ist gegen Herrn
Abgeordneten Möller

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: So genau
wollte ich es jetzt nicht wissen!)

(Heiterkeit und Beifall im Hause)

und einige Kollegen, wie auch immer. Die einfache
Mehrheit ist damit gegeben und der Gesetzentwurf
findet sich auf der Tagesordnung wieder.

Die Beschlussempfehlungen zu den Tagesord-
nungspunkten 7 a und b haben die Drucksachen-
nummern 6/2165 und 6/2166.

Der Antrag der Fraktionen Die Linke, der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen zu Tagesordnungspunkt 23
hat die Drucksachennummer 6/2150.

Der Arbeitsbericht des Petitionsausschusses zu Ta-
gesordnungspunkt 25 hat die Drucksachen-
nummer 6/2167.

Dann darf ich darauf aufmerksam machen, dass
der Wahlvorschlag der Fraktion der CDU zum Ta-
gesordnungspunkt 26 die Drucksachen-
nummer 6/2176 hat und nunmehr in einer Neufas-
sung als Vorschlag der Fraktionen der CDU und
Die Linke verteilt worden ist.

Der Wahlvorschlag der Fraktion Die Linke zu Ta-
gesordnungspunkt 27 hat die Drucksachen-
nummer 6/2173.

Ich darf darauf aufmerksam machen, dass für diese
Plenarsitzungen die Nachwahl eines stellvertreten-
den Mitglieds des Landesjugendhilfeausschusses
vorgesehen war. Mittlerweile hat auch das zweite
stellvertretende Mitglied, Frau Abgeordnete König,
ihr Amt in dem Gremium niedergelegt. Die Fraktion
Die Linke hat angekündigt, dass sie beantragen
wird, beide Wahlen in diesen Plenarsitzungen auf-
zurufen. Das würden wir dann wahrscheinlich auch
machen.

Zu Tagesordnungspunkt 28, der Fragestunde, kom-
men die Mündlichen Anfragen in den Drucksa-
chen 6/2142, 6/2143, 6/2151, 6/2153, 6/2155 und
6/2156 hinzu.

Darüber hinaus darf ich erklären, dass die Landes-
regierung mitgeteilt hat, neben den bereits zu den
letzten Plenarsitzungen angekündigten Sofortbe-
richten zu den Tagesordnungspunkten 10, 11 a, 12,
16, 17 und 19 nunmehr auch zum Tagesordnungs-
punkt 20 von der Möglichkeit eines Sofortberichts
gemäß § 106 Abs. 2 der Geschäftsordnung Ge-
brauch zu machen.

Wird der Ihnen vorliegenden Tagesordnung zuzüg-
lich der von mir genannten Ergänzungen widerspro-
chen? Ich sehe, das ist der Fall. Herr Blechschmidt,
bitte.
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Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident. Ich würde jetzt chronolo-
gisch der bisherigen Tagesordnung Änderungswün-
sche anbringen. TOP 1 – Änderung der Verfas-
sung: Wir beantragen zweite und dritte Beratung,
wenn keine Ausschussüberweisung erfolgt. Be-
gründung: Wir haben aus der bisherigen Diskussion
und den Argumenten keine neuen Anhaltspunkte
zu einer weiteren Verschiebung der Debatte hier im
Haus entnehmen können.

Zweitens, TOP 23 – Positionierung zum EEG: Un-
abhängig von der themengleichen Aktuellen Stunde
beantragen wir die Abarbeitung am Donnerstag als
letzten Tagesordnungspunkt.

Drittens, TOP 24 – Teilnahme am Projekt „Ökopro-
fit“: Im Namen der Einreicher ziehe ich den Antrag
zurück und bitte – nicht der Regel entsprechend –
um Aufnahme dieses Antrags in die Tagesordnung
der nächsten Sitzung des Ältestenrats.

Viertens – Sie haben es schon angedeutet –: Wir
haben bisher nur einen Stellvertreter für die Wahl
des Landesjugendhilfeausschusses beantragt. Wir
möchten jetzt einen zweiten Stellvertreter wählen.
Wir bitten darum, dass die Tagesordnungspunk-
te 26 und 27 am Freitag nach der Mittagspause
aufgerufen werden, damit die laut Geschäftsord-
nung 48-Stunden-Frist auch vernünftigerweise ein-
gehalten wird.

Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Blechschmidt. Gibt es weitere
Änderungswünsche? Das ist nicht der Fall, sodass
wir über die einzelnen Punkte abstimmen. Wer für
die Beratung der Verfassungsänderung in Tages-
ordnungspunkt 1 in zweiter und dritter Beratung in
dieser Plenarsitzung ist, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Das sind Stimmen aus den Koali-
tionsfraktionen, der CDU-Fraktion und des Abge-
ordneten Reinholz. Gegenstimmen? Aus der Frak-
tion der AfD. Damit mit Mehrheit so beschlossen.

Es ist beantragt worden, den Tagesordnungs-
punkt 23 als letzten Tagesordnungspunkt am Don-
nerstag auf jeden Fall aufzurufen. Wer dafür ist,
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind
die Stimmen aus den Koalitionsfraktionen, der
CDU-Fraktion und des Abgeordneten Reinholz. Ge-
genstimmen? Aus der Fraktion der AfD. Damit mit
Mehrheit so angenommen.

Dann haben Sie darum gebeten, das würden wir
dann machen, darüber müssen wir auch nicht ab-
stimmen, dass der Antrag umgewandelt und das
Thema auf die nächste Tagesordnung des Ältes-
tenrats gesetzt wird.

Dann haben wir das Thema, dass die Aufnahme
der Nachwahl eines zweiten stellvertretenden Mit-
glieds des Landesjugendhilfeausschusses in die

Tagesordnung beantragt wird. Wer dafür ist, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind Stim-
men aus den Koalitionsfraktionen, der CDU-Frak-
tion und des Abgeordneten Reinholz. Gegenstim-
men? Aus der AfD-Fraktion. Mit Mehrheit so aufge-
nommen.

Und wir haben über die Vertagung der Tagesord-
nungspunkte 26 und 27 auf Freitag nach der Mit-
tagspause zu beschließen. Wer dafür ist, den bitte
ich jetzt um das Handzeichen. Das sind wiederum
die Stimmen der Koalitionsfraktionen, der CDU-
Fraktion und des Abgeordneten Reinholz. Gegen-
stimmen? Aus den Reihen der AfD. Damit mit über-
großer Mehrheit angenommen.

Vielen Dank. Weitere Wünsche zur Tagesordnung
gab es nicht. Ich habe eine besonders freudige
Pflicht, dass ich nämlich eine Gruppe unserer Par-
lamentskollegen aus dem Tiroler Landtag unter der
Führung des Landtagespräsidenten Herwig van
Staa, seines ersten und zweiten Vizepräsenten An-
ton Mattle, Hermann Weratschnig, drei Klubobleute
und den Landtagsdirektor herzlich im Landtag will-
kommen heißen darf.

(Beifall im Hause)

Wir schauen in diesen Tagen alle nach Österreich
und noch lieber nach Tirol.

(Heiterkeit im Hause)

Herzlich willkommen! Wir wünschen Ihnen, dass
Sie eine erlebnisreiche Reise haben und vor allen
Dingen, dass es uns auch in Zukunft gelingt, die
Freundschaft zwischen den beiden Ländern mit Le-
ben zu erfüllen und wir freuen uns auf die Gegen-
einladung von vielen Abgeordneten aus dem Thü-
ringer Landtag nach Tirol.

(Heiterkeit und Beifall im Hause)

Nun treten wir in die Tagesordnung ein. Ich rufe auf
den Tagesordnungspunkt 29 die Aktuelle Stunde.
Alle Fraktionen habe eine Aktuelle Stunde einge-
reicht. Jede Fraktion hat in der Aussprache eine
Redezeit von 5 Minuten für ein Thema, die Rede-
zeit der Landesregierung beträgt grundsätzlich
10 Minuten für jedes Thema. Bei den fraktionslosen
Abgeordneten beträgt die Gesamtredezeit in der
Aktuellen Stunde 5 Minuten.

Ich eröffne den ersten Teil der Aktuellen Stunde

a) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN zum Thema: „Aus-
wirkungen der TTIP-Leaks auf
Thüringen“
Unterrichtung durch den Präsi-
denten des Landtags
- Drucksache 6/2144 -
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Als Erste hat Abgeordnete Henfling für die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen das Wort.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Gäste
hier im Thüringer Landtag! Es ist nicht das erste
Mal, dass wir hier über TTIP reden und es ist auch
leider nicht das erste Mal in den letzten Wochen,
dass wir hier über geleakte Unterlagen reden müs-
sen, dürfen, können – suchen Sie sich etwas aus.
Wir hatten die Panama-Papers vor geraumer Zeit
hier schon auf der Tagesordnung.

Ich möchte vorweg hierzu auch noch mal zwei Sät-
ze sagen. Natürlich sind wir als Parlamentarierin-
nen und Parlamentarier sicherlich dankbar dafür,
dass es in dem Fall Greenpeace Niederlande wa-
ren, die geheime Unterlagen zu TTIP veröffentlicht
haben, aber das Ganze hat auch einen bitteren Bei-
geschmack, nämlich dass wir als Parlamentarierin-
nen und Parlamentarier aber auch die Parlamenta-
rier des Bundestags darauf angewiesen sind, dass
es Gruppierungen gibt, die Sachen offenlegen und
wir als Abgeordnete nicht die Möglichkeit haben,
diese auf demokratischem Weg einzusehen. Meine
sehr geehrten Damen und Herren, das ist schon et-
was, was eines Parlaments unwürdig ist und was
einer Demokratie unwürdig ist – das vorweg.

Die TTIP-Verhandlungen beschäftigen uns seit ge-
raumer Zeit. Sie laufen auf Hochtouren und die
Große Koalition hat auch angekündigt, das Freihan-
delsabkommen noch in diesem Jahr zu verabschie-
den. Das sehen große Teile der Bevölkerung in
Deutschland, aber auch in anderen Europäischen
Staaten mittlerweile sehr kritisch. Das hat aber we-
nig damit zu tun, dass wir intensiv darüber debat-
tiert haben, sondern es hat etwas damit zu tun,
dass es einen großen öffentlichen Druck gab, der
auf die geheimen Verhandlungen eingewirkt hat.

Die Unterlagen, die wir jetzt vorliegen haben, zei-
gen den Verhandlungsstand der 13. Verhandlungs-
runde vom 29.04. und offenbaren eine ziemliche
Schieflage zwischen dem öffentlich dargestellten
Stand und dem in den Akten dokumentierten. Da
hilft es auch nicht, dass jetzt behauptet wird, die
TTIP-Leaks würden die Leute verunsichern. Meine
sehr geehrten Damen und Herren, verunsichert
werden die Leute durch die geheimen Verhandlun-
gen und durch die mangelnde Transparenz.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir befin-
den uns gerade in sämtlichen Ausschüssen in den
Diskussionen zur Europastrategie und dort nehmen
wir auch klar Stellung zum demokratischen An-
spruch europäischen Handelns. Eine Stärkung der

europäischen Akzeptanz kann nicht mit Schatten-
verhandlungen vollzogen werden. Auch zu den
TTIP-Verhandlungen bezieht diese Strategie Stel-
lung und zeichnet ein Bild, das in weiten Teilen
nicht mit den geleakten Zuständen vereinbar ist. In
dem vorliegenden Papier zur Europastrategie heißt
es dazu: Die Entwicklung von Normen und Stan-
dards soll sich konsequent an demokratischen Prin-
zipien orientieren. Die Schiedsgerichte sollen an-
geblich transparenter sein als bisher. Das geht aus
den TTIP-Leaks hervor.

Ich finde es unglaublich laut. Es wäre wunder-
schön, wenn Sie ein wenig leiser sein könnten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vielleicht interessiert es die CDU nicht. Die Igno-
ranz zeigen Sie regelmäßig, wenn es um dieses
Thema geht. Aber es wäre schön, wenn andere da-
rüber diskutieren könnten.

Die öffentlichen Richter und einen europäischen
Handelsgerichtshof sowie die Möglichkeit, in Beru-
fung zu gehen, lehnen die USA laut diesen vorlie-
genden Papieren weiterhin ab. Die Europäer hatten
das aber gefordert.

Präsident Carius:

Frau Abgeordnete Henfling, ich darf Sie ganz kurz
unterbrechen.

Liebe Kollegen, ich bitte um etwas mehr Aufmerk-
samkeit!

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Die Europäer hatten genau das immer wieder ein-
gefordert. Es findet sich in den geleakten Papieren
aber nicht wieder.

Internationale Schiedsgerichte stehen schon länger
in der Kritik. Es ist nicht das erste Mal, dass wir in
einem Abkommen solche Schiedsgerichte vorfin-
den, und, meine sehr geehrten Damen und Herren,
ich glaube, da liegt der Hase im Pfeffer. Da zeigt
sich das Problem europäischer Handelspolitik bzw.
das Problem bilateraler Abkommen. Eines der
– wie ich finde – bedeutendsten Probleme, die wir
aus diesen TTIP-Leaks sehen können, ist die Um-
kehr des in Europa geltenden Vorsorgeprinzips,
das beispielsweise genmanipulierte Pflanzen und
Lebensmittel nur erlaubt, wenn sie für Mensch und
Umwelt nachweislich unschädlich sind. Das steht in
diesen Verhandlungen zur Disposition. Die USA
wollen statt des Vorsorgeprinzips offenbar das Risi-
koprinzip, das heißt also, dass man auf sehr langen
und intensiven Umwegen, und zwar nach der Ein-
führung, nachweisen muss, dass etwas schädlich
ist. Meine sehr geehrten Damen und Herren, das
kann nicht sein. Das würde auch in Thüringen dazu
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führen, dass beispielsweise genmanipulierter Mais
auf die Felder kommt und dann umständlich nach-
gewiesen werden muss, dass es schädlich für Um-
welt und Mensch ist. Das müssen wir aus meiner
Sicht ganz klar verhindern.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Lassen Sie mich zum Abschluss noch sagen: Wir
Grünen setzen uns auch auf Bundesebene sehr
stark dafür ein, dass die momentanen Abkommen
in den Grundlagen, die wir vorliegen haben, ge-
stoppt werden. Wir müssen zurück- und wir müssen
dahin kommen, dass wir über multilaterale Abkom-
men sprechen, dass die WTO hier eine entschei-
dende Rolle bekommt. Dafür setzen wir uns ein.
Unter diesen Voraussetzungen, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, ist TTIP für uns so nicht
hinnehmbar. Das Gleiche gilt übrigens auch für
CETA. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächste hat Abgeordnete Sche-
ringer-Wright für die Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen, sehr geehrte Gäste, TTIP ist und bleibt
ein Geheimabkommen und so etwas ist in einer De-
mokratie eigentlich undenkbar.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Daher kann man sehr dankbar sein, dass endlich
jemand den Mut aufgebracht hat und Teile des Ent-
wurfs und des Stands der Verhandlungen ans Licht
gebracht und veröffentlicht hat. Wir haben hier
schon öfter über TTIP gesprochen. Die Grundzüge
des Abkommens sollten in diesem Parlament be-
kannt sein.

(Beifall DIE LINKE)

Dieser sogenannte „Leak“ zeigt aber die Heuchelei,
mit der die Verhandlungen um TTIP und mit TTIP
geführt werden. Das ist ungefähr vergleichbar mit
dem, was wir gegenwärtig in der Milchkrise erleben:
Da wird auch das eine gesagt und das andere ge-
tan. TTIP wird die Milchkrise noch verstärken und
zu einer knallharten Konzentration im Sektor und
damit zu einem Sterben von Bauernhöfen und der
Milchproduktion in Thüringen führen. Das wird zu
einer weiteren Entfremdung zwischen Herstellern
und Verbrauchern von Lebensmitteln führen.
Steuerungsmaßnahmen dagegen werden schwierig
werden, wenn TTIP in Kraft tritt.

Wie aus den veröffentlichten TTIP-Dokumenten
deutlich wird, finden sich im Vorschlag der EU zwar
wohlklingende Sätze zur Erhaltung der Standards
in der landwirtschaftlichen Produktion mit Blick auf
die Gesundheitsgefahren, jedoch ist am Ende sol-
cher Paragrafen immer wieder der Satz zu finden,
dass keine unnötigen Handelshemmnisse aufge-
baut werden sollen. Wer bestimmt, was ein unnöti-
ges Handelshemmnis ist? Ist das Einfuhrverbot von
Rindfleisch, das von Bullen kommt, die mit Wachs-
tumshormonen behandelt werden, ein unnötiges
Handelshemmnis? Wenn die amerikanischen Ex-
perten felsenfest behaupten, dass diese Hormon-
behandlungen absolut harmlos für die menschliche
Gesundheit sind, gilt dann das Vorsorgeprinzip
noch? Sogenannte technische Arbeitsgruppen wer-
den dann die Entscheidungshoheit bekommen, sol-
che Gesundheitsgefahren abzuklären. Demokra-
tisch legitimierte Akteure werden aus diesen Pro-
zessen ausgeschlossen.

Dass demokratisch legitimierte Akteure ausge-
schlossen sind, wird ganz deutlich in dem Kapitel,
in dem es um die Lösung von Disputen geht. Da ist
trotz aller Beteuerung auch von der SPD-Führung
und deren Bundesminister offenbar noch kein Um-
lenken geschehen. Die Panels, also die sogenann-
ten Schiedsgerichte, und die Akteure in den
Schiedsgerichten werden aus Listen von Mediato-
ren, die die USA und die EU vorlegen wollen, aus-
gewählt. Da fragt man sich: Wer soll denn diese
Listen vorschlagen? Welche demokratische Legiti-
mation haben solche Mediatoren? Keine. Nicht um-
sonst kritisiert der Deutsche Richterbund immer
noch Schiedsgerichte in CETA. CETA ist fertig ver-
handelt, steht vor der Ratifizierung und dahinter
wird TTIP und kann TTIP nicht zurückbleiben. Also
müssen wir auch CETA kippen, wenn Schiedsge-
richte auch in anderen Abkommen verhindert wer-
den sollen. Was bei CETA und TTIP und anderen
regionalen Handelsabkommen deutlich wird, ist,
dass mit diesen bilateralen Abkommen die WTO,
und damit, weil die WTO eine Unterorganisation der
Vereinten Nationen ist, auch die Vereinten Natio-
nen unterminiert werden.

Bei aller Kritik, die aus linker Sicht an der WTO zu
üben war und ist, eines war auch klar: In die WTO
wurden Vertreter der jeweiligen Regierungen ent-
sendet. Ändern sich Regierungen, ändern sich
auch die Vertreter und die Inhalte, die diese in das
Gremium transportieren, demokratisch legitimiert.
Das ist bei TTIP völlig anders. Die bilateralen Han-
delsabkommen sprengen dies sowohl mit den
Schiedsgerichten als auch mit den technischen Ar-
beitsgruppen. Sie sprengen dies auch, weil ein Ak-
teur, zum Beispiel ein Konzern, auf entgangenen
Nutzen vor einem Schiedsgericht klagen kann und
damit Regierungen handlungsunfähig gemacht wer-
den können. Da hilft es auch nicht, wenn der Bun-
desminister oder auch die Kommissarin sagt, dass
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jetzt die Schiedsgerichte so verhandelt werden,
dass sie transparent sind. Transparent bedeutet
noch nicht, demokratisch legitimiert. Transparent
bedeutet, dass es immer noch ein Parallelpanel
gibt, das dann zwar öffentlich ist, aber wo man kei-
nen Einfluss hat.

Präsident Carius:

Frau Dr. Scheringer-Wright, ich darf Sie bitten, zum
Ende zu kommen.

Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE:

Da TTIP Demokratie und die Vielfalt in Produkten
und Produzenten opfert, sagen ich und meine Frak-
tion ganz deutlich, das kann nicht im Interesse von
Thüringen sein. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächster hat Abgeordneter Möl-
ler für die Fraktion der AfD das Wort.

Abgeordneter Möller, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Gäste! Welche Auswir-
kungen sollen denn sogenannte Leaks auf Thürin-
gen haben? Ihr Thema, meine Damen und Herren
von den Grünen, haben wir nach umfangreicher Ex-
egese als Versuch gedeutet, das große TTIP in den
kleinen Thüringer Landtag zu holen. Natürlich sind
wir gern bereit, mit Ihnen auch über europäische
Außenhandelspolitik einerseits und die Interessen
unseres Landes in diesem Zusammenhang zu re-
den.

Das TTIP schwimmt in einer Soße aus Intranspa-
renz, höchsten Erwartungen und Anpreisungen sei-
tens der globalisierten Großunternehmen einerseits
und Befürchtungen bis hin zur Panikmache ande-
rerseits. Wobei man durchaus sagen kann, dass
nun dank stark zunehmender Globalisierungsskep-
sis und Rückbesinnung auf nationale Eigenständig-
keiten und regionale Besonderheiten die Skepsis
gegenüber TTIP nach unserer Wahrnehmung klar
überwiegt und eine Zustimmung zu TTIP in weiten
Teilen der Bevölkerung mittlerweile kaum zu vermit-
teln wäre.

(Beifall AfD)

Nicht ohne Grund betrachten viele Bürger TTIP mit
großer Sorge. Befürchtet wird übrigens beidseits
des Atlantiks, dass dem Freihandelsabkommen re-
gionale Besonderheiten und nationale Standards
zum Opfer fallen. Die Bundeskanzlerin bekräftigt in
diesem Zusammenhang seit Monaten, dass kein
Standard, den es heute in der EU gibt, abgesenkt

wird. Nur, wie das so mit Bekräftigungen der Bun-
deskanzlerin ist – man glaubt ihnen kaum noch.

(Beifall AfD)

Jeder Realist weiß natürlich, dass zwei Handels-
partner, die unterschiedlicher kaum sein können,
sich in den seltensten Fällen in einer Weise ver-
ständigen können – eigentlich ist es unmöglich –,
dass beide ihre vorhandenen Standards wahren
können. Der Glaube fällte einem sehr schwer, dass
gerade der amerikanische Verhandlungspartner,
der im Gegensatz zur Bundeskanzlerin ganz genau
darauf achtet, was im nationalen Interesse ist und
was nicht, hier entsprechende Zugeständnisse
macht, bloß damit die Bundeskanzlerin irgendwann
mal eines ihrer vielen Versprechen halten kann.

Ein gutes Beispiel dafür, wie unterschiedlich die
europäischen und amerikanischen Positionen sind
– das ist eben schon angesprochen worden –, ist
der Verbraucherschutz. Bei uns in der EU gilt das
sogenannte Vorsorgeprinzip und das besagt im
Groben, dass potenzielle Belastungen und Schä-
den für die Umwelt oder die menschliche Gesund-
heit im Voraus vermieden und weitestgehend ver-
ringert und ausgeschlossen werden müssen. Es ist
deswegen – vereinfacht gesagt – für Unternehmen
erforderlich, dass sie nachweisen können, dass ihre
Produkte unbedenklich sind, bevor sie sie vermark-
ten dürfen. In den USA ist das im Grunde – ganz
grob gesprochen – umgekehrt, dort muss dem Pro-
dukt eine schädliche Wirkung nachgewiesen wer-
den, bevor der Verkauf verboten werden kann.

Das sind also zwei völlig unterschiedliche Herange-
hensweisen, wie man Verbraucherschutz organi-
siert. Die Leaks wiederum haben gezeigt, dass die
Amerikaner kein Interesse daran haben, von ihrer
Herangehensweise abzurücken. Nun veröffentlicht
also Greenpeace diese Papiere, diese Leaks – und
nichts geschieht. Jedenfalls nichts Signifikantes,
obwohl seitens der USA so großer Wert auf den
Schutz von Verhandlungsdaten gelegt und den Par-
lamentariern hier in Europa der Zugang zu den Ver-
handlungsunterlagen nur in abgesicherten Leseräu-
men gewährt wird. Trotzdem bleibt der Protest der
Amerikaner verhalten. Da stellt sich natürlich die
Frage, warum – gerade auch vor dem Hintergrund
der Intransparenz des gesamten Verhandlungspro-
zesses. Ein Grund dafür könnte sein, dass in den
USA die Bedeutung von TTIP mittlerweile bei Wei-
tem nicht mehr so hoch eingeschätzt wird, wie das
in der deutschen Öffentlichkeit angenommen wird.
Denn es gibt ja auch noch – auch das ist schon er-
wähnt worden – CETA, die kleine Schwester von
TTIP, das Handelsabkommen mit Kanada. CETA
hält sich dezent im Hintergrund und hat nur einen
Bruchteil der Aufmerksamkeit von TTIP erfahren.
Die Verhandlungen hierzu sind abgeschlossen, nur
eine Ratifizierung steht noch aus. Nun beinhaltet
CETA in abgeschwächter Form auch vieles, was
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bei TTIP so umstritten ist, unter anderem zum Bei-
spiel auch die Investitionsschutzklauseln. Jetzt fra-
gen Sie sich vielleicht, was das mit den USA zu tun
hat. Nun, 81 Prozent der amerikanischen Unterneh-
men, die in Europa tätig sind, verfügen über Toch-
terunternehmen in Kanada und haben so die Mög-
lichkeit, über die Hintertür der kleinen und un-
scheinbaren TTIP-Schwester CETA alle Vorteile
und Privilegien dieses Handelsabkommens zu nut-
zen, ohne mit den Nachteilen von TTIP, wie einem
verstärkten Wettbewerb oder der Absenkung von
eigenen Standards, leben zu müssen.

So bekennt sich CETA zum Beispiel beim Verbrau-
cherschutz explizit zu einem Zulassungsverfahren,
was als Gegensatz zum europäischen Vorsorge-
prinzip verstanden werden kann. Aber kaum einen
regt es auf, weil alles über die TTIP-Leaks redet.
Keiner aber über CETA. So werden wir möglicher-
weise in ein paar Jahren feststellen, dass die TTIP-
Leaks dafür gesorgt haben, dass Zehntausende ge-
gen das falsche Abkommen demonstriert haben,
ein viel wichtigeres aber ignorierten – das Ganze,
weil einige Strategen die gut eingeübten Reflexe
bei Greenpeace richtig einschätzten und diese
Truppe für ein intelligentes Ablenkungsmanöver
nutzten. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Danke schön, Herr Möller. Als Nächster hat Herr
Abgeordneter Warnecke für die SPD-Fraktion das
Wort.

Abgeordneter Warnecke, SPD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, heute beraten wir auf Antrag der Grünen über
TTIP und aktuelle Auswirkungen auf Thüringen. Be-
kannt geworden sind jetzt auf Initiative von Green-
peace die amerikanischen Verhandlungspositionen.
Diese diametralen Positionen sind jedoch nicht die
unseren. Ich möchte hier auf unseren rot-rot-grünen
Koalitionsvertrag, Seite 15, verweisen. Hier sind un-
sere Linien festgeschrieben. Das heißt, solange
diese Linien nicht erfüllt sind, erwarte ich von der
Thüringer Landesregierung auch eine ablehnende
Position von Thüringen im Bundesrat.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es muss im Rahmen der Verhandlungen stets ge-
währleistet werden, dass das Primat der Politik in
keiner Weise eingeschränkt werden darf, Rechts-
staatlichkeit und das Letztentscheidungsrecht de-
mokratisch gewählter Parlamente dürfen nicht
durch Handelsabkommen beeinträchtigt werden.
Um nicht missverstanden zu werden: Europa ist ein
gemeinsamer Wirtschaftsraum und es spricht nichts

dagegen, dass der europäische und der amerikani-
sche Wirtschaftsraum gemeinsame Spielregeln für
einen gemeinsamen Markt festlegen. Wir dürfen
nicht vergessen, dass Deutschland eine Exportna-
tion und auf freien Welthandel angewiesen ist. Wir
sehen weiterhin, wie ärgerlich es ist, wenn der freie
Handel wie jetzt mit Russland behindert wird. Aber
es gibt auch gute Beispiele, Bereiche, in denen glo-
bale und einheitliche Standards vorgegeben sind:
Beim Bau von Flugzeugen müssen übereinstim-
mende Sicherheitsvorschriften gelten, schlicht aus
dem Grund, weil Flugzeuge weltweit starten und
landen können müssen. Das klappt übrigens auch
ganz ohne TTIP. Längst arbeiten hier europäische
und amerikanische Regulierungsbehörden zusam-
men und gleichen ihre Standards an. Andererseits
gibt es riesige Probleme oder grundsätzliche Unter-
schiede beispielsweise bei der Harmonisierung von
Verbraucher- und Umweltstandards. Dieser Unter-
schied besteht darin, dass in der Europäischen
Union das sogenannte Vorsorgeprinzip gilt, wäh-
rend die Amerikaner auf das Nachsorgeprinzip set-
zen. Wenn zwei so unterschiedliche, ja, gegensätz-
liche Systeme auf einen gemeinsamen Nenner ge-
bracht werden sollen, ohne dass das Schutzniveau
im Verbraucherschutz, Arbeitsrecht, Arbeitsschutz,
Umweltbereich oder Rechtsschutz abgesenkt wird,
wäre das praktisch eine Quadratur des Kreises und
dies unabhängig davon, ob europäische oder ame-
rikanische Standards abgesenkt bzw. verbessert
werden sollen.

Hinzu kommt die gepflegte Geheimniskrämerei der
Unterhändler der amerikanischen Seite und der
Europäischen Union. Es wäre meines Erachtens ei-
ne Selbstverständlichkeit und eine Selbstverpflich-
tung, dass Europa alle Dokumente online stellt, und
zwar unverzüglich, sodass sich alle Bürgerinnen
und Bürger ein eigenes, vollumfängliches Bild ma-
chen können.

(Beifall SPD)

Solange es diese Nichtöffentlichkeit weiter gibt,
wird der Widerstand in Form einer europäischen
Initiative gegen TTIP weiter anwachsen und dies
aus meiner Sicht völlig berechtigt. Es soll ebenfalls
nicht unerwähnt bleiben, dass auch auf amerikani-
scher Seite die Ablehnung gegen TTIP deutlich an-
wächst. Aber es wäre fatal, jetzt alle Aufmerksam-
keit auf TTIP zu lenken und im Windschatten des-
sen wird CETA ratifiziert. Es gilt hier, eine Öffent-
lichkeit zu schaffen und Widerstand zu organisie-
ren. Sollte CETA Rechtskraft erlangen, können alle
amerikanischen Firmen über kanadische Niederlas-
sungen bereits die verbesserten, aber doch noch
Schiedsverhandlungen nutzen, vor denen Investo-
ren der Mitgliedstaaten der TTIP-Zone klagen könn-
ten, falls sie sich durch neue Gesetze oder geän-
derte Auflagen geschädigt oder gegenüber inländi-
schen Unternehmen benachteiligt fühlen. Zwischen
Rechtsstaaten sind übergeordnete Instanzen zum
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Investorenschutz überflüssig und inakzeptabel. Ei-
ne Paralleljustiz durch Schiedsgerichte oder ähnli-
che Instanzen, durch welche Konzerne Staaten we-
gen demokratisch legitimierter Entscheidungen auf
Schadenersatz verklagen können, lehnen wir als
unverhandelbar ab.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es wäre der Super-GAU, wenn die Europäische
Kommission die Inkraftsetzung von CETA ohne die
Ratifizierung der nationalen Parlamente beschlie-
ßen würde. Hier erwarte ich, dass unsere Bundes-
regierung bei ihrer jetzigen Position verbleibt, dass
Teile des Vertrags in die Zuständigkeit der Mitglied-
staaten fallen und somit auch die Mitgliedstaaten
Vertragspartner sind und CETA durch die nationa-
len Parlamente muss. Und dann müssen hier die-
selben von uns aufgestellten Grundsätze gelten,
welche die Parteien in der Bundesregierung bei den
TTIP-Verhandlungen aufgestellt haben. Es darf
kein Absenken der Standards im Verbraucher-
schutz, im Arbeitsrecht, beim Arbeitsschutz, im Um-
weltbereich oder im Rechtsschutz geben. Dies
muss auch hier von allen Bürgerinnen und Bürge-
rinnen vorher öffentlich einsehbar sein. Das heißt
für mich heute: Ablehnung von CETA und TTIP in
der vorliegenden Form. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Als Nächster hat Abgeordneter
Dr. Voigt für die CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Dr. Voigt, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen
und Kollegen! Von Frau Scheringer-Wright bis zu
Herrn Möller, von ganz links bis ganz rechts – of-
fensichtlich haben sich hier die Globalisierungs-
angsthasen zusammengefunden. Freihandel auf
diese Art und Weise zu beschreiben, wie Sie es ge-
rade hier am Pult getan haben, da kann ich nur sa-
gen, die vereinigten Gegner von Amerika haben
sich hier schön zusammengefunden, um über die
Fragestellung zu diskutieren: Wollen wir einen welt-
weit mit europäischen Standards definierten Wirt-
schaftsmarkt oder wollen wir ihn nicht?

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Sie träumen doch!)

Über diese Frage – kann ich Ihnen ehrlich sagen –
bin ich sehr überrascht. Sie überraschen mich ei-
gentlich nicht, aber ich finde es enttäuschend, dass
man sich nicht mal mit der Sache auseinandersetzt.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: So wie Sie!)

Vorsorgeprinzip, es gibt eine EU-Resolution, die so-
wohl die Kommission als auch das Parlament auf
den Weg gebracht haben. Da ist das Vorsorgeprin-
zip als Handlungsmaxime für die EU definiert wor-
den. Schiedsgerichtsverfahren ist eine deutsche Er-
findung. Alle Handelsabkommen, die in dieser Welt
über Schiedsgerichtsverfahren definiert werden
– für Deutschland sind das 127 –, sind quasi nach
deutschem Kontext erfunden worden. Das ist aus
einem ganz simplen Prinzip heraus geschehen,
weil eben nicht nach dem Heimatlandprinzip, wo
ein Rechtsgeschäft getätigt wird, am Ende in ir-
gendwelchen Diktaturen irgendwelche korrupten
Leute darüber entscheiden sollen, sondern
Schiedsgerichte, die unabhängig darüber befinden,
ob die Vertragsbedingungen erfüllt sind oder nicht.
Ich kann verstehen, dass es von der linken Seite
immer wieder Bedenken gegen Globalisierung, ge-
gen Internationalisierung gibt. Die Zeiten der Natio-
nalökonomie sind vorbei. Aber ich stelle Ihnen mal
– und ich nehme Ihnen ab, dass Ihre Sorgen erns-
ter Natur sind – die Frage, ob Sie glauben, dass wir
in Bereichen von Umweltstandards, Menschenrech-
ten, Gerechtigkeit weltweit besser fahren würden,
wenn es kein TTIP geben wird

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Na klar!)

oder ob wir besser fahren, wenn wir es tun. Da
kann ich Ihnen ganz klar sagen: Ich zweifle an Ihrer
Position, weil ich glaube, dass es nicht nur wirt-
schaftlich wichtig ist, sondern vor allen Dingen auch
politisch, gesellschaftlich und auch ökologisch ent-
scheidend ist, dass wir es schaffen, den größten
Wirtschaftsraum der Welt zwischen der EU und den
USA herzustellen. Jeden Tag werden 3 Milliarden
Euro Direktinvestitionen und Warentransfer zwi-
schen EU und USA getätigt. Jeder vierte Arbeits-
platz in Deutschland hängt vom Export ab. Wenn
wir uns mal die Frage stellen, was wir eigentlich an
Verhandlungsmasse haben, wenn die amerikani-
schen Monopolisten des Internetzeitalters Google,
Microsoft, Amazon, Facebook, Twitter – Sie glau-
ben doch nicht ernsthaft, dass die mir Ihren Gebe-
ten auf ihre Marktmacht verzichten werden. Sie
glauben doch bitte schön nicht ernsthaft, dass die
sagen werden: Wir machen einfach mal unseren
Standard, den wir wollen, und wenn ihr Europäer
nicht mitmachen wollt, ist das euer Problem. Des-
wegen sage ich Ihnen: Wir haben hier eine Riesen-
chance. Wir haben nämlich die Chance, die euro-
päischen Standards für den Weltmarkt zu interna-
tionalisieren. Offen gestanden halte ich das, was
Sie hier vorgetragen haben, für naiv: Zu glauben,
dass die USA aus historischer Nostalgie und trans-
atlantischer Nächstenliebe hierher geht und sagt,
wir brauchen dafür gar keine Verträge.

Das heißt im Umkehrschluss nicht, dass wir nicht
hart verhandeln sollen. Deswegen: Klare Positions-
bestimmung und harte Verhandlungen mit den
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USA. Das bedeutet aber auch, dass das, was
Greenpeace vorgelegt hat, die konsolidierten Texte,
nichts Neues sind. Sie haben einfach nur die kon-
solidierte momentane Position dargelegt. Das ist
aber doch bitte schön nicht die Position der EU. Die
kann man im Internet nachlesen.

Ich habe mir mal die Mühe gemacht und geschaut,
wie viele Leute – weil Sie ja immer von hohem Inte-
resse reden – zur umstrittenen Schiedsgerichtsbar-
keit den Vorschlag der EU-Kommission seit No-
vember 2015 im Internet angeklickt haben. Das ist
ja verfügbar. 15.000 Leute haben diese Position zur
Schiedsgerichtsbarkeit der EU aufgerufen. Wenn
ich mir „Wirtschaftsinteressen und Wertevorstellun-
gen“ anschaue, wo die Frage des Vorsorgeprinzips
reinzählt: 5.000 mal. Das ist all das, was die Leute
offensichtlich an hohem Interesse haben. Deswe-
gen kann ich Ihnen nur raten: Bitte nicht nach dem
alten leninistischen Grundsatz „erst denunzieren,
dann isolieren und dann liquidieren“ vorgehen, son-
dern bitte schön einfach hier ganz ohne Schaum
vorm Mund eine sachgerechte Position führen.
Wenn Sie die Frage stellen, was TTIP für Thürin-
gen bringen kann, dann kann ich Ihnen sagen: Ge-
rade kleine und mittelständische Unternehmen ha-
ben bei den nicht tarifären Handelshemmnissen rie-
sige Chancen. Es gibt viele Mittelständler – wenn
Sie in Thüringen unterwegs sind –, die Ihnen sa-
gen, wir können gar nicht in die USA exportieren,
weil wir dann wahrscheinlich unterschiedliche Pro-
duktvarianten präsentieren müssen. Das kostet uns
alles viel mehr Geld und deswegen können wir
nicht auf diese Märkte. Wenn TTIP kommt, haben
wir den Zugang zu einem Handelsmarkt von
800 Millionen Leuten. Ich glaube, das ist eine Rie-
senchance für KMUs in Thüringen. Schönen Dank.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Das Problem haben die Mittel-
ständler trotzdem noch!)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Dr. Voigt. Als
Nächster hat Herr Minister Prof. Dr. Hoff das Wort.

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren, es ist jetzt die zweite Aktuelle Stunde,
die wir in diesem Jahr zu TTIP führen. Wir hatten
über dieses Thema bereits im Januar gesprochen.
Da ging es vor allem um die inhaltlichen Fragestel-
lungen und die inhaltlichen Themen, die mein Kolle-
ge Minister Tiefensee hier angesprochen hatte.
Dem ist auch im Wesentlichen nichts hinzuzufügen.

Dieser Dreisatz, den Sie vorgenommen haben, das
war übrigens nicht Lenin, sondern Stalin. Und ich
glaube, den stalinschen Terror hier in die Debatte
über TTIP einzubringen, sagt mehr über denjeni-
gen, der gesprochen hat, als über die Qualität der
Debatte, die wir hier geführt haben.

(Heiterkeit AfD)

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das zum einen. Zum anderen, Herr Dr. Voigt: Ich
finde das absolut respektabel und auch in Ordnung,
dass man eine Haltung pro Freihandel haben kann
und auch eine Haltung pro TTIP. Aber denjenigen,
die einen kritischen Blick auf Verhandlungsgegen-
stände haben, ein antiamerikanisches Ressenti-
ment zu unterstellen, ist eine dreister Vorwurf, denn
wir reden hier auch über die Interessen derjenigen
US-amerikanischen Beschäftigten, die ebenso wie
deutsche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von
einem solchen TTIP nicht profitieren, sondern
– ganz im Gegenteil – Schaden nehmen würden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Insofern geht es hier um diejenigen – und zwar in-
ternational –, die von einem solchen Freihandelsab-
kommen negativ berührt werden würden. Diese
Form der Internationale, Herr Voigt, verstehen Sie
selbstverständlich nicht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Das
stimmt!)

Insofern ist der dritte Punkt, Herr Voigt, Ihre These:
Führt Freihandel grundsätzlich zu Demokratisie-
rung?

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Die ist be-
wiesen, die These!)

Ich glaube, dass allein China – das Land, dem Ihre
Partei nun, glaube ich, deutlich näher steht als mei-
ne – ein deutlicher Beweis dafür ist, dass mehr
Handel zur Demokratisierung in China keinen Deut
beigetragen hat, sondern dass wir einen Rückgriff
auf maoistische Kulturrevolutionsprinzipien haben,
wo Ihre gesamten Handelsprinzipien, die Ihre Bun-
desregierung in den letzten Jahren präferiert hat,
zur Demokratisierung in China keinen Deut beige-
tragen haben. Insofern können wir die Evidenz Ihrer
These gern weiter diskutieren. Ich glaube nur, dass
die Selbstsicherheit, mit der Sie sagen, „ist bewie-
sen“, nicht angemessen ist.

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Ist bewie-
sen!)

Das Q.e.d. unterschreibt neben Ihnen wahrschein-
lich die Mehrheit hier im Plenum nicht.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es ist die Frage gestellt worden, warum wir hier im
Landtag über dieses TTIP-Thema erneut diskutie-
ren. Ich glaube, dass es in der Logik rot-rot-grüner
Diskussion liegt, warum dieses TTIP-Thema aufge-
rufen werden muss, denn die Auswirkungen auf
Thüringen sind an einer Stelle ganz klar: Worum es
bei der von Bündnis 90/Die Grünen beantragten
Aktuellen Stunde geht, ist die Diskussion zu diesem
Freihandelsabkommen, aber es geht zunächst erst
einmal darum, dass der 1. Mai 2016 insoweit ein
wichtiger Tag war, als an diesem Tag Greenpeace
in den Niederlanden wichtige Verhandlungsdoku-
mente der amerikanischen Seite für die Öffentlich-
keit transparent gemacht hat und sich in kürzester
Zeit zum zweiten Mal hintereinander Whistleblower
Verdienste um den eigentlichen Gegenstand von
TTIP, aber eben zugleich auch für transparentes
Regierungshandeln erworben haben. Und genau
die Frage, was heißt eigentlich die zwingende Not-
wendigkeit, dass Whistleblower auf solche Sach-
verhalte aufmerksam machen, das ist der Gegen-
stand, über den wir hier diskutieren müssen. Dazu,
Herr Dr. Voigt, haben Sie kein Wort gesagt.

Die Enthüllungen der Whistleblower zeigen – und
das ist für Thüringen festzuhalten –, dass Rot-Rot-
Grün in seiner Haltung bestärkt wird, dass wir einen
wirksamen europäischen und deutschen Schutz
von Whistleblowern auch auf gesetzlicher Ebene
brauchen. Das ist der Gegenstand, über den wir
heute hier mit diskutieren. TTIP wird tief in die Le-
bensverhältnisse von mehr als 800 Millionen Men-
schen in der EU und in den Vereinigten Staaten
von Amerika eingreifen. Es soll ein Wirtschafts-
grundgesetz der Superlative werden, eine Wirt-
schaftsverfassung, die für die USA und die EU glei-
chermaßen gelten soll und die eben tief in die politi-
schen, aber auch in die Sozialstrukturen der betei-
ligten Staaten und Gesellschaften und damit in das
alltägliche Leben der Menschen eingreift. 40 Pro-
zent des gesamten Welthandels wird TTIP betref-
fen. Die potenziellen Auswirkungen auf die soge-
nannten Drittstaaten – das sind die Entwicklungs-
und Schwellenländer, von denen Sie sich insbeson-
dere demokratische Potenziale erhoffen – sind heu-
te kaum abzuschätzen. Ich habe eine andere Auf-
fassung zu Ihrer zwangsläufigen Demokratisie-
rungsthese, Herr Dr. Voigt, schon angesprochen.
Vieles ist eben noch unklar. Vieles ist auch den
Exekutiven und den Legislativen in den davon be-
rührten Ländern unklar. Das ist der Gegenstand,
der durch die TTIP-Leaks noch mal unmissver-
ständlich belegt wurde. TTIP, TiSA, CETA greifen
mit der Definition von Standards und Zulassungs-
verfahren, Regelungen für den Marktzugang oder
den Investitionsschutz in die Befugnisse der Legis-
lativen in den betreffenden Staaten und in der EU
ein. Diese Befugnisse werden durch die Abkom-

men, die hier diskutiert werden, zumindest infrage
gestellt, gegebenenfalls sogar tatsächlich materiell
unterminiert. Das kann aus unserer Sicht nicht un-
terstützenswert sein.

Seit dem 1. Mai 2016 kennt ein zumindest deutlich
größerer Teil die ganz erheblichen Differenzen zwi-
schen der amerikanischen und der europäischen
Verhandlungsposition. Die europäische Informa-
tionspolitik in Sachen TTIP auf europäischer Ebene
hat sich seit 2012 zwar in Teilen zum Positiven ge-
wendet, aber dass man tatsächlich von einer Trans-
parenz sprechen kann, das ist nicht klar. Jeder klei-
ne Schritt der Information kam eben nicht von
selbst, sondern immer nur auf öffentlichen Druck
und danach entstand politischer Druck für mehr
Transparenz.

Ich sehe auf europäischer Ebene in dieser Hinsicht
durchaus weiterhin Diskussionsbedarf. Ich erinnere
an die Kontroverse, die erst kürzlich im Euro-
päischen Parlament über die sogenannte Ge-
schäftsgeheimnis-Richtlinie und ihre hemmenden
Auswirkungen auf investigativen Journalismus und
Whistleblower ausgetragen worden ist. Transpa-
renz bei TTIP und CETA bedeutet vor allem parla-
mentarische Beteiligung. Die Abkommen bedürfen
nicht nur der Zustimmung des Europäischen Parla-
ments, sondern auch des Deutschen Bundestags
und des Bundesrats, der Länderkammer hier in
Deutschland. Die Regelungen zum Beispiel zum In-
vestitionsschutz, zum Verkehrsrecht, zur Anerken-
nung von Berufsqualifikationen, zum Arbeitsschutz
bedürfen in Europa der Ratifikation und in Deutsch-
land der Zustimmung des Bundesrats. Das habe
ich bereits hier in meiner Regierungserklärung zur
europapolitischen Strategie im März ausgeführt.

Ich habe jüngst dem Chef des Bundeskanzleramts
in einem Brief unsere Position unmissverständlich
deutlich gemacht, dass die Landesregierung von
der Bundesregierung erwartet, dass die verfas-
sungsmäßigen Gesetzgebungskompetenzen vom
Bundestag und Bundesrat eben auch bei CETA
und TiSA – und nicht nur bei TTIP – gewahrt blei-
ben und dass die quasi stillschweigende Vorabin-
kraftsetzung von CETA aus Sicht der Landesregie-
rung dem Gesichtspunkt der Zustimmungspflicht
des Bundesrats nicht vorgenommen werden kann.
Ein eindeutiges Bekenntnis sowohl des Kanzler-
amts als auch der Kommission in diese Richtung ist
bisher öffentlich nicht deutlich gemacht worden. Wir
können unsere Mitwirkungsrechte bei TTIP, CETA
und TiSA nur dann voll wahrnehmen, wenn wir Zu-
gang zu allen relevanten Informationen haben und
wenn in Bezug auf die Verhandlungen größtmögli-
che Transparenz herrscht.

Die Einrichtung eines TTIP-Leseraums im Bundes-
wirtschaftsministerium habe ich in meinem Rede-
beitrag zur europapolitischen Strategie auch schon
mal angesprochen gehabt und habe auf den You-
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Tube-Beitrag eines Bundestagsabgeordneten hin-
gewiesen, der quasi nonverbal in einem Pantomi-
me-Tanz versucht hat deutlich zu machen, was er
im Leseraum gelesen hat, weil er mit niemandem
darüber reden darf. Das zeigt die Verrenkungen,
die wir zurzeit bei der Transparenz über die CETA-
Dokumente machen. Da hätte ich mir, Herr
Dr. Voigt, auch von Ihrer Seite mehr gewünscht,
denn das kann auch Ihnen nicht gefallen. Warum
kann Ihnen das nicht gefallen? Es ist aus meiner
Sicht ein großes Problem, wenn die inhaltlichen
Kontroversen, die wir haben – und die gibt es ja
und die sind ja auch richtig, dass sie diskutiert wer-
den können, Herr Dr. Voigt. Es ist nur so, dass,
wenn Geheimhaltung dazu führt, dass sich Vorur-
teile und Ressentiments Bahn brechen, dann muss
doch unser gemeinsames Interesse sein, tatsäch-
lich mehr Transparenz über den Inhalt der Ver-
handlungen herzustellen, um auf der Ebene, in der
vor allem über Befürchtungen und über das Gefühl
artikuliert wird, dass man in solche Debatten nicht
adäquat einbezogen wird, dass Informationen vor-
enthalten werden, das ist doch das Problem, wo
wir, wenn auch aus unterschiedlichen inhaltlichen
Positionen Übereinstimmung haben sollten.

(Zwischenruf Abg. Dr. Voigt, CDU: Ich gebe
Ihnen recht. Bei den Theaterdebatten haben
…)

Genau, deshalb haben wir dort absolute Transpa-
renz hergestellt und deshalb sind wir zu den Men-
schen hingegangen und haben hier in jedem Thea-
ter diskutiert, weil uns genau diese Transparenz am
Herzen liegt. Ich danke Ihnen dafür, dass Sie das
noch mal wertschätzend hier so artikuliert haben,
Herr Dr. Voigt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich weiß ja, dass Sie insgeheim ein wirklicher An-
hänger dieser Landesregierung sind.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nach einer aktuellen Umfrage von Infratest dimap
im Rahmen des Deutschlandtrends der ARD sagen
70 Prozent der Deutschen, TTIP bringe eher Nach-
teile als Vorteile für unser Land. Mehr als zwei Drit-
tel vertreten diese ablehnende Position. Nur
17 Prozent erwarten eher Vorteile von TTIP. Der
Abstand zwischen beiden Positionen hat sich bin-
nen eines Monats von 21 Prozent auf 53 Prozent
verdoppelt. Ich glaube, dass es zunächst vor allem
darum geht, Transparenz herzustellen, die Positio-
nen deutlich zu machen, eine Kontroverse zuzulas-
sen, Menschen die Möglichkeit zu geben, sich in
solche Debatten einzubringen. Denn wer die Men-
schen für bedeutende Vorhaben und vor allem für
nachhaltige Veränderungen überzeugen will, der
darf ihnen nicht die Informationen darüber vorent-
halten, was ihnen bevorsteht, sei es als Verbrau-

cherinnen oder Verbraucher, als Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer oder als Unternehmer. Die
Zivilgesellschaft muss in wichtige Entscheidungen
für das Gemeinwesen einbezogen werden. Das gilt
für wirtschaftliche Großprojekte, das gilt für öffentli-
che und politische Vorhaben. Transparenz ist nicht
nur möglich, sie ist entscheidend für die Zukunft
von Demokratiefreiheit und Rechtsstaat. Aber es ist
auf der anderen Seite auch notwendig, eine sachli-
che Aufklärung vorzunehmen, eine ressentiment-
freie Debatte nach dem Prinzip des zwanglosen
Zwangs des besseren Arguments.

TTIP und TTIP-Leaks bestärken die Landesregie-
rung darin, den Weg einer intensiven Einbindung zi-
vilgesellschaftlicher Akteure in die Entwicklung von
strategisch wichtigen Entscheidungen für den Frei-
staat konsequent weiterzugehen. Wenn hier die
Frage gestellt worden ist, warum diese aktuelle De-
batte sinnvoll und richtig ist und was die Schlussfol-
gerungen für Thüringen sind, der mag einen Blick
auf den Antrag der Koalitionsfraktionen für mehr
Transparenz öffentlicher Dokumente werfen, denn
genau diese Transparenzregelungen, die hier be-
antragt werden, sind eine konsequente Umsetzung
der Whistleblower- und Transparenzpositionen, die
ich hier dargestellt habe. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Weitere Redemeldungen liegen mir
momentan nicht vor, sodass ich diesen Tagesord-
nungspunkt im ersten Teil schließe.

Ich rufe auf den zweiten Teil der Aktuellen Stunde

b) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion der AfD zum The-
ma: „Moscheebauten in Thü-
ringen – Nicht gegen den Bür-
gerwillen!“
Unterrichtung durch den Präsi-
denten des Landtags
- Drucksache 6/2157 -

Das Wort hat Abgeordneter Höcke für die AfD-Frak-
tion.

Abgeordneter Höcke, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Besu-
cher auf der Tribüne, sehr verehrte Damen und
Herren Abgeordnete, Umgehungsstraßen, Wind-
kraftanlagen oder Moscheen – egal. Mündige Men-
schen wollen selbst entscheiden, wenn sich in ihrer
Nachbarschaft grundsätzlich etwas verändern soll.
Aber leider ist das Gegenteil der Fall. Der Bürger
wird in Pseudo-Dialogveranstaltungen pseudobetei-
ligt, um am Ende in Gutsherrenart bevormundet zu
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werden. Das ist keine Art und Weise in einer Demo-
kratie.

(Beifall AfD)

Letzte Woche wurde bekannt, dass die Ahmadiyya-
Gemeinde einen Bauvorantrag zur Errichtung einer
Moschee gestellt habe. Dabei sieht die Gemeinde,
so wörtlich, „einen gesellschaftlichen Bedarf“ für ei-
ne Moschee. Bei gerade 80 Mitgliedern dieser Ge-
meinde in Thüringen sehen wir als AfD-Fraktion im
Thüringer Landtag diesen gesellschaftlichen Bedarf
nicht.

(Beifall AfD)

Offensichtlich geht es der Gemeinde auch nicht da-
rum, Räumlichkeiten für Gebete und Spiritualität zu
schaffen, dagegen hätte keiner etwas einzuwen-
den, sondern sie will nach außen wirken. Sie will,
so wörtlich, „Gesicht zeigen“. Wir meinen, für
80 Leute, die noch nicht lange hier sind, ist das
ganz schön selbstbewusst-anspruchsvoll gegen-
über den Erfurtern und Marbachern. Die Moschee
soll eine Außenwirkung entfalten, denn Ahmadiyya
hat schon immer missioniert. Da gibt es das Mo-
scheebauprogramm, das im Jahre 2023 abge-
schlossen sein und dann 100 Moscheen in
Deutschland umfassen soll. In Plauen, in Zwickau,
in Dresden werden bereits Grundstücke gesucht, in
Chemnitz liegt eine Bauvoranfrage vor und in Leip-
zig soll gegen starken Widerstand der Bevölkerung
im Herbst mit dem Bau einer Moschee begonnen
werden. Wer religiöse Botschaften mit demonstrati-
ven Bauvorhaben in die Gesellschaft tragen will,
der muss das Einvernehmen mit dieser Gesell-
schaft herstellen.

(Beifall AfD)

Wir sind überzeugt, das kann nur im Einklang mit
den Wertvorstellungen der Menschen vor Ort gelin-
gen. Es ist für uns eine Selbstverständlichkeit, dass
die Bürger gefragt werden, ob sie diese fremde und
extrovertierte Symbolik in ihrer Nachbarschaft wün-
schen.

(Beifall AfD)

Das sehen andere zu unserem Bedauern leider an-
ders. Laut Islambeauftragtem des Bistums Erfurt
hätten die Bürger kein Mitspracherecht bei Mo-
scheebauten, denn Religionsfreiheit gelte ohne Ein-
schränkung.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ja, so ist das bei uns!)

Sehr verehrte Kollegen Abgeordnete, ich betone:
Es geht in Marbach aber nicht um die individuelle
Religionsausübung,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sie müssen es ja wissen,
Herr Höcke!)

es geht nicht um das individuelle Grundrecht der
Religionsausübung. Dessen Ausübung ist selbst-
verständlich zu gewährleisten.

(Beifall AfD)

Nein, sehr verehrte Kollegen Abgeordnete, es geht
darum, ob und wie eine Moschee mit Kuppel und
Minarett errichtet werden darf.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ja! Und?)

Der Präsident der Türkei, der Vorsitzende der AKP
– damals, als er diese Worte in den öffentlichen
Raum abgab, Oberbürgermeister von Istanbul –, er-
klärte am 6. Dezember 1997 – ich zitiere Recep
Erdo#an –: „Die Demokratie ist nur der Zug, auf
den wir aufsteigen, bis wir am Ziel sind. Die Mo-
scheen sind unsere Kasernen, die Minarette unsere
Bajonette […] und die Gläubigen unsere Soldaten.“
Dieses Zitat belegt, sehr verehrte Kollegen Abge-
ordnete, der Islam ist nicht in der Lage, Religion
und Politik zu trennen.

(Beifall AfD)

Wer sich dieser Debatte allein unter Verweis auf die
Religionsfreiheit entziehen will, handelt unsozial,
undemokratisch und darf zu Recht als „Einfaltspin-
sel“ bezeichnet werden.

(Beifall AfD)

Die Bürger Marbachs sollen selbst die Entschei-
dung treffen, in welcher Form die Ahmadiyya-Ge-
meinde ihr Vorhaben umsetzen darf. Die Behörden
müssen die öffentliche Meinung zwingend bei ihren
Entscheidungen berücksichtigen. Auch um diesen
Prozess basisdemokratisch anzulegen, haben wir
in dieses Plenum einen entsprechenden Gesetzent-
wurf zur Änderung des Thüringer Verwaltungsver-
fahrensgesetzes eingebracht. Mit diesem Gesetz-
entwurf wollen wir sensibilisieren. Wir wollen, dass
eine verpflichtende – und das betone ich, eine ver-
pflichtende –, frühe Öffentlichkeitsbeteiligung
durchgeführt wird, und zwar vor Antragstellung zu
solchen Bauvorhaben.

(Beifall AfD)

Sollte im Rahmen dieser Öffentlichkeitsbeteiligung
die Kritik überwiegen, muss eine andere Lösung
gefunden werden. Es gibt in dieser und in anderen
Fragen keine Alternativlosigkeit in einer Demokra-
tie. Dafür, sehr verehrte Kollegen Abgeordnete,
dass es diese Alternativlosigkeit nicht mehr gibt,
werden wir als AfD-Fraktion im Thüringer Landtag
auch in Zukunft Sorge tragen. Herzlichen Dank.

(Beifall AfD)
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Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Höcke. Als Nächste hat Abgeord-
nete Rothe-Beinlich für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, ich zitiere den Parlamenta-
rischen Geschäftsführer der AfD-Fraktion auf Face-
book am 12. Mai 2016 um 7.10 Uhr: „Schwupps –
pünktlich zum kürzlich beschlossenen Parteipro-
gramm gibt es nun auch für uns AfDler in Erfurt die
passende politische Arbeit für die nächsten Wo-
chen und Monate. Die nach eigenen Angaben ca.
70-köpfige Ahmadiyya-Gemeinde will eine Mo-
schee in Marbach bauen – mit Kuppel und Mina-
rett.“ Ich glaube, spätestens jetzt hat jeder begrif-
fen, was Sie von der AfD heute hier einmal mehr
gemacht haben. Sie nutzen das Parlament als Büh-
ne,

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Was machen
Sie denn?)

Sie benutzen den Bau einer Moschee für Ihre men-
schenverachtende Ideologie und für Ihre antimusli-
mischen Ressentiments, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir als Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordern je-
denfalls die AfD-Fraktion auf, sich zu den Werten
des Grundgesetzes zu bekennen, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

„Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die
Freiheit des religiösen und weltanschaulichen Be-
kenntnisses sind unverletzlich. Die ungestörte Reli-
gionsausübung wird gewährleistet.“ heißt es in Arti-
kel 4 des Grundgesetzes. „Das schließt das Recht
ein, dass Menschen ihrem Glauben entsprechend
öffentliche Gottesdienste feiern und gottesdienstli-
che Stätten errichten können.“ – so nachzulesen
schon 2007 bei der EKD. „Darin stimmt das Grund-
gesetz [übrigens] mit zahlreichen internationalen
Dokumenten zum Schutz der Menschenrechte
überein, allen voran der ‚Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte‘ der Vereinten Nationen von 1948
und der ‚Europäischen Konvention zum Schutz der
Menschenrechte‘ von 1950. Die Religionsfreiheit,“
meine sehr geehrten Damen und Herren, „gilt für al-
le Religionsgemeinschaften. Wie ernst wir es mit
dem Grundrecht der Religionsfreiheit nehmen, zeigt
sich nicht in erster Linie darin, dass wir es selbst in
Anspruch nehmen, sondern dass wir seine Geltung
für alle achten und verteidigen.“ Denn auch hier gilt:

„Religionsfreiheit ist immer die Freiheit des Anders-
gläubigen.“, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Herr Höcke hat für heute 19.00 Uhr eine Grund-
satzrede angekündigt nach dem rechtspopulisti-
schen Rapper Chris Ares und dem Redner von Pe-
gida auf dem Erfurter Domplatz. Da werden wir ein-
mal mehr die Ressentiments zu hören bekommen,
meine sehr geehrten Damen und Herren. Aber
worum geht es eigentlich? Wir haben in Thüringen
inzwischen zwölf muslimische Gemeinden und
selbstverständlich ist es höchste Zeit und Anerken-
nung der Lebensrealität, dass auch Moscheen in
Thüringen gebaut werden, meine sehr geehrten
Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Denn, wie gesagt, Menschenrechte und auch die
Religionsfreiheit gelten für alle Menschen, und zwar
aller Glaubensrichtungen. Deutschland ist übrigens
zum Glück schon lange nicht mehr so einheitlich re-
ligiös oder weiß oder sonst wie bestimmt, wie sich
das viele Rechtspopulisten wünschen. Wir sind
schon lange eine pluralistische Gesellschaft. Das
ist eine unserer größten Stärken, auch wenn es Ih-
nen schwerfällt, das zu hören. Die Welt von AfD
und Pegida ist ein völkisches Wolkenkuckucks-
heim, könnte man freundlich sagen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Mehrheit der Muslime in Deutschland, es sind
etwa 5 Millionen, steht für einen aufgeklärten, tole-
ranten Islam in der Mitte unserer Gesellschaft.
Grundgesetz, Religionsfreiheit, Gleichberechtigung,
Recht und Gesetze unseres Landes – all das gilt
übrigens für alle, einheimisch oder eingewandert,
und daran ändert sich auch überhaupt nichts, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren.

Im Übrigen, weil das auch gern diskutiert wird: Mit
islamistischen Strömungen müssen sich Muslime
ganz genauso wie Nichtmuslime offensiv auseinan-
dersetzen, und zwar auf Grundlage unseres Grund-
gesetzes. Wir müssen den Islam beispielsweise
durch islamischen Religionsunterricht und in
Deutschland ausgebildete Imame einbürgern. Das
NRW-Schulgesetz hat uns vorgemacht, wie man
das vernünftig gestalten kann.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es be-
schämt mich wirklich, wie die AfD dieses Parlament
als Bühne missbraucht, als Bühne für Populismus,
als Bühne für Religionsfeindlichkeit, als Bühne für
Menschenverachtung. Das tragen wir so definitiv
nicht mit, meine sehr geehrten Damen und Herren.
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(Zwischenruf Abg. Herold, AfD: Dann gen-
dern sie mal den Koran, Frau Rothe-Bein-
lich!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein Mo-
scheebau in Erfurt-Marbach, wo ich übrigens woh-
ne, ist ebenfalls überfällig, genauso wie wir ihn in
Erfurt insgesamt sicherlich brauchen. Viele von uns
wissen, dass beispielsweise jeden Freitag in der
Leipziger Straße zwischen 800 und 1.200 Muslime
ihr Freitagsgebet verrichten, mehr oder weniger in
Hinterhofmoscheen. Wollten wir nicht eigentlich,
dass selbstverständlich auch das muslimische, das
christliche, das jüdische Leben überall auch sicht-
bar auf unseren Straßen und Plätzen stattfindet?
Sich dann an „fremdländischer Architektur“ hochzu-
ziehen, ist einmal mehr an den Haaren herbeigezo-
gen, meine sehr geehrten Damen und Herren. Ich
jedenfalls bin froh, dass endlich die Lebensrealität
auch bei uns Einzug hält, und kann den Bau einer
Moschee oder auch mehrerer Moscheen in Thürin-
gen nur begrüßen. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Für die CDU-Fraktion spricht jetzt
Abgeordnete Walsmann.

Abgeordnete Walsmann, CDU:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die Fra-
ge, ob eine Moschee gebaut werden darf, richtet
sich zunächst schlicht nach Recht und Gesetz. Be-
antworten muss sie die Verwaltung. Hinter den De-
batten um den Bau steht jedoch die eigentliche Fra-
ge, wie unsere Gesellschaft Anhänger von Religio-
nen integrieren will, die nicht wie das Christentum
zu den Quellen der deutschen Kultur gehören, aber
selbstverständlich den grundrechtlichen Schutz der
ungestörten Religionsausübung genießen. Beides
will ich kurz streifen.

Die Bauvoranfrage liegt nun in den Händen des
Oberbürgermeisters und seiner Verwaltung. Wir er-
warten bei der Prüfung des Bauantrags eine sorg-
fältige Güterabwägung und breite öffentliche Beteili-
gung.

(Beifall CDU)

Dabei müssen konkurrierende Interessen berück-
sichtigt werden. So liegt bereits seit August 2015 ei-
ne Pachtanfrage des THW über die BImA für die-
ses Grundstück vor, lange bevor die Ahmadiyya-
Gemeinde Interesse zeigte. Katastrophenschutz ist
für alle Bürgerinnen und Bürger von herausragen-
dem Interesse. Meine Damen und Herren, das
brauche ich hier nicht zu sagen, das THW ist eine
Säule des Katastrophenschutzes und deshalb er-
warten wir,

(Beifall CDU, AfD)

dass zunächst diese Anfrage geprüft wird.

Auch die Nähe des geplanten Baus zum Gefah-
renschutzzentrum dürfte zu gewissen rechtlichen
Einschränkungen führen. Bei der Prüfung des Baus
sollte auch die Gestalt des Baus einbezogen wer-
den. Es ist doch allgemein bekannt, dass vor allem
Minarette bei vielen Bürgern Anstoß erregen. Wir
erwarten, dass dies im Gespräch mit dem Bauherrn
thematisiert wird.

(Beifall CDU)

Für das Erfurter Stadtoberhaupt ist ein Rückzug auf
das Baurecht aus unserer Sicht zu wenig, das will
ich ausdrücklich hinzufügen. Der erste Antrag für
den Bau einer Moschee in Erfurt und Thüringen ist
ganz offensichtlich ein Thema, das mehr Kommuni-
kation erfordert als ein normales Bauantragsverfah-
ren.

Meine Damen und Herren, über eines sollte Kon-
sens bestehen, ich sage das sehr deutlich: Es ist
weder möglich noch verfassungsrechtlich oder
ethisch vertretbar, Moscheen grundsätzlich aus
dem öffentlichen Raum zu verbannen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

An einer gelingenden Integration auf Basis der
deutschen Leitkultur hängen mittel- und langfristig
innerer Friede und Zusammenhalt unseres Ge-
meinwesens.

(Beifall CDU, AfD)

Einerseits verhindert ein integrierter Islam, der sich
auf Basis dieser Leitkultur entwickelt und ihre Prin-
zipien akzeptiert, dass islamische Gemeinschaften
zum Rekrutierungsfeld oder zur Brutstätte für Fun-
damentalismus, Extremismus oder gar Terror wer-
den.

(Beifall CDU)

Auf der anderen Seite haben viele Menschen ge-
nau an diesem Punkt auch berechtigte Fragen. Die-
sen Debatten dürfen wir nicht ausweichen und wir
dürfen sie vor allem den islamischen Gemeinschaf-
ten nicht ersparen: Wie haltet ihr es mit der Rolle
der Frauen? Wie geht ihr mit Kritik und Meinungs-
freiheit um?

(Beifall CDU, AfD)

Wie haltet ihr es mit der Religionsfreiheit? Wie hal-
tet ihr es mit der Trennung von Religion und Politik?

(Beifall CDU, AfD)

Wie haltet ihr es mit der Scharia? Wie steht ihr zum
islamistischen Terror und seid ihr bereit, jede Form
der Gewaltausübung im Namen des Islam öffentlich
zu verurteilen und die Gläubigen zu Gewaltlosigkeit
aufzurufen?
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Meine Damen und Herren, das sind nicht allein poli-
tische Fragen. Das sind auch theologische Fragen
an den Islam. Die Antwort, wir halten uns an die
Gesetze des Landes, in dem wir in einer Minderheit
leben, ist da zu wenig, meine Damen und Herren.

(Beifall CDU, AfD)

Diese Debatte muss etwa in den Hochschulen, wo
sich auch Lehrstuhlinhaber für Islamische Theolo-
gie der wissenschaftlichen Kritik stellen müssen,
oder auch in Schulen geführt werden. Deshalb ha-
ben wir uns schon im Januar 2015 für Religionsun-
terricht für Muslime ausgesprochen. Wer über Lehr-
pläne diskutieren muss, der kann der Diskussion
über die Grenzen unserer Verfassung für Glau-
bensgemeinschaften nicht ausweichen.

Meine Damen und Herren, wir stehen am Anfang
solcher Diskussionen. Wir müssen sie führen, und
zwar jetzt. Die vorliegende Bauanfrage zeigt doch
ganz deutlich, dass es Zeit wird zu diskutieren –
höchste Zeit. Danke schön.

(Beifall CDU, AfD)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Walsmann. Als
Nächster hat Abgeordneter Huster für die Fraktion
Die Linke das Wort.

Abgeordneter Huster, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Abge-
ordnete, werte Gäste, die Freiheit des Glaubens,
des Gewissens und die Freiheit des religiösen und
weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletz-
lich. Die ungestörte Religionsausübung wird ge-
währleistet.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, das sind nicht irgend-
welche Worte, sondern das ist fester Bestandteil
unserer Gesellschaft und daher auch in Artikel 4
Abs. 1 und 2 Grundgesetz verankert. Die AfD
schwadroniert von einer kulturfremden Religion und
bei dem Bau der Moschee in Marbach von einem
fremdartigen Bauvorhaben. Das zeigt jedoch nur,
wie wenig Kenntnis die AfD von Religion und in die-
sem Fall insbesondere vom Islam hat.

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Und die Kom-
munisten haben kein …!)

Der Islam ist nicht erst seit gestern in Deutschland
beheimatet. Bereits seit 260 Jahren existieren mus-
limische Religionsgemeinschaften in Deutschland
und bereits vor über 100 Jahren wurde die erste
Moschee in Berlin-Wünsdorf errichtet. Heute leben
über 4 Millionen Muslime in Deutschland, womit der
Islam die drittgrößte Religionsgemeinschaft dar-
stellt. Der Islam ist also keineswegs kulturfremd

oder fremdartig, sondern bereits seit Langem und
gerade in der heutigen Zeit ein fester Bestandteil
der deutschen Gesellschaft.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die AfD spricht von einem Bauvorhaben gegen den
Bürgerwillen. Doch auch Muslime sind Bürger und
auch ihre Interessen gilt es zu wahren. Die AfD mo-
niert, dass Religionsausübung keine Gebetshäuser
benötige. Verfahren wir nach diesem Grundsatz,
meine Damen und Herren, bräuchten Christen auch
keine Kirche oder andere Religionsgemeinschaften
ebenso wenig ein Gebetshaus. Der AfD geht es
hierbei nicht darum, einen religiös gleichberechtig-
ten Anspruch herzustellen, sondern sie betreibt ei-
ne gezielte Diskriminierung gegenüber einer Glau-
bensrichtung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dies wird nochmals durch die Aussagen von Herrn
Möller auf der gestrigen Pressekonferenz unterstri-
chen, dass ein buddhistischer Tempel okay sei, so-
lange er auch halbwegs schön deutsch aussieht.
Man erlaubt also anderen Glaubensgemeinschaften
die Errichtung ihrer Gebetshäuser, ob nun Kirche
oder Tempel, will dies aber dem Islam verweigern.
Die Fraktion rechts außen in diesem Parlament ließ
ebenso gestern verlauten, wenn schon eine Mo-
schee, dann aber ohne Minarett, dies werde nicht
benötigt. Haben Sie schon einmal eine Kirche ohne
Kirchturm gesehen, meine Damen und Herren?

(Zurufe aus den Fraktionen der CDU und der
AfD: Ja!)

Der damalige Imam der Ahmadiyya-Gemeinde Said
Arif warb auf der Kundgebung des Bündnisses „Mit-
menschlich“ am 9. November 2015 vor Tausenden
Menschen für eine tolerante, friedvolle und weltoffe-
ne Gesellschaft. Auch hierfür steht der Bau dieser
Moschee. Die Gemeinde will sich damit keinesfalls
ausgrenzen oder eine Parallelgesellschaft errich-
ten. Mit dieser Moschee entsteht eben auch eine
Begegnungsstätte für Muslime wie für Nichtmusli-
me. Sie ist ein wichtiger Schritt für ein verständnis-
volleres Miteinander und eine aufgeklärtere Gesell-
schaft. Sie ist Ausdruck einer vielfältigen religiösen
Landschaft in Thüringen und sinnstiftend für den in-
terkulturellen Austausch. Genau das ist eben auch
der politische Anspruch des Gebäudes. Genau des-
wegen ist dieser auch positiv zu bewerten und nicht
wie Sie, Herr Möller, es auf der gestrigen Presse-
konferenz sinnwidrig und verzerrt darstellten.

Meine Damen und Herren, die rot-rot-grüne Koali-
tion unterstützt das Vorhaben der Errichtung einer
Moschee als Ausdruck der religiösen Freiheit, als
interkulturelle Austauschstätte für ganz Erfurt sowie
Thüringen und lehnt entschieden die islamfeindli-
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chen Ansichten der AfD-Fraktion ab. Vielen Dank
für die Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön, Herr Huster. Als Nächste hat Abge-
ordnete Frau Marx für die SPD-Fraktion das Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen,
liebe Zuschauerinnen, liebe Zuschauer! Worum
geht es hier eigentlich? Es geht doch um das Start-
up für die nachherige Veranstaltung auf dem Dom-
platz, bei der erstmals auch die Pegida eingeladen
ist, damit die sinkenden Teilnehmerzahlen der letz-
ten Veranstaltungen von Pegida und AfD zusam-
men wieder ein Mehr ergeben. Und Anknüpfungs-
punkt soll der Bau der Moschee sein, der Bau der
Moschee in …

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Heute
Abend ist auch die katholische Kirche einge-
laden!)

Ach, die katholische Kirche, gut, dass Sie auf die
katholische Kirche kommen. Sind das nicht die, die
auch keine Frauen als Priesterinnen zulassen und
trotzdem die Staatskirche Nummer 2 sind und der
Sie angehören.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und Sie sind doch da, Herr Brandner, Sie sind doch
Mitglied der katholischen Kirche. Also sind Sie doch
jedes Mal anwesend. Sie sind doch Mitglied der ka-
tholischen Kirche, steht im Handbuch.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Ja, natür-
lich!)

Präsident Carius:

Wir sind jetzt nicht im Zwiegespräch. Ich bitte ein-
fach, weiter beim Thema zu bleiben.

Abgeordnete Marx, SPD:

Hier geht es um ein Grundrecht, nämlich das der
Religionsausübung. Es wurde gesagt, 70 Mitglieder
der Gemeinde der Ahmadiyya bräuchten kein eige-
nes Gotteshaus. Aber das gehört nun mal zur Reli-
gionsausübung, dass ihnen das selbst überlassen
ist, für wie viele Gemeindemitglieder sie ein Gottes-
haus bauen wollen oder glauben bauen zu müssen.
Selbstverständlich kann das jede andere Gemeinde
jeder anderen Religion auch für sich entscheiden.
Entscheidend ist aber für uns, und das geht auch
durch die Medienwelt, dass Sie doch sich schon
länger vom Islam abgrenzen, und zwar in einer Art

und Weise, dass Sie dem Islam eben insgesamt
unterstellen, ein Wegbereiter totalitärer Anschau-
ung und Gewalt zu sein. Es geht Ihnen, das haben
Sie häufig gesagt, gegen eine sogenannte Land-
nahme. In einem Interview in der „Thüringischen
Landeszeitung“ am 26. März haben Sie, Herr
Höcke, auf die Frage, den Islam unter die Reli-
gionsfreiheit zu stellen, das kommt für Sie nicht in-
frage, geantwortet: Nein, die Religionsfreiheit ist
kein Supergrundrecht. Was Sie damit eigentlich ge-
meint haben, ist, dass Sie das Grundrecht der Reli-
gionsfreiheit begrenzen wollen auf die Kirchen, die
Ihnen vertraut sind, wenn Ihnen überhaupt Kirchen
vertraut sind, was mich bei Ihrem Programm ir-
gendwie immer etwas wundert. Aber das nehmen
Sie ja für sich in Anspruch. Es geht Ihnen doch gar
nicht um das Baurecht, es geht doch auch gar nicht
darum, ob in der Gemeinde Marbach irgendwelche
Anwohner vielleicht den Schatten des Minaretts auf
ihrem Gemüsebeet befürchten müssen.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Dafür stel-
len Sie Windkrafträder hin!)

Es geht Ihnen doch darum, dass Sie in der Kundge-
bung heute behaupten wollen, dass eine Landnah-
me hier beginnt, ausgerechnet von einer Gemein-
de.

Frau Kollegin Walsmann, das muss ich Ihnen auch
sagen: Die Ahmadiyya-Gemeinde ist doch bundes-
weit eigentlich gerade bekannt für eine jahrzehnte-
lange Distanzierung von Gewalt und ist deswegen
auch schon sehr lange anerkannt als Körperschaft
des öffentlichen Rechts wie andere Kirchen auch.

Deswegen verbreiten Sie Angst vor dieser Mo-
schee und die angebliche Mär, dass das nur ein
erster Schritt sei. Sie haben dieses 100-Moscheen-
Programm als Bedrohungsszenario für unser deut-
sches Deutschland angeführt. Die Bundesrepublik
Deutschland verfügt über eine Fläche von
357.168 Quadratkilometer. Wo da 100 Moscheen
eine Bedrohung und eine Landnahme darstellen
sollen, weiß ich nicht, selbst wenn die Ahmadiyya-
Gemeinde …

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Warum muss
die dann in Marbach stehen?)

Das kann doch den Gläubigen überlassen bleiben,
wo sie ihr Kirchenhaus, ihr Gotteshaus errichten
wollen. Warum muss sie dann in Marbach stehen –
das ist eine süße Frage:

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

So richtig ernst nehmen kann man das nicht. Aber
es ist doch ein bisschen armselig, dass Sie diese
Diffamierung gerade dieser kleinen, sehr gesetzes-
treuen und sehr friedliebenden Gemeinde zum An-
lass nehmen müssen, um sich nachher auf dem
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Domplatz wieder mal noch größer und noch blon-
der zu fühlen.

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Carius:

Ich sehe nur zwei blonde Mitglieder.

Abgeordnete Marx, SPD:

Sie spekulieren auf Bauchgefühl und Irrationalis-
mus, sie verdrängen damit Argumentationen, Dia-
log sowie einen wirklich konstruktiven Austausch
von Informationen. In Wirklichkeit wollen Sie doch
gar keinen demokratischen Diskurs, sondern Sie
wollen ihn doch wirklich aushöhlen. Deswegen sag
ich Ihnen: Lassen wir doch die Moschee im Dorf
und auch das Religionsfreiheitsgrundrecht im
Grundgesetz unangetastet!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön, Frau Abgeordnete Marx. Als Nächs-
ter hat Herr Prof. Hoff das Wort. Bitte schön.

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Lie-
ber Herr Malik, Vertreter der Ahmadiyya-Gemeinde
in Thüringen, Sie sind ja heute hier im Plenum, ver-
folgen diese Diskussion. Ich freue mich sehr, dass
Sie da sind.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich freue mich über unser kurzes Gespräch vorhin
und unsere Verabredung, dass wir nicht übereinan-
der reden wollen, sondern miteinander und auch
miteinander das Gespräch suchen. Das ist genau
die Art, wie diese Landesregierung in religiösen und
Religionstoleranzfragen vorgeht.

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Wie bei den
Spezialgymnasien! Da haben Sie lange Zeit
mit den Eltern gar nicht geredet!)

Meine Vorrednerin hat gerade etwas über Ihre Na-
ivität gesagt. Bleiben Sie einfach dabei und lassen
Sie mich sprechen! Ihnen fällt vieles schwer, meine
Damen und Herren von der AfD.

Präsident Carius:

Herr Minister Hoff, ich darf darauf aufmerksam ma-
chen, Abgeordnete bezeichnet man als Landesre-
gierungsmitglied vielleicht nicht als naiv.

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:

Ich habe eine Vorrednerin zitiert. Ich habe ganz ein-
deutig ein Zitat vorgenommen und keine eigene Be-
wertung.

Meine Damen und Herren von der AfD, unter dem
Deckmantel vermeintlicher Artikulation des Bürger-
willens – auch darauf haben Vorrednerinnen und
Vorredner hingewiesen – mobilisieren Sie Ressenti-
ments gegenüber den Menschen muslimischen
Glaubens.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Ein ganz
schönes Maß an Arroganz!)

Die Landesregierung wird sich an diesem Spiel auf
dem Rücken von Religionsgemeinschaften egal
welcher Fasson nicht beteiligen.

Ob der Islam zu Deutschland gehört, mag innerhalb
der Union und des bürgerlich-konservativen Lagers
debattiert werden. Ich würde mich freuen, wenn die
Kontroverse, die auf der einen Seite von Herrn
Kauder mit Herrn Altpräsident Wulff auf der ande-
ren Seite geführt wird, dazu führt, dass es tatsäch-
lich eine konstruktive Diskussion darüber gibt.

Aber eins, glaube ich, muss klar sein: Menschen,
die Religionsgemeinschaften angehören, egal ob
es Muslime, Juden, Christen, Buddhisten sind, ge-
hören zu Thüringen, sie gehören zu Deutschland.
Für sie alle gelten die Grundrechte der freien Reli-
gionsausübung, für sie alle gelten die Grundrechte
der freien Meinungsäußerung und für sie gelten
nicht nur die Grundrechte, sondern natürlich auch
die Pflichten, die unsere Verfassung vorgibt. Hierzu
gehört selbstverständlich die ressentimentfreie Ein-
richtung von Gotteshäusern und Gebetsstätten.

Die Landesregierung steht auf der einen Seite für
interreligiösen Dialog und Austausch, genauso wie
sie für die Akzeptanz derjenigen steht, die an kei-
nen Gott glauben. Erschwernisse der Religionsaus-
übung, wie die AfD sie anstrebt, unter dem Deck-
mantel des Bürgerwillens und unter dem Gesichts-
punkt der Erschwernisse von Bauvorhaben etc.
richten sich im Ergebnis gegen Moscheebauten ge-
nauso wie gegen Planungen jeder Kirchgemeinde,
jedes Vereins und Wirtschaftsunternehmens. Sie
sind letztlich landesentwicklungsfeindlich und nicht
nur wegen ihrer religiösen Intoleranz, sondern auch
in ihrer praktikablen Anwendung hier abzulehnen.
Die Landesregierung wird sie nicht unterstützen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Für uns hier in Thüringen ist es der erste geplante
Bau einer Moschee, jedoch nicht der erste für die
Ahmadiyya-Gemeinde auf deutschem Bundesge-
biet. Es ist bereits darauf hingewiesen worden. Zu
der Zeit, als ich im Berliner Senat Staatssekretär
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sein durfte, wurde in Berlin-Heinersdorf die Khadija-
Moschee im Beisein einer breiten Öffentlichkeit er-
öffnet. Es gab damals anfängliche Skepsis und die
NPD hat damals versucht, massiv gegen dieses
Bauvorhaben mobilzumachen mit vergleichbaren
Argumenten, zum Teil identischen Argumenten, wie
es die AfD hier versucht. Heute spielen Kinder un-
terschiedlichster Herkunft und verschiedener Kultu-
ren auf dem dazugehörigen öffentlich zugänglichen
Spielplatz der Gemeinde. Anfängliche Skepsis ist
längst nachbarschaftlicher Normalität gewichen.
Beim Thüringer Moscheebauvorhaben habe ich
den Eindruck, dass die Bauherrin mit ihren Plänen
transparent umgeht. Sie ist offen. Sie lädt ein zur
Debatte. Sie möchte nicht, dass über sie geredet
wird. Sie möchte, dass mit ihr geredet wird.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Genau das ist das, was in die Frageform gekleidet
die Kollegin Walsmann hier auch angesprochen
hat. Es sind genau die Fragen, auf die die Gemein-
de eingehen möchte, aber indem man mit ihr das
Gespräch sucht und nicht Vorwände sucht, um
über sie, aber nicht mit ihr reden zu müssen.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Haben wir
doch gemacht!)

Das Verhältnis zwischen dem Land Thüringen und
den auf seinem Hoheitsgebiet wirkenden Religions-
gemeinschaften ist religionsverfassungsrechtlich
bestimmt. Diese Bestimmung vorzunehmen hat
nichts damit zu tun, dass man ein Einfaltspinsel ist,
sondern es ist nichts weiter als die Umsetzung von
Recht. Im Zentrum des deutschen Staatskirchen-
rechts steht die Autonomie von Religionsgemein-
schaften in Bezug auf die Ordnung und Verwaltung
von deren eigenen Angelegenheiten. Der Bau von
Sakralbauten ist eine eigene Angelegenheit der Re-
ligionsgemeinschaft, die in deren ausschließliches
Selbstbestimmungsrecht fällt. Die Betonung liegt
auf „ausschließlichem Selbstbestimmungsrecht“.
Die Gründung und Unterhaltung von Moscheen
sind daher satzungsmäßige Aufgaben der betref-
fenden Religionsgemeinschaft, die in der Zustän-
digkeit des dortigen Vorstands liegen. Insofern ist
auch die Ahmadiyya Muslim Jamaat in Deutschland
an das für alle geltende Recht und Gesetz gebun-
den.

Blicken wir auf das in den Medien vorgestellte Bau-
vorhaben, so fällt auf, dass es nicht nur einen
Turm, sondern auch ein Gebäude gibt, das von sei-
ner Architektur her auf den Typus der byzantini-
schen Basilika, also ein traditionelles christliches
Kirchengebäude zurückgeht. Nicht von ungefähr
wurde die ursprünglich christliche Hagia Sophia stil-
bildend für den muslimischen Moscheebau im Ori-
ent. Tatsächlich haben Kirchen- und Moscheebau-
ten architekturgeschichtlich die gleichen Wurzeln.
Ob Kirchengebäude oder Moscheegebäude – der

Freistaat Thüringen ist stets dazu verpflichtet, die
Religionsfreiheit als Teil der öffentlichen Ordnung
zu gewährleisten und sich in religiöser Hinsicht
selbst neutral zu verhalten. Wenn zu den noch er-
haltenen für das Erfurter Stadtbild bis heute so prä-
genden etwa 25 weitaus höheren Türmen nun die-
ser eine, in seiner Höhe wesentlich bescheidenere
hinzukäme, würde Erfurts Beiname als Erfordia tur-
rita, Stadt der Türme, noch eine neue Dimension
erhalten. Dieser Turm ist Ausdruck gelebter Reli-
gionsfreiheit, ein Zeichen für ein weltoffenes, reli-
gionstolerantes Thüringen.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das kann nur
ein Berliner sagen!)

Ja, wenn Sie sagen: Das kann nur ein Berliner sa-
gen! – Erstens: Ich bin Thüringer! Und zweitens:
Die Frage von Religionsfreiheit und religiöser Tole-
ranz ist keine Frage einer Großstadt, sondern die
Frage einer Geistes- und Wertehaltung. Diese
Geistes- und Wertehaltung – wenn der Präsident
mir gestattet – geht Ihnen ab.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Jedenfalls kann ich aus meiner Sicht dieser Reli-
gionsgemeinschaft bescheinigen, dass sie sich ih-
rem Vorhaben in anderer Haltung nähert als im
achten Jahrhundert der Heilige Bonifatius. Die von
ihm gefällte Donareiche, die den Germanen zur
Verehrung ihrer Götter heilig war, wurde nicht von
ungefähr sein ikonografisches Attribut in der Kunst-
geschichte. Keiner Kirche, keiner Religions- oder
Weltanschauungsgemeinschaft geht es an die Wur-
zeln ihrer Existenz, wenn sich eine muslimische
Gemeinde friedfertig offen bekennt und zeigt. We-
der ist der Bestand des erstmals von Bonifatius ge-
gründeten Bistums gefährdet, noch zieht das Mina-
rett künftig jegliches Wetterleuchten vom Reforma-
tionsjubiläum ab. Bloß, weil der AfD das Flücht-
lingsthema abhandenzukommen droht, wendet sie
sich jetzt mit ähnlich anmutender Phobie den Reli-
gionen zu. Begegnen wir dem Moscheevorhaben
mit gegenseitiger Achtung und Verständnis fürei-
nander. Nur so können gesellschaftlicher Zusam-
menhalt und friedliches Zusammenleben gelingen.
Im ehemals preußischen Erfurt darf man in diesem
Zusammenhang gewiss den alten Preußenkönig
Friedrich II. zitieren: „Jeder soll nach seiner Fasson
selig werden“.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Minister Prof. Hoff. Es gibt keine
weiteren Redemeldungen. Damit schließe ich den
zweiten Teil der Aktuellen Stunde und rufe den drit-
ten Teil auf
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c) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion DIE LINKE zum
Thema: „Chancen, Nutzen und
Perspektiven für den sozialen
Wohnungsbau in Thüringen“
Unterrichtung durch den Präsi-
denten des Landtags
- Drucksache 6/2162 -

Das Wort erhält für die Fraktion Die Linke Frau Ab-
geordnete Lukasch. Bitte schön, Frau Abgeordnete
Lukasch.

Abgeordnete Lukasch, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren, als Erstes möchte ich die Chance nut-
zen, bevor ich zum sozialen Wohnungsbau komme,
noch einmal ein Lob auszusprechen an alle kom-
munalen Unternehmen, waren es doch hauptsäch-
lich die kommunalen Unternehmen, die in dem letz-
ten Jahr bei der Unterbringung der Flüchtlinge eine
hervorragende Leistung vollbracht und Zeltstädte
hier in Thüringen verhindert haben. Gleichzeitig hat
aber diese Situation gezeigt, dass der soziale Woh-
nungsbau dringender denn je nötig ist.

In Artikel 15 der Thüringer Verfassung steht: „Es ist
ständige Aufgabe des Freistaats, darauf hinzuwir-
ken, dass in ausreichendem Maße angemessener
Wohnraum zur Verfügung steht. Zur Verwirklichung
dieses Staatsziels fördern das Land und seine Ge-
bietskörperschaften die Erhaltung, den Bau und die
Bereitstellung von Wohnraum im sozialen, genos-
senschaftlichen und privaten Bereich.“

Ja, das Thema der Aktuellen Stunde ist ein großer
Komplex, der nicht einfach zu erklären ist. Schon
im Vorfeld der Veröffentlichung der neuen Richtlinie
erhielten manche den Eindruck, dass hier zwei un-
versöhnliche Partner gegenüberstehen: der Ver-
band der Wohnungswirtschaft, der hier hauptsäch-
lich die kommunalen und genossenschaftlichen Un-
ternehmen vertritt, und die Landesregierung. Das
Thüringer Bauministerium ist hier neue Wege ge-
gangen. Wir haben unzählige Diskussionsrunden
mit dem Verband geführt. Das Ministerium hat sich
strategisch neu ausgerichtet, um bezahlbaren
Wohnraum für alle Thüringer und Thüringerinnen
zu schaffen. Das Instrument der Richtlinien, so wie
sie im Thüringer Staatsanzeiger veröffentlicht sind,
ist das beste Instrument.

Dagegen behaupten die Immobilienverbände, die
Richtlinien gingen an der Realität vorbei. So stand
es auch erst letztens wieder in der TLZ. Manch ei-
ner mag sich fragen, was nun stimmt. Fakt ist, dass
in den letzten Jahren, von 1991 bis 2014 Unmen-
gen an Geld vom Freistaat und vom Bund für den
Eigenheimbau und für den sozialen Mietwohnungs-
bau ausgegeben wurden. Der Streit um die neuen
Richtlinien schwelt schon über ein Jahr. Es gab ge-

nügend Mitsprachemöglichkeiten. Wir hatten sechs
Runden mit dem Verband, wir waren beim Verband
und der Verband war auch bei uns. Es gab immer
Steuerungselemente. Begonnen hat der Verband
mit einer Forderung von 6 Prozent Eigenkapitalver-
zinsung, was ich schon für den sozialen Woh-
nungsbau verwerflich finde. Heute sind die Richtli-
nien auf einem guten Niveau. Das Angebot an die
Wohnungswirtschaft, sich dieser Richtlinien anzu-
nehmen und Projekte vorzulegen, um zu beweisen,
dass diese Richtlinien nicht stimmen, gab es nicht.
Dennoch gab es einzelne Unternehmen, die Anträ-
ge gestellt haben. Also können wir doch mit den
Richtlinien nicht so verkehrt liegen. Insgesamt gibt
es 22 Anträge auf Neubau und vier Anträge auf
Modernisierung. Ich nehme an, die Frau Ministerin
wird nachher noch mal darauf eingehen.

Erst in der Debatte letzte Woche in Weimar, durch-
geführt vom Institut für Europäische Urbanistik zum
Thema „Wohnen für alle“, war es die Forderung,
dass sozialer Wohnungsbau nicht renditeorientiert,
sondern beleggebunden und mietpreisgebunden
sein sollte. Nur dann ist es ein Garant für bezahlba-
res Wohnen. Mitgedacht wurden bei den Richtlinien
– das muss auch sein – der Altersarmutsbericht
und auch die zukünftige Rentenentwicklung muss
in Augenschein genommen werden. Und was bei
der Diskussion der Richtlinie vom Verband nie oder
wenig zur Sprache kam: Die Stadtentwicklung. Ich
gebe zu, mich ärgern manchmal die Meinungen
des Verbands, dass das alles nicht ausreichend ist,
und die Forderungen nach mehr Fördermitteln und
Zuschüssen.

Sozialer Wohnungsbau – der Grund dafür sind na-
türlich die nicht marktfähigen Einkommen oder die
marktfernen Einkommen und für die wollen wir die-
sen Wohnungsbau und

(Beifall DIE LINKE)

die Richtlinien machen. Es wird auch in Zukunft
noch Beratungen in den Wohnungsunternehmen
geben. Ich werde nicht müde, in die Wohnungsun-
ternehmen zu fahren und die Richtlinien bekannt zu
geben, denn überall dort, wo ich war, war die Folge,
dass Anträge gestellt wurden. Bürokratie – das ist
so ein Wort, das ärgert auch mich, aber Bürokratie
ist manchmal unumgänglich, wenn man einen Be-
stand sichern will und das für unsere Bürgerinnen
und Bürger. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön, Frau Lukasch. Als Nächste hat Abge-
ordnete Liebetrau für die CDU-Fraktion das Wort.
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Abgeordnete Liebetrau, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen
und Kollegen, werte Gäste auf der Tribüne – wenn
es auch wenige sind –, werte Gäste am Livestream!
„Chancen, Nutzen und Perspektiven für den sozia-
len Wohnungsbau in Thüringen“ – dieser Titel der
Aktuellen Stunde klingt vielversprechend. Doch ist
er dies auch? Wo liegen die Chancen und der Nut-
zen oder auch die Perspektiven des sozialen Woh-
nungsbaus bzw. wie äußern sich diese? Eine gan-
ze Reihe von Fragen, die das Thema aufwirft, denn
die Herausforderungen an die Wohnungsmärkte in
Thüringen sind sehr vielfältig. In den Städten Erfurt,
Jena und Weimar ist die Perspektive des sozialen
Wohnungsbaus sicherlich zweifellos die Schaffung,
das heißt der Neubau von Mietwohnungen mit so-
zialverträglichen Mieten, auch barrierefreien und
behindertengerechten Wohnungen. Das ist richtig.
In anderen Wohnungsmarktregionen – zum Teil mit
massiven Leerständen – sind die Perspektiven an-
ders zu definieren. Hier liegen die Chancen zur
Schaffung von ausreichend preiswertem Wohn-
raum nicht in erster Linie im Neubau, sondern es
gilt, mithilfe entsprechender Maßnahmen den Erhalt
und die Steigerung der Qualität von Wohnungen zu
gewährleisten ebenso wie die Wohneigentumsbil-
dung zu stärken, die Wohnfunktion von leer stehen-
den oder vom Leerstand bedrohten Immobilien zu
erhalten.

Eine weitere Herausforderung an den Wohnungs-
markt stellt die demografische Entwicklung mit neu-
en Wohnangeboten und Wohnqualitäten für ältere
Menschen dar. Durch Maßnahmen zur Barrierenre-
duzierung im Wohnbereich und dem Wohnumfeld
müssen verstärkt generationsgerechte, bezahlbare
Wohnangebote geschaffen bzw. erhalten werden.

Werte Damen und Herren, es stellt sich nun die
Frage, wie all die Ziele erreicht und die Chancen
genutzt werden sollen. Hier ist neben den Woh-
nungsunternehmen, die übrigens – meine Vorred-
nerin hat das auch schon gesagt – eine hervorra-
gende Arbeit leisten – und an dieser Stelle geht
auch ein großes Dankeschön an diese Unterneh-
men –, vor allem auch die Regierung gefragt.
Schaffen Sie durch entsprechende Voraussetzun-
gen die Grundlagen dafür, dass der soziale Woh-
nungsbau eine Chance hat. Die ersten Schritte sind
nunmehr getan. Hier in Thüringen soll der soziale
Wohnungsbau in diesem und im nächsten Jahr mit
insgesamt 125 Millionen Euro gefördert werden,
wobei das Ziel sein soll, auch in den oben genann-
ten Städten mit angespanntem Wohnungsmarkt ei-
ne ausreichende Anzahl von Sozialwohnungen mit
Mieten von unter 5,50 Euro pro Quadratmeter zur
Verfügung zu haben, wobei – fragt man die Woh-
nungsverbände – die durchschnittlichen Mieten bei
circa drei Viertel der Wohnungen aktuell unter
5 Euro pro Quadratmeter liegen, und zwar im
Durchschnitt des Jahres 2014 bei rund 4,65 Euro.

Allein für den Neubau von Mietwohnungen sollen in
diesem Jahr 26 Millionen Euro anstatt bisher
15 Millionen Euro zur Verfügung stehen. Damit sol-
len circa 245 bis 270 Wohnungen neu gebaut wer-
den können. Für die Modernisierung stehen 16 Mil-
lionen bereit und 5 Millionen sollen in den alters-
und behindertengerechten Umbau von 500 Woh-
nungen fließen.

Um all diese Maßnahmen auch umsetzen zu kön-
nen, wurden die Förderrichtlinien überarbeitet und
dem vermeintlichen Bedarf angepasst – sicher
auch als Reaktion darauf, dass die bisher vorhan-
denen Gelder kaum abgerufen wurden. Dies soll
sich, wenn es nach der Landesregierung geht, nun
ändern. Mit der erlassenen Richtlinie werden die
Förderprogramme auf eine soziale Wohnraumför-
derung ausgerichtet. Die Finanzierung der Förder-
programme, meine Damen und Herren, soll zum
einen über das Wohnungsbauvermögen entweder
als zinsloses Darlehen oder als Zuschuss bzw.
durch zinsverbilligte KfW-Kredite erfolgen. Um den
Unternehmen und den Privaten die Förderprogram-
me – für meine Begriffe – schmackhaft zu machen,
sollen freiwillige Tilgungszuschüsse unter bestimm-
ten Voraussetzungen gewährt werden können, so
zum Beispiel 15 Prozent, wenn die Belegungsbin-
dung auf 20 Jahre festgelegt wird oder 10 Prozent,
wenn die EnEff-Standards um – ich betone aus-
drücklich – 40 Prozent unterschritten werden. Ich
sage hier nur, die Baukosten lassen grüßen.

Meine Damen und Herren, nun liegt der Schluss
nahe, das ist alles super, alles ist in Ordnung. Doch
schaut man etwas tiefer und fragt die Wohnungsun-
ternehmen, die von den Fördermöglichkeiten Ge-
brauch machen sollen, sieht das Ganze schon et-
was anders aus. Die Thüringer Immobilienverbände
erkennen das Bemühen der Regierung an, sie se-
hen die neuen Förderrichtlinien aber eher kritisch
bzw. lehnen sie ab, da sie am Markt vorbeigehen.
Vor allem die Mietpreisbindung von bis zu 15 Jah-
ren bzw. bis zu 20 Jahren führt unweigerlich zur
Unwirtschaftlichkeit, da die Mieten über diesen Zeit-
raum nicht an steigende Bewirtschaftungskosten
angepasst werden können. Der VTW betont, dass
die Förderrichtlinien an der Realität vorbeigehen,
denn es werden nicht noch mehr Wohnungen für
Wohnberechtigungsscheine, sondern für die breite
Masse vor allem auch in den ländlichen Gebieten
benötigt. Ein Großteil der Mieter hat gar keinen An-
spruch auf Berechtigungsscheine, ist aber auch
nicht der Großverdiener, der kostendeckende Mie-
ten ab 10,50 Euro pro Quadratmeter zahlen kann.
Auch für dieses Klientel muss etwas getan werden.
Diese Möglichkeit hat man bisher vertan, genauso
wie im Vorfeld konstruktive Beratungen mit allen
Verbänden zu suchen.
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Präsident Carius:

Frau Kollegin Liebetrau, ich würde Sie bitten, zum
Ende zu kommen.

Abgeordnete Liebetrau, CDU:

Sieht so die Einbeziehung derjenigen aus, die im
Endeffekt den sozialen Wohnungsbau umsetzen
sollen, frage ich mich. Ich denke nicht. Nutzen Sie
als Landesregierung die Chance und Perspektiven,
die die starken Wohnungsunternehmen für einen
stabilen und sozialen Wohnungsmarkt in Thüringen
bieten. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Frau Liebetrau. Als Nächster hat Ab-
geordneter Kobelt für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen das Wort.

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren, welchen Wohnungsbau wollen wir als
öffentliche Hand, als Land Thüringen fördern? Die
alte Landesregierung mit dem CDU-Bauministerium
hat sich dazu entschlossen, einen Großteil der För-
derung in Förderung von Einfamilienhäusern auch
im ländlichen Raum zu investieren. Das ist sicher-
lich eine Bauform, die man so machen kann, aber
es geht unserer Meinung nach an dem Bedarf und
an den Problemen, die wir in Thüringen haben, vor-
bei. Es hat sich gezeigt, dass es bei den Projekten,
die dort größtenteils gefördert wurden, einen star-
ken Mitnahmeeffekt gab und dass durch staatliche
Lenkung, durch Subventionierung sogar ein Über-
angebot im ländlichen Raum entstanden ist, wo die
demografische Entwicklung und die Marktprogno-
sen sagen, dass genau diese Gebiete in den
nächsten Jahrzehnten wirtschaftliche Schwierigkei-
ten haben werden, und dort ein erhöhter Leerstand,
der dann mit öffentlichen Mitteln noch forciert wur-
de, zu erwarten ist. Das ist unserer Meinung nach
der falsche Weg.

Wir als Grüne wollen an drei Punkten arbeiten. Zu-
nächst erst einmal ist uns wichtig, dass in den Städ-
ten, wo es einen geringen Leerstand gibt, wo es ei-
ne hohe Nachfrage gibt, wieder mehr Wohnungen
gebaut werden. In den Städten – zum Beispiel Er-
furt, Weimar, Jena, auch zunehmend Gotha, Eise-
nach, Saalfeld, Rudolstadt –, wo der Leerstand im-
mer geringer wird, haben wir das Problem, dass
sich viele Menschen, viele Familien die Mieten nicht
mehr leisten können und gerade mit geringem Ein-
kommen keine Wohnung finden oder sich an Stadt-
randlagen befinden und aus den Zentren gedrängt
werden. Ich denke, eine Stadt sollte lebendig sein,
sie sollte auch in den Innenstädten verschiedene

Angebote für alle Menschen haben. Das macht ei-
ne Gesellschaft und auch ein städtisches Leben
aus. Deswegen finde ich es richtig, dass es ein
spezielles Innenstadtstabilisierungsprogramm für
Neubau gibt, bei dem gerade nicht in Randlagen
gefördert wird, sondern gerade in der Innenstadt für
Menschen Angebote unterbreitet werden, die gerin-
ge Einkommen haben. Das ist ein richtiges Pro-
gramm, das unterstützen wir, und das wird damit
auch forciert, dass es für diese Angebote Investi-
tionszuschüsse gibt, also 30 Prozent Investitionszu-
schüsse, wenn es eine Mietpreisbindung für insge-
samt 20 Jahre gibt und wenn die Baukosten höher
als die zu erwartenden Einnahmen von circa
5,50 Euro in den Städten – es wurde schon gesagt
– sind. Das trifft für viele Städte zu, die ich genannt
habe. Das wird ein Programm sein, was durch die-
se 30 Prozent Zuschüsse erst mal attraktiv ist.

Das Zweite: Es ist so, Frau Liebetrau, es gibt aber
nicht nur ein Neubauprogramm, sondern es gibt
auch ein Sanierungsprogramm. Das ist gerade für
die Städte, die nicht so einen hohen Leerstand ha-
ben, aber auch einen Bedarf an gut sanierten, an
preisgünstigen Wohnungen, genau die richtige
Maßnahme. Diese Baumaßnahmen in diesen Kom-
munen können auch von dem sozialen Wohnungs-
bauförderprogramm profitieren. Sie bekommen
ebenfalls die Zuschüsse, die ich genannt habe, und
werden sie aber nicht – logischerweise – für einen
Neubau einsetzen, sondern für Sanierungsmaß-
nahmen. Das ist der zweite Punkt, der uns auch als
Grüne wichtig wäre.

Der dritte Punkt ist, dass wir die wenigen Mittel, die
wir haben, auch für Menschen einsetzen, die bar-
rierefreien Wohnraum benötigen. Dies ist dadurch
gewährleistet, dass es sowohl für das Sanierungs-
programm als auch das Neubauprogramm noch
mal einen zehnprozentigen Zuschuss gibt, wenn
man barrierefrei oder barrierearm baut. Das ist ge-
nau die Antwort, die wir in Zeiten des demogra-
fischen Wandels brauchen und die die Wohnungs-
bauunternehmen nutzen können, gerade für Mehr-
kosten, die sie haben, um für ältere Menschen oder
auch für Menschen mit Behinderung, Wohnraum zu
schaffen.

Der vierte Punkt, der uns wichtig war, ist, dass man
nicht nur auf die Investitionskosten schaut, sondern
auch auf die Kosten, wenn man in der Wohnung
lebt, die Nebenkosten. Zunehmend erleben wir,
dass diese Nebenkosten stetig steigen und einen
zunehmend großen Anteil an den Gesamtmietkos-
ten erreichen. Deswegen ist es uns wichtig, in dem
Programm auch Anreize zu setzen, dass energie-
sparend gebaut wird und gerade diese Nebenkos-
ten für die Bewohnerinnen und Bewohner, die ein
geringes Einkommen haben, auch gesenkt werden.
Nichts ist besser, als wenn man energiesparend
baut und Energie gar nicht erst erzeugen muss, mit
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welcher Technologie auch immer, wenn sie einge-
spart werden kann.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Außerdem ermöglicht dieser Passus, dass wir Inno-
vation anregen, dass zum Beispiel Solaranlagen
gebaut werden und der Strom den Mietern auch zur
Verfügung gestellt wird, damit immer mehr Men-
schen von der Energiewende profitieren. Insgesamt
haben wir mit den Wohnungsverbänden, aber auch
in der Koalition über mehrere Monate hart über die-
se Richtlinie diskutiert. Ich denke, die Förderrichtli-
nie, die jetzt vom Ministerium vorgestellt wurde, ist
ein guter Schritt und ein guter Erfolg. Wir als Grüne
unterstützen das. Wenn es noch ein paar bürokrati-
sche Punkte gibt, die gelöst werden sollen, dann
werden wir uns dem nicht verwehren und dann
muss auch noch das Gespräch mit der Wohnungs-
wirtschaft gesucht werden, aber die Eckpfeiler sind
richtig und ausdiskutiert

Präsident Carius:

Jetzt sollten Sie zum Ende kommen, Herr Kobelt.

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

und wir als Grüne unterstützen das. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächster hat Abgeordneter Rudy
für die AfD-Fraktion das Wort.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Deutsch als erste Fremdsprache!)

Abgeordneter Rudy, AfD:

Sehr geehrter Herr Parlamentspräsident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren Abgeordnete, liebe Zuhö-
rer! Zur Einleitung müssen wir erst einmal klarstel-
len, wer denn überhaupt in sozialem Wohnraum
wohnen darf.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Ich
verstehe Sie nicht, bitte deutsch sprechen!)

Laut dem Wohnraumförderungsgesetz vom
13. September 2001 heißt es: „Zielgruppe der so-
zialen Wohnraumförderung sind Haushalte, die sich
am Markt nicht angemessen mit Wohnraum versor-
gen können und auf Unterstützung angewiesen
sind.“ Dabei müssen wir beachten, dass wir in Thü-
ringen einen enormen Leerstand haben. 2014 sol-
len es 80.000 Wohnungen gewesen sein. Das dürf-
te sich nicht stark geändert haben, es sind im Zwei-
fel sogar noch mehr Wohnungen frei geworden.
Dieser Leerstand wächst auch noch außerhalb der

großen Städte kontinuierlich. Der Markt in Thürin-
gen ist also voller Wohnraum und dieser ist im Ver-
gleich zum Rest in Deutschland günstig. Doch es
ist nicht der richtige Weg, verzweifelt die Mietpreise
in den Großstädten künstlich zu drücken und so
noch für weitere Anreize für die Flucht aus dem
ländlichen Raum zu sorgen. Wir fordern: Der ländli-
che Raum muss leben! Wir sehen die Thüringer
Landesregierung in der Pflicht, gerade die Städte
Erfurt und Jena so mit dem ländlichen Raum zu
vernetzen, dass Pendler, Studenten und Berufs-
schüler den ländlichen Raum als tatsächliche Alter-
native zu den vergleichsweise hohen Mieten in die-
sen beiden Städten sehen. Es wäre ein Beitrag da-
zu, den ländlichen Raum zu stabilisieren und ihm
eine Zukunft zu geben.

(Beifall AfD)

So würde auch der Druck auf Jena und Erfurt sin-
ken. Die Leerstände sind da. Nicht jeder kann und
muss in den Großstädten wohnen. Wenn wir in
Thüringen von sozialem Wohnraum reden, dann re-
den wir meistens von Erfurt und Jena, wo die Miet-
preise relativ hoch sind und die sich als einzige
Städte auch für die Mietpreisbremse qualifiziert ha-
ben. Laut einer aktuellen Studie in der „Süddeut-
schen Zeitung“ funktioniert die Mietpreisbremse we-
der in Berlin noch in München und wird wohl auch
voraussichtlich in Erfurt und Jena nicht funktionie-
ren. Diese Mietpreisbremsen erweisen sich nur als
Sand im Auge der Bürger – als Sandmännchenpoli-
tik. Auch die neuen Förderbedingungen für sozialen
Wohnraum der Landesregierung mit bis zu 15 Jah-
ren Mietpreisbindung und dazu die Belegungsbin-
dung führen zu keinem Erfolg bei einem sich
schnell bewegenden Markt. Ihre Angebote sind
nicht nur unflexibel, sondern auch höchst bürokra-
tisch – kein Wunder, dass niemand Ihre Fördergel-
der will. Auf Kritik der Wohnbauindustrie gehen Sie
meist gar nicht ein, lassen Sie also lieber die Unter-
nehmer ihre Arbeit machen, Frau Keller. Wir wis-
sen, dass Sie als Landesregierung am liebsten den
Mietpreis überall selbst festlegen würden. Kommu-
nismus hatten wir aber schon in diesem Land und
auf dem Gebiet des heutigen Thüringen – dieser ist
ordentlich schiefgelaufen.

(Beifall AfD)

Probieren Sie dies nicht noch einmal. Wir als AfD
setzen auf die Selbstverantwortung der Bürger. Vie-
len Dank.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Danke schön, Herr Rudy. Als Nächster hat Herr Ab-
geordneter Warnecke für die SPD-Fraktion das
Wort.
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Abgeordneter Warnecke, SPD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, heute debattieren wir auf Antrag der Linken
über den sozialen Wohnungsbau in Thüringen. Be-
ginnen möchte ich mit einer Vorbemerkung: Die
Bundesregierung hat die Bundesmittel der Wohn-
raumförderung für die Jahre 2016 bis 2019 verdop-
pelt. Das heißt, dass Thüringen nicht 28 Millionen
Euro, sondern 56 Millionen Euro pro Jahr vom
Bund für Wohnraumförderung erhält. Das heißt,
dass ausreichend Geld da ist, was nur klug inves-
tiert werden muss. In diesem Monat, Mai 2016,
wurden die neuen Förderbaurichtlinien unter ande-
rem auch für den sozialen Wohnungsbau in Thürin-
gen veröffentlicht. Eigentlich ist es heute noch viel
zu früh, um über diese Förderprogramme zu reden.

Vorab möchte ich der Vollständigkeit halber darauf
hinweisen, dass ein ganzes Bündel von Richtlinien
veröffentlicht worden ist, heute jedoch in der Aktuel-
len Stunde leider nur diese eine Förderrichtlinie
herausgegriffen wurde. Die Wohnungsunterneh-
men, besonders die Investoren, haben jetzt erst
einmal die Möglichkeit, die Programme zu lesen, zu
sichten, Überlegungen anzustellen, ob sie die För-
derprogramme in Anspruch nehmen oder auch
nicht. Allerdings liegen schon die ersten Rückmel-
dungen vor, und zwar eine gemeinsame Pressemit-
teilung von Haus & Grund Thüringen, Bund Freier
Wohnungsunternehmen, Immobilienverband
Deutschland sowie dem Verband Thüringer Woh-
nungs- und Immobilienwirtschaft. Ich möchte darauf
hinweisen, das ist schon unsere Hauptzielgruppe,
von der wir erwarten, hoffen und wünschen, dass
sie die Förderprogramme in Anspruch nimmt, in-
vestiert und sozialen Wohnungsbau errichtet und
bewirtschaftet. Die Diktion und Prononcierung der
Pressemitteilung, die durchweg kritisch ist, lässt
sich aus deren Enttäuschung ableiten, denn je grö-
ßer die geweckten Erwartungen sind, desto größer
sind dann auch die Enttäuschungen. Mit unserem
rot-rot-grünen Koalitionsvertrag haben wir Erwar-
tungen und Hoffnungen geweckt. Auch wenn ich
nicht alle Punkte dieser harschen Kritik teile, dürfen
wir diese Meinungsäußerung nicht ignorieren. Viel-
mehr sollte das gemeinsame Gespräch zwischen
Interessenvertretern der organisierten Wohnungs-
wirtschaft und dem Thüringer Infrastrukturministe-
rium gesucht werden. Ich denke, nächste Woche
bei den Tagen der Thüringer Wohnungswirtschaft
in Suhl wäre dies eine gute Gelegenheit, ein guter
Auftakt, um wieder in das gemeinsame Gespräch
zu kommen.

Auf einen Kritikpunkt möchte ich dann doch näher
eingehen. Im Fokus der Kritik stehen Förderbedin-
gungen wie der festgeschriebene Mietpreis bis zu
15 Jahren. In der Pressemitteilung wird unter ande-
rem gerügt, ein Mietpreis über einen solchen Zeit-
raum führt unweigerlich zu Problemen. Diese Kritik

kann ich durchaus nachvollziehen, da eine einmali-
ge Festlegung eines Mietpreises auf 15 Jahre, der
auch noch um 5 Jahre verlängert werden kann,
meines Erachtens durchaus realitätsfremd ist. Auch
wenn die dieser Festlegung zugrunde liegende
Überlegung grundsätzlich richtig ist, die Miete an
die jeweiligen örtlichen Kosten der Unterkunft oder
Grundsicherung zu binden, so ist grundsätzlich
nicht richtig, die Miete auf die Dauer von 15 bzw.
20 Jahre einzufrieren, denn in diesem Zeitraum
werden auch die örtlichen KdU-Sätze angepasst.
Hier wird dann ein künstliches Miet-Delta aufge-
baut, was ich für problematisch halte.

Weiterhin wird von den Verbandsvertretern Folgen-
des gerügt – ich zitiere aus deren Pressemitteilung:
„Nach wie vor bestehen die alten bürokratischen
Hürden. Ausufernder Verwaltungsaufwand, Verfah-
rensdauern bis zu zehn Jahren und Rechtsunsi-
cherheit halten Unternehmen von der Anwendung
der Fördermittel ab. Die Immobilienwirtschaft for-
dert stattdessen eine Bündelung der Prozesse bei
der Thüringer Aufbaubank TAB.“ Auch darüber
muss gesprochen werden, wie wir es gemeinsam
hinbekommen, den bürokratischen Aufwand einzu-
dämmen, das Serviceangebot zu verbessern und
den Dienstleistungsgedanken weiter in den Vorder-
grund zu stellen, als bisher vom alten Bauministe-
rium geschehen. Was wir jetzt brauchen, ist ein so-
zialer Wohnungsbau, insbesondere in Gebieten mit
erhöhtem Wohnungsbedarf, wie beispielsweise in
Weimar, Jena und Erfurt – und dies zeitnah. Daher
brauchen wir Förderrichtlinien und deren unbüro-
kratische und praktische Umsetzung, die es erlau-
ben, dass wir in der aktuellen Legislaturperiode die
Umsetzung des sozialen Wohnungsbaus erleben
und bei der Schlüsselübergabe an die neuen Mieter
dabei sein können. Denn wir wollen, dass sozialer
Wohnungsbau nach Jahren des Stillstands in Thü-
ringen wieder in Gang kommt – und das möglichst
bald. Wir machen doch die Richtlinien nicht primär
für die Wohnungsunternehmen. Nein, wir machen
sie für die Mieter, die jetzt in unsanierten und über-
teuerten oder in beengten, ungesunden Wohnver-
hältnissen leben und wirtschaftlich nicht in der Lage
sind, sich selbst zu helfen. Daher appelliere ich ab-
schließend für den schnellen und offenen Dialog
mit den Verbandsunternehmen. Wir brauchen sie,
um unsere Ziele umzusetzen. Wir dürfen hier nicht
scheitern. Danke.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Als Nächste hat Frau Ministerin Keller
das Wort.
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Keller, Ministerin für Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren, für die Gelegenheit, heute hier über
„Chancen, Nutzen und Perspektiven für den sozia-
len Wohnungsbau in Thüringen“ im Landtag spre-
chen zu können, bedanke ich mich ganz herzlich.
Ich denke, man kann auch an den unterschied-
lichen Aussagen festmachen, dass der Zeitpunkt
doch ein guter ist.

Wir befinden uns in der Tat an einem Wendepunkt
in der Wohnungsbaupolitik, der nicht nur die großen
Städte wie Berlin, München, Hamburg oder Frank-
furt am Main betreffen wird, sondern eben auch
Auswirkungen auf den Freistaat Thüringen haben
wird. In Thüringen haben wir seit 25 Jahren einen
Mietermarkt, das heißt, das Angebot an Wohnun-
gen und Wohnraum übersteigt die Nachfrage. Das
ist in allen ostdeutschen Bundesländern so, mit
Ausnahme des in Brandenburg gelegenen Berliner
Speckgürtels. Deshalb hat es auch in den vergan-
genen Jahrzehnten keine besonderen Angebote
der Landesregierung und Nachfragen der Woh-
nungswirtschaft für den sozialen Wohnungsbau –
Neubau – gegeben. Im Gegenteil, Bund und Länder
haben viel Geld im Rahmen des Programms Stadt-
umbau Ost für den Abriss von Wohnraum – Platten-
bauten – ausgegeben und wir haben aktuell immer
noch Anträge von Städten und Gemeinden dafür
vorliegen.

Auch heute noch haben wir in Thüringen einen
großen Leerstand, davon war schon die Rede. Et-
wa 50.000 Wohnungen stehen leer und können
nicht vermietet werden. Diesem Leerstand in eini-
gen Teilen des Landes steht aber nun eine neue
Entwicklung gegenüber, über die wir uns am Ende
natürlich auch freuen. Neben diesen Leerständen in
bestimmten Regionen haben wir einen verstärkten
Zuzug, insbesondere in die größeren Städte – aber
eben auch hier allerdings nicht in alle. Dabei reden
wir momentan in Thüringen noch nicht von großen
Zahlen. In Erfurt und Jena steigt die Einwohnerzahl
in den vergangenen Jahren im Durchschnitt um
1.000 Einwohner jährlich, in Weimar Jahr für Jahr
um gut 100. Diese Entwicklung führt natürlich noch
nicht zu einer Situation, in der wir von Wohnungs-
notstand reden würden. Wenn die Bundesregierung
davon ausgeht, dass in den kommenden Jahren ein
jährlicher Wohnungsbedarf von circa 350.000 neu-
en Wohnungen befriedigt werden muss – das ergä-
be im Laufe von 12 Jahren einen Fehlbedarf von
circa 1 Million Wohnungen in Deutschland –, dann
hat dies mit der Thüringer Situation nur wenig zu
tun.

Aber es ist doch schön zu sehen, dass der Leer-
stand nicht mehr 8 oder gar 10 oder 12 Prozent,
sondern eben nur noch 6 Prozent in Weimar, 4 Pro-
zent in Erfurt und 2 Prozent in Jena beträgt. Das ist

der Grund, warum ich als Wohnungsbauministerin
sage, es wird Zeit, dass wir Sorge dafür tragen,
dass auch in Zukunft bezahlbarer Wohnraum für al-
le Bevölkerungsschichten in ausreichender Menge
vorhanden ist. Wir wollen, dass der Zuzug nach
Thüringen anhält und den Städten und Gemeinden
dabei hilft, dafür attraktive Wohnungen zu bauen.
Da wir wissen, dass Wohnungsbau in Jahren und
nicht in Monaten rechnet, sind wir gut beraten, heu-
te damit anzufangen.

Insoweit ist das von uns bereits am Ende des ver-
gangenen Jahres entwickelte Vier-Säulen-Modell
genau das Instrument, das sich dem Ziel einer be-
darfsgerechten Wohnraumversorgung verschrieben
hat. Wir sind zuversichtlich, dass zumindest ein
Großteil der heute schon erkennbaren Probleme
hier auch eine Beseitigung erfährt.

Als erste Säule sind dabei unsere neuen Förderpro-
gramme des sozialen Wohnungsbaus zu nennen,
die am 10. Mai 2016 in Kraft getreten sind. Wir leis-
ten damit unseren maßgeblichen Anteil, um Investi-
tionen in den sozialen Wohnungsbau wieder inte-
ressanter zu machen. Auch wenn angesichts der
derzeitig historisch niedrigen Kapitalmarktzinsen
die staatlichen Förderprogramme wenig attraktiv
sind, haben wir doch mit den neuen Richtlinien ge-
meinsam mit unserem Wohnungsbauvermögen ei-
ne stabile Grundlage in Thüringen, sozialen Woh-
nungsbau voranzubringen und damit denjenigen,
die sich auf dem freien Wohnungsmarkt nicht hin-
reichend mit Wohnungen versorgen können, ein
Angebot zu unterbreiten. Damit – dies soll nicht un-
erwähnt bleiben – brauchen wir uns im Länderver-
gleich mit unserer Wohnraumförderung nicht zu
verstecken. Das ganze Gegenteil ist der Fall. Auch
wenn das „Innenstadtstabilisierungsprogramm“ und
das „Thüringer Modernisierungsprogramm Miet-
wohnungen“ in wesentlichen Punkten fortgeschrie-
ben wurden, haben die Programme doch auch
neue Förderbestandteile in Form von Tilgungs- und
Baukostenzuschüssen erhalten – und das auch im
engen Dialog mit den Vertretern der Wohnungswirt-
schaft.

Die wichtigsten Änderungen lauten: Erhöhung der
Förderdarlehen auf 80 Prozent der förderfähigen
Gesamtkosten; Baudarlehen zinslos bei Neubau –
also bei einer Laufzeit von 15 Jahren, bei der
Modernisierung in der gesamten Laufzeit; Gewäh-
rung eines Baukostenzuschusses von maximal
15 Prozent des Förderdarlehens zur Erreichung der
angemessenen Mieten – die natürlich sehr unter-
schiedlich sind, Frau Liebetrau. Im Durchschnitt war
der Bach einen halben Meter tief und trotzdem ist
die Kuh ertrunken. Wir wissen natürlich, bei einer
Miete von im Durchschnitt 4,90 Euro, dass sie in ei-
nigen Bereichen in Thüringen bei 7,90 Euro liegt
und in anderen sogar unter 4,00 Euro. Das ist in
Thüringen sehr differenziert zu betrachten.
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Bei den Tilgungszuschüssen: 15 Prozent für länge-
re Belegungsbindung 20 statt 15 Jahre – ich kom-
me darauf nachher noch einmal zurück –, 10 Pro-
zent für barrierefreie Wohnungen, 10 Prozent für
energieeffiziente Wohnungen. Wir haben auch die
Baukostenobergrenzen erhöht, nämlich auf
1.600 Euro je Quadratmeter Wohnfläche bei nor-
malen Wohnungen. Bisher waren das 1.400 Euro je
Quadratmeter. Wenn Sie es gelesen haben, es gibt
Großstädte, in denen bei den Baukosten auch unter
2.000 gerechnet wird. 1.800 Euro je Quadratmeter
Wohnfläche barrierefreie Wohnungen. Bisher wa-
ren das 1.500 Euro je Quadratmeter und
2.000 Euro je Quadratmeter Wohnfläche für behin-
dertengerechte Wohnungen. Auch hier lag die Bau-
kostengrenze bei 1.600 Euro je Quadratmeter.

Mit dem Thüringer Barrierereduzierungsprogramm
wurde ein neues Zuschussprogramm zur Beseiti-
gung von Barrieren in Mietwohnungen aufgelegt,
um dem demografischen Wandel in Thüringen
Rechnung zu tragen. Wesentliche Eckpunkte dieser
Förderung sind: Zum einen natürlich Zuschuss,
50 Prozent der förderfähigen Kosten bis zu einer
Maximalhöhe von 10.000 Euro je Wohnung und
Maßnahme werden gefördert, was Aufzüge, Bad-
umbau, Absenkung von Schwellen usw. betrifft.

Für das Jahr 2016 stehen insgesamt 60 Millionen
Euro für die Wohnungsbauförderung zur Verfü-
gung. Im Folgejahr erhöht sich der Betrag auf ins-
gesamt 65 Millionen Euro.

Auch im Rahmen der sozialen Wohnungsbauförde-
rung wird auf die Schaffung von qualitativem, ent-
sprechendem und modernem Wohnraum geachtet.
Dabei wird neben der Festlegung von Mindeststan-
dards gerade das flächen- und kostensparende
Bauen gefördert. Auch die Planung von Sozialwoh-
nungen soll sich an den aktuellen Ansprüchen und
Bedürfnissen orientieren. Zu beachten sind auch
hier die Gegebenheiten des demografischen Wan-
dels – ich will hier nur das Stichwort „barrierefreies
und behindertengerechtes Bauen“ nennen sowie
das energieeffiziente Sanieren und Bauen, welche
in die aktuellen Förderprogramme eingeflossen
sind. Um zumindest eine gewisse Planungssicher-
heit zu gewährleisten, sind die Richtlinien nicht nur
auf dieses Jahr ausgelegt.

Nicht unerwähnt bleiben soll natürlich der bereits
eingeführte Sanierungsbonus, der sich einer
großen Nachfrage erfreut, und das Programm zur
Förderung der Modernisierung und Instandsetzung
von Eigenheimen und eigengenutzten Eigentums-
wohnungen. Jetzt werden wir sehen, wie die Thü-
ringer Wohnungsunternehmen, Wohnungsgenos-
senschaften, private Vermieter und andere die neu-
en Förderrichtlinien annehmen und umsetzen. Die
ersten Anmeldungen für 2016 zeigen, dass die För-
derkonditionen, die in den vergangenen Monaten
oft in der Kritik standen, gar nicht so schlecht sein

können, wie sie zum Teil gemacht werden. Für un-
ser Modernisierungsprogramm stehen 2016 16 Mil-
lionen Euro als Verpflichtungsrahmen zur Verfü-
gung. Bereits jetzt haben wir mit fünf Vorhaben aus
den Städten Erfurt, Heilbad Heiligenstadt, Hildburg-
hausen, Rudolstadt und Zeulenroda-Triebes mit
insgesamt 203 Wohneinheiten 14 Millionen Euro
davon gebunden. Für das Neubauprogramm „In-
nenstadtstabilisierungsprogramm“ steht 2016 ein
Verpflichtungsrahmen von 26 Millionen Euro zur
Verfügung. Von den 22 bereits angemeldeten Vor-
haben mit insgesamt 231 Wohnungen wurden zwölf
Vorhaben mit 130 Wohneinheiten mit einem Volu-
men von 8,6 Millionen Euro im Rahmen der ersten
Programmaufstellung für 2016 bestätigt. Diese
kommen aus Erfurt, Jena, Heiligenstadt, Suhl,
Herbsleben, Hildburghausen, Kahla, Pößneck, Wei-
da und Schmölln. Der gute Auftakt für beide Pro-
gramme lässt hoffen, dass mit der zweiten, gegebe-
nenfalls auch noch der dritten Programmaufstellung
für 2016 die verbleibenden Mittel gebunden werden
können.

Wir werden die Entwicklung aufmerksam beobach-
ten und sollten sich belastbare Hinweise darauf er-
geben, dass die Richtlinien nicht wie erwartet den
sozialen Wohnungsbau ankurbeln, werden wir
selbstverständlich nachjustieren. Wir werden auch
die öffentliche Meinung zu den Richtlinien verfol-
gen. Wir werden uns aber an der Stelle nicht von
der veröffentlichten Meinung treiben lassen, das sa-
ge ich hier auch noch einmal ganz klar.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Denn einerseits sehe ich es als meine Aufgabe an,
dafür Sorge zu tragen, dass bezahlbarer Wohn-
raum für alle in Thüringen vorhanden ist. Anderer-
seits habe ich jedoch auch darauf zu achten, dass
die uns zur Verfügung stehenden Steuergelder ver-
antwortungsbewusst eingesetzt werden. Und ich
habe das auch des Öfteren schon einmal gesagt:
Mit Steuergeldern, mit öffentlichen Mitteln zu bauen
und dann über die Rendite in die privaten Säcke
einfließen zu lassen und eben nicht den Menschen
Wohnraum zur Verfügung zu stellen, für die sozia-
ler Wohnungsbau gedacht ist, das ist mit dieser Re-
gierung nicht zu machen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich denke, das ist auch richtig so. Einige der in den
letzten Monaten aufgeworfenen Forderungen sind
schlichtweg nicht umsetzbar, weil sie eben mit so-
zialem Wohnungsbau nichts zu tun haben. Ein We-
sensmerkmal oder Kriterium für die Zweckbindung
der Fördermittel für den sozialen Wohnungsbau ist
die Belegungsbindung, ein Weiteres, dass bei der
Ermittlung der Förderhöhen das jeweilige Objekt
und nicht die Rendite des Wohnungsunternehmens
im Mittelpunkt steht. Wer behauptet, dass er sich
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mit sozialem Wohnungsbau verschuldet, der ver-
dreht die Tatsachen. In die Förderhöhen sind sogar
2 Prozent Eigenkapitalverzinsung eingerechnet.

Unsere zweite Säule, sehr geehrte Damen und
Herren, das Wohngeld, soll denjenigen, die eine
angemessene Wohnung nicht finanzieren können,
einen entsprechenden Zuschuss gewähren. Ja, das
war in der Vergangenheit etwas weniger. Aber, wie
Sie wissen, sind auch hier die entsprechenden Ein-
kommensgrenzen angepasst worden. Mit der zum
1. Januar 2016 erfolgten Wohngeldnovelle wurde
die letztmals vor sieben Jahren erhöhte Leistung an
die Kostenentwicklung angepasst. Deshalb haben
wir künftig in Thüringen auch mehr Wohngeldbe-
rechtigungen, als das bisher der Fall war. Nach den
Berechnungen des Bundes bedeutet dies also bei-
spielsweise für einen wohngeldbeziehenden Zwei-
Personen-Haushalt eine Erhöhung von bisher
112 Euro auf 186 Euro im Monat.

Auf diese Weise werden die Anspruchsberechtigten
nicht von der allgemeinen Kostenentwicklung abge-
koppelt, sondern genau das wird in den Fokus ge-
nommen. Aufgrund des Widerstands der Bundesre-
gierung konnte allerdings die verschiedentlich ge-
wünschte dynamische Anpassung des Wohngelds
noch nicht erreicht werden, denn da gehört die Dy-
namik hin. Daher bedarf es nun wieder rechtzeitig
der notwendigen Maßnahmen, um in angemesse-
ner Zeit eine weitere Wohngelderhöhung voranzu-
treiben.

Die dritte Säule ist die im April 2016 eingeführte
Mietpreisbremse. Sie sorgt dafür, dass beim Neu-
bezug einer Wohnung in einem Gebiet mit einem
angespannten Wohnungsmarkt die Mieten nur noch
begrenzt angehoben werden dürfen. Erste Ergeb-
nisse ihrer Wirkung sollen in der zweiten Jahres-
hälfte 2016 vorliegen. Wir werden uns das ganz ge-
nau ansehen und werden prüfen, ob neben den bis-
herigen Städten Erfurt und Jena, für die eine Miet-
preisbremse gilt, auch weitere Kommunen eine
Mietpreisbremse erhalten sollen und können. Wir
werden natürlich hier auch die bundesweite Reak-
tion auf das Instrument aufmerksam beobachten.

Ergänzend zur Mietpreisbremse prüfen wir derzeit,
ob auch die Einführung einer Kappungsgrenze
sinnvoll ist. Anders als bei der Mietpreisbremse, die
eine ordnungspolitische Maßnahme für Neuvermie-
tungen im Blick hat, ist es Ziel einer Kappungsgren-
ze, die Mieterhöhungen in Bestandswohnungen zu
reduzieren.

Last, but not least ist als vierte Säule der Kontakt
mit den Kommunen auch im Zusammenhang mit
dem „Bündnis für gutes Wohnen in Thüringen“ zu
nennen. Auch wenn man auf den ersten Blick mei-
nen könnte, diese Kommunikation sei zwar nötig,
stelle aber kein wesentliches Kriterium dar, die
Wohnraumversorgung sicherzustellen, so ist dies
ein Trugschluss. Denn der Stellenwert dieser Kom-

munikation darf nicht unterschätzt werden. Auch
wenn die Aufgabe der Wohnraumversorgung als
Daseinsvorsorge den Kommunen obliegt, möchten
wir sie so weit wie möglich begleiten und unseren
Beitrag leisten, dass unsere Bürgerinnen und Bür-
ger ihre Wohnung nach ihren individuellen Vorstel-
lungen nutzen können.

In der Vergangenheit wurde die angemessene so-
ziale Wohnraumbeschaffung in verschiedenen
Städten eher zurückhaltend eingeschätzt. Ich glau-
be, wir haben nun einen Punkt erreicht, wo allen
klar ist, dass das Thema „Wohnung“ auch mit Blick
auf die Zuwanderung ausländischer Mitbürgerinnen
und Mitbürger eine neue, zumindest aber eine wie-
derbelebte Dimension erreicht hat.

Um den Kontakt mit den Kommunen in angemesse-
ner Weise zu pflegen, werden wir auch das in der
letzten Legislaturperiode ins Leben gerufene
„Bündnis für gutes Wohnen in Thüringen“ weiter ak-
tivieren. Wir werden das Bündnis sowohl bezüglich
der Teilnehmerzahl als auch bezüglich der Thema-
tik erweitern, auch die Wohnungswirtschaftler sind
dabei und wir haben hier mehrere Beratungen
durchgeführt. Seit dem Frühjahr des Jahres 2015
soll es zudem eine Plattform sein, um der Wohn-
raumversorgung in Thüringen in unser aller Interes-
se den ihr gebührenden Stand zu geben. Ich bin
zuversichtlich, dass uns das gelingen wird. Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Aufgrund der Überschreitung der Redezeit der Lan-
desregierung stehen jetzt allen Fraktionen noch
2 Minuten Redezeit zur Verfügung. Wünscht noch
jemand das Wort? Das kann ich nicht erkennen.

Dann schließe ich den dritten Teil und rufe den
vierten Teil der Aktuellen Stunde auf

d) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion der CDU zum The-
ma: „Positionierung Thürin-
gens zur Novelle des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes“
Unterrichtung durch den Präsi-
denten des Landtags
- Drucksache 6/2163 -

Ich eröffne die Aussprache und erteile Abgeordne-
ten Gruhner, CDU-Fraktion, das Wort.

Abgeordneter Gruhner, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir haben heute zur Reform des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes eine Aktuelle Stunde beantragt,
weil wir vor wenigen Tagen eine Ministerpräsiden-
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tenkonferenz dazu hatten und sich Ende Mai eine
weitere Ministerpräsidentenkonferenz mit dieser
Frage beschäftigen wird und weil sich angesichts
einiger Äußerungen der Umweltministerin und auch
des Ministerpräsidenten ein Eindruck immer mehr
erhärtet: Diese Landesregierung vertritt nicht die In-
teressen der Thüringer Bürger, sondern sie vertritt
die Interessen der Ökostromlobby.

(Beifall CDU, AfD)

Diese Landesregierung organisiert keinen Aus-
gleich zwischen Ökonomie und Ökologie, sondern
sie spielt Klimaschutz und Verbraucherinteressen
gegeneinander aus. Und diese Landesregierung
hat offensichtlich die Frage der Strompreisentwick-
lung völlig aus dem Blick verloren.

(Beifall AfD)

Offensichtlich ist es in Ordnung, wenn sich nur der
grüne Porschefahrer die Energiewende leisten
kann. Diese Vorwürfe erheben nicht nur wir, son-
dern – wenn Sie heute ins „Freie Wort“ schauen,
sagt auch die IHK Südthüringen, dass sie mit der
Positionierung der Landesregierung überhaupt
nichts anfangen kann, weil eben auch für die Wirt-
schaft die Frage der Strompreisentwicklung absolut
wichtig ist. Deswegen hagelt es auch von dieser
Seite berechtigte Kritik. Dann ist es auch so, dass
in dieser Landesregierung die Meinungen gelegent-
lich etwas auseinandergehen. Auf der einen Seite
sagt der Ministerpräsident, schon der Geist des Ge-
setzes sei falsch, und auf der anderen Seite sagt
der Wirtschaftsminister zum EEG, dass die Rich-
tung stimmt. Zwischen „der Geist des Gesetzes ist
falsch“ und „die Richtung stimmt“ passt viel Luft. Ich
weiß nicht, ob die Umweltministerin sie füllt, denn
auch da hören wir hauptsächlich Ökofundamenta-
lismus, aber nicht tatsächlich Interessen, die den
Verbraucherinnen und Verbrauchern in Thüringen
entgegenkommen. Deswegen sagen wir als Union
auch ganz klar: Wir wollen eine Energiewende, die
ökologische Nachhaltigkeit und ökonomische Ver-
nunft miteinander verbindet und nicht gegeneinan-
der ausspielt. Deswegen haben wir eben die Ent-
lastung von Bürgern und Wirtschaft genauso im
Blick wie die Erreichung unserer Klimaziele.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Fällt
Ihnen eigentlich auf, dass Sie bis jetzt nur
Phrasen gedroschen haben?)

Ich will es noch mal sagen, vier Punkte, die uns bei
der EEG-Reform besonders wichtig sind. Wir sa-
gen: Ja, es stimmt, es macht Sinn, dass wir den
Ausbau der erneuerbaren Energien deckeln und
dass wir eben nicht grenzenlos Zubau zulassen,
sondern dass wir die gesteckten Ausbaukorridore
tatsächlich auch einhalten. Auch das haben wir
schon vielfach hier diskutiert. Denn wenn wir das
nicht tun, dann geraten die Kosten aus dem Blick.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Des-
wegen wird es nicht wahrer! Es bleibt falsch
und wird falsch!)

Dann haben wir im Bereich der EEG-Umlage immer
weitere Anstiege zu verzeichnen. Deswegen ist es
richtig, dass der Bundeswirtschaftsminister Sigmar
Gabriel auch klar sagt, der Ausbau der EE muss an
dieser Stelle gedeckelt werden. Im Übrigen, die
grüne Umweltministerin setzt immer noch einen
drauf, indem sie sogenannte Sonderboni, so könnte
man das bezeichnen, für windschwache Standorte
vorschlägt. Auch das würde dazu führen, dass wir
weitere Milliarden-Kosten für die Verbraucherinnen
und Verbraucher hätten. Deswegen gilt auch an
dieser Stelle, dass Sie die Verbraucherinteressen
nicht im Blick haben.

(Beifall CDU)

Zweitens sagen wir: Es ist richtig, dass ein System-
wechsel hin zu Ausschreibungen stattfindet, weil es
richtig ist, dass nicht die Politik Förderhöhen be-
stimmt, sondern dass eben mehr Marktwirtschaft
auch bei der Energiewende Einzug hält und dass
wir tatsächlich auch für mehr Wettbewerb im Ener-
giesektor in diesem Bereich sorgen.

Dann sagen wir drittens, weil wir natürlich die
Grundsätze dieses EEG begrüßen, aber auch aus
Thüringer Perspektive im Detail Kritik einbringen,
dass es Nachbesserungen bei der Biomasse im
EEG geben muss. Für die Biomasse braucht es ein
Ausschreibungsverfahren mit einem konkreten Aus-
schreibungsdesign, was am Ende dazu führt, dass
auch Neu- und Bestandsanlagen im EEG eine ent-
sprechende Chance erfahren und dass wir eben
auch den jährlichen Ausbaukorridor von 100 MW
jährlich erreichen.

(Beifall CDU)

Viertens sagen wir: Wir brauchen natürlich Akteurs-
vielfalt. Das ist in der Tat ein Punkt, da sind wir uns
einig. Ja, wir müssen auch den kleinen Bürgerener-
giegenossenschaften Chancen einräumen. Aber wir
müssen aufpassen, dass wir die Ausnahmen nicht
so weit aufmachen, wie es Frau Siegesmund will,
dass wir am Ende den Markt wieder so verzerren,
dass tatsächlich das Prinzip der Ausschreibung,
das Prinzip des Wettbewerbs nicht mehr zum Tra-
gen kommt, dass es unterlaufen wird. Deswegen
muss man da sehr genau aufpassen. Das, was Sie
vorschlagen, würde das Prinzip der Ausschreibung
ad absurdum führen, weil es letztlich die Ausnah-
men so weit öffnet, dass auch große Windparkbe-
treiber sich dies zunutze machen würden. Deshalb
sagen wir, man muss bei den Ausnahmen sehr ge-
nau hinschauen. Deswegen will ich noch mal als
Fazit sagen: Wir sind der Überzeugung, Sie vertre-
ten die Interessen der Ökostromlobby. Wir vertreten
die Interessen der Bürger, weil wir eine Energie-
wende mit Augenmaß wollen.
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(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Die Linke hat Abgeordneter Harzer
das Wort.

Abgeordneter Harzer, DIE LINKE:

Herr Gruhner stellt sich wieder hin und skandali-
siert. Das sind wir schon gewöhnt. Einen wunder-
schönen guten Tag, liebe Kolleginnen und Kollegen
aus den demokratischen Bereichen. Das EEG wird
uns morgen dann auch noch mal beschäftigen mit
etwas mehr Zeit, um die skandalträchtigen Formu-
lierungen von Herrn Gruhner so richtig zu bewer-
ten.

Herr Gruhner, was möchte die Landesregierung
oder was möchte diese Koalition beim EEG 2016?
Dann hätten Sie mal Seite 44 unseres Koalitions-
vertrags aufgeschlagen und dort gelesen: „Bei der
künftigen Energiegesetzgebung des Bundes wird
das Land einen Schwerpunkt auf die Erhaltung der
Akteursvielfalt (dezentral, regional und in Bürger-
hand) legen. Dies betrifft insbesondere die weitere
Ausgestaltung und Weiterentwicklung des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes (EEG). So wollen wir Bür-
gerenergieprojekte, z. B. im Rahmen der geplanten
Ausschreibungsverfahren, stärken und ein Monito-
ring der Wirkungen der EEG-Novelle 2014 auf die
Entwicklung der erneuerbaren Energien in Thürin-
gen auf den Weg bringen. Wir setzen uns für einen
fairen bundesweiten Lastenausgleich ein (z. B. Nut-
zungsentgelte). Gleichzeitig wollen wir die Rolle der
Kraft-Wärme-Kopplung als flexibler Partner der er-
neuerbaren Energien stärken. Damit soll die hohe
Versorgungssicherheit bei der Umstellung der
Energieversorgung erhalten werden. Mit der weite-
ren Dezentralisierung der Erzeugung werden wir In-
novationen in den Energienetzen […] anregen und
die Speicherung von Strom und Wärmeüberschüs-
sen fördern. Die Umsetzung des nationalen Ener-
gieeffizienz-Aktionsplans werden wir kritisch beglei-
ten.“ Diesen Vertrag haben die SPD, die Grünen
und die Linken unterschrieben, teilweise auf Partei-
tagen und durch Urabstimmung beschlossen. Da-
mit ist es natürlich Grundlage unseres Handelns
und auch Grundlage der Regierung. Daher gehe
ich auch davon aus, dass die Landesregierung ent-
sprechend handelt.

Sie haben die IHK angesprochen. Die energiepoliti-
schen Grundpositionen der IHK waren heute in der
Post – ich zitiere mal kurz –, die IHK fordert: „Ener-
gieeffizienzmaßnahmen im Wärme-, Strom- und
Mobilitätssektor müssen gleichrangig und technolo-
gieoffen unterstützt werden. […] Verlässliche politi-
sche Rahmenbedingungen. Stetigkeit in den politi-
schen Weichenstellungen ist eine Voraussetzung
[…], Investitionen zu tätigen“ – was man beim
2016er-EEG nicht sagen kann – Verlässlichkeit.

„Das zukünftige Strommarktdesign muss auf die
verstärkte Integration erneuerbarer Energien in den
Strommarkt ausgerichtet sein. […] Der Regelleis-
tungsmarkt ist für neue Anbieter, […] z.B. große
Speicher, zu öffnen. Stromspeicher sollten in das
Strommarktgesetz aufgenommen werden. […] Mit
der anstehenden Novelle des [… EEG 2016] ist zu
gewährleisten, dass durch das Ausschreibungsde-
sign für Erneuerbare-Energien-Anlagen auch wei-
terhin Akteursoffenheit gewährleistet wird. […]
Durch die zukünftige Novellierung des EEG darf
keine Schlechterstellung von Biomasse erfolgen
[…]. Netzentgeltbestandteile, resultierend aus dem
Ausbau der Erneuerbarer Energien, sind bundes-
weit solidarisch umzulegen […]. Die Thüringer Lan-
desregierung wird aufgefordert, sich auf [Bundes-
ebene] für […] einheitliche Netzentgelte auf Über-
tragungsnetzebene einzusetzen […].

(Zwischenruf Abg. Gruhner, CDU: Ist das ei-
gentlich eine Vorlesestunde?)

Stromintensive Unternehmen […] müssen auch zu-
künftig durch eine ermäßigte EEG-Umlage entlastet
werden. Die damit verbundenen Kosten dürfen
nicht auf die Verbraucher umgelegt werden, son-
dern sind durch den Bundeshaushalt zu tragen.“
Das steht alles in dem IHK-Papier. Oder:
„Pumpspeicherkraftwerke sind geeignete Energie-
speicher. Sie dienen der Versorgungssicherheit und
werden als notwendig erachtet.“ Sie sollten viel-
leicht nicht nur Zeitung, sondern auch die Positio-
nen der IHK Südthüringen lesen, die sie Ihnen auf-
geschrieben hat. Da stehen auch ein paar drin, die
ich nicht teile, das ist klar. Aber es stehen viele drin,
die genau das beschreiben, was auch bei uns im
Koalitionsvertrag steht.

Ich will es noch mal sagen: Wenn wir weiter
deckeln, wenn wir weiter diesen Weg gehen, den
das EEG 2016 derzeit vorzeichnet, dann wird der
Ausbau erneuerbarer Energien nicht nur gedeckelt
in Deutschland, sondern dann wird er gestoppt. Wir
haben es 2012 vorgemacht, als die Solarbranche
anschließend zusammengebrochen ist. 2014 hat es
sich mit der Biomasse wiederholt. Nach 2016 wird
die Windkraft dran glauben müssen. Es sind über
100.000 Arbeitsplätze in Deutschland in Gefahr, al-
lein in Thüringen 2.300 Arbeitsplätze in der Wind-
energiebranche. Es steht Wertschöpfung in Gefahr.
Ihr ehemaliger Umweltminister Altmaier hat mal
ausgerechnet, hat mal eine Zahl in den Raum ge-
worfen, der Ausbau der erneuerbaren Energien in
Deutschland, also die Investitionen, die getätigt
würden, um den alten Kraftwerkspark durch einen
erneuerbaren Kraftwerkspark zu ersetzen, würde
1 Billion Euro kosten. Andere haben dann ausge-
rechnet, allein die Brennstoffkosten für Steinkohle,
Erdöl, Gas bis 2040 sind 3,5 Billionen Euro. Da se-
hen Sie schon den Unterschied, ob wir kostenfrei
erneuerbare Energien nutzen, die kostenfrei zur
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Verfügung stehen, oder ob wir in erneuerbare Ener-
gien investieren.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Harzer, DIE LINKE:

Ich bin fertig. Ich komme zum letzten Satz. Dort se-
hen Sie den Unterschied.

Vizepräsidentin Jung:

Herr, Abgeordneter, jetzt ist es gut.

Abgeordneter Harzer, DIE LINKE:

Dort sehen sie den Einspareffekt von 2,5 Billionen
Euro. Danke.

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: So seid Ihr!)

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der SPD hat Abgeordnete Mühl-
bauer das Wort.

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen
und Kollegen, ich freue mich immer, wenn ich nach
einem Kollegen das Pult wieder runterfahren lassen
kann. Steffen Harzer, deine 5 Minuten sind gefühlte
Traumsekunden.

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE)

Einfach noch mal danke diesbezüglich. Man
schwebt dahin. Die Zeit verrinnt wie im Fluge.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Werter
Kollege Gruhner, das ist jetzt mal wieder der Fall
der Wiederholung. Ihnen ist wohl nichts Aktuelles
eingefallen, weil Sie ja im Februar das gleiche The-
ma schon einmal aufgebracht hatten. Ich habe mir
jetzt überlegt, gebe ich meinen Sprechzettel, den
ich im Februar schon mal gehalten habe mit inte-
ressanten Anmerkungen, den sie heute mit Ihren
Worten fast eins zu eins vorgetragen haben, zu
Protokoll oder versuche ich, etwas Neues beizutra-
gen. Wir machen das doch mal etwas kreativer. Der
Kollege hat Sie über die Position der IHK informiert.
Ich gebe hier das Original zu Protokoll – so sieht es
aus –, es ist in Ihren Postfächern, sehr lesenswert.
Ich denke mal, wir fühlen uns dort auch sehr bestä-
tigt.

Was ist aktuell an dem Thema? Aktuell an dem
Thema ist zum Beispiel, dass wir heute hohen Be-
such in unserer Fraktion hatten: Carsten Schneider.

Carsten Schneider, mit dem wir uns sehr intensiv
zum Thema der EEG-Reform, der Novelle unterhal-
ten, diskutiert haben, die wir natürlich begrüßen,
weil das EEG ein Erfolgsmodell ist. Das ist ein Er-
folgsmodell. Lassen Sie mich an der Stelle mal sa-
gen – da sind wir als Sozialdemokraten auch sehr
stolz –, als Christoph Matschie im Bundestag Um-
weltausschussvorsitzender war, ist es auch mit sei-
ner Federführung damals entstanden. Das heißt,
wir Sozialdemokraten sind nicht nur Väter, wir sind
auch Mütter des EEG. Das EEG ist ein weltweiter
Erfolg. Wir sind weltweit Vorreiter, gerade was den
Bereich der Erneuerbaren anbelangt. Diesbezüglich
muss man natürlich, wenn ein Kind langsam größer
wird, ihm auch passende Schuhe kaufen. Und ja,
es ist so: Wir haben Dinge, an denen nachgesteu-
ert werden muss. „Ökonomie und Ökologie“ – Zitat
Kollege Gruhner – „müssen im Einklang sein.“ Da-
für tragen wir die Verantwortung. Wir haben unse-
rem Kind auch die passenden Schuhe anzuziehen
– unser Kind braucht inzwischen Stiefel, es wird
groß. Diesbezüglich kann ich es nur begrüßen.

Aber was ist aktuell? Ist es vielleicht aktuell, Herr
Gruhner, dass Sie davon ablenken wollen, dass es
jetzt ein Papier gibt, dass ein CSU-Europaabgeord-
neter begrüßt, dass man aufseiten der EU-Kommis-
sion wieder Geld für Atomförderungen ausgeben
möchte. Ist das aktuell? Dann lassen Sie mich hier
auch ganz klar von dem Punkt sagen: Die Thürin-
ger SPD und diese Koalition stehen ganz klar beim
Atomausstieg und hier wird es auch keinen Zenti-
meter zurückgehen. Ich zitiere an der Stelle Sigmar
Gabriel: „Ich werde mich mit aller Macht Plänen
entgegenstellen, die auf Lobby-Politik für Atomkon-
zerne hinauslaufen.“ Das ist nachvollziehbare so-
zialdemokratische Politik und für die stehen wir, da-
für streite ich und dafür trete ich auch ein.

Natürlich ist es wichtig für unsere wirtschaftliche
Entwicklung, dass wir Strompreise im Blick haben,
damit wir wettbewerbsfähig sind, damit Menschen,
die nicht zu den Einkommensmillionären gehören,
auch weiterhin am Strom partizipieren können.
Aber genauso – und das ist die zweite Säule –
wichtig ist es, meine sehr geehrten Damen und
Herren – und diesbezüglich begrüße ich ausdrück-
lich das Engagement unserer Thüringer Landesre-
gierung –, unsere Strukturen weiter zu befördern.

Die Biomasse – Sie haben es erwähnt und ich be-
grüße deutlich: Laut Medieninformation vom 10.03.
werden wir uns mit Rheinland-Pfalz, Bayern und
Thüringen gemeinsam für eine Fortschreibung, für
den Erhalt dieses wichtigen Bereichs mit einsetzen,
denn ohne Wärme, ohne Biomasse werden auch
die Erneuerbaren kein Erfolgsmodell bleiben. Des-
wegen, meine sehr geehrten Damen und Herren,
meine Ministerinnen und Minister, wir sind auf dem
richtigen Weg, wir haben die richtigen Antworten.
Wir müssen die Lösung finden für unsere Thüringer
Ökonomie, Ökologie, den Erhalt unserer Strukturen
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und die Weiterentwicklung der Erneuerbaren; nur
so wird im Prinzip die Energiewende gelingen. Dan-
ke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Vizepräsidentin Jung:

Das Wort hat nun Abgeordneter Möller, Fraktion
der AfD.

Abgeordneter Möller, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Gäste! Es ist zur EEG-
Novelle zwar grundsätzlich schon alles gesagt, so-
gar von jedem, aber noch nicht oft genug – so
könnte man den Antrag der CDU-Fraktion für diese
Aktuelle Stunde interpretieren, denn spätestens seit
dem Februar-Plenum weiß jeder Interessierte, wo
die Positionen der einzelnen Kräfte im politischen
Lager Thüringens liegen. Es ist jedem klar, dass
Rot-Rot-Grün die Energiewende weiter fördern
möchte, koste es, was es wolle, und es ist auch je-
dem klar, dass die AfD der Energiewende ein mög-
lichst schnelles und schmerzloses Ende bereiten
möchte im Interesse der gebeutelten Stromkunden,

(Beifall AfD)

im Interesse einer stabilen Energieversorgung, im
Interesse einer tragfähigen Wirtschaftsgrundlage
der kommunalen Versorger und natürlich auch zum
Schutz unseres Landschaftsbilds und der Natur hier
in Thüringen.

(Beifall AfD)

Zwischen diesen Positionen sitzt die CDU. Da sitzt
sie nun mit ihrem energiepolitischen Anspruch einer
preisgünstigen, umweltschonenden und stabilen
Energieversorgung und weiß doch andererseits um
ihre eigene Mitverantwortung an der energiepoliti-
schen Realität der letzten zehn Jahre. Diese ener-
giepolitische Realität, für die die CDU im Bund und
in den Ländern hauptverantwortlich ist, ist gekenn-
zeichnet durch Kostensteigerungen für die Strom-
kunden, einer instabileren und ineffizienteren Ener-
gieversorgung sowie durch den Flächenfraß für
Windkraftanlagen, Pumpspeicherkraftwerke und
Netzausbau. Also versucht die CDU sich im Spagat
zwischen Anspruch und Wirklichkeit, und wie das
so bei einer in die Jahre gekommenen Truppe der
Fall ist, scheitert sie dabei. Denn natürlich kann die
CDU nicht einfach die negativen Folgen ihrer Ener-
giewende den „Mittätern“ – ich sage es mal so –
von SPD und Grünen zuschieben, auch wenn die ja
sogar darauf stolz sind, das haben wir ja gerade
gehört,

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ja!)

denn dafür klebt an der Energiewende zu deutlich
auch die Marke der CDU. So fällt der exorbitant
teure Zubau von Photovoltaikanlagen in die Zeit der
aktuellen CDU-Kanzlerschaft, genauso übrigens
wie die Förderung von Offshore-Windkraft ohne si-
chergestellte Netzanbindung, die dazu geführt hat,
dass Stromkunden die Anlagenbetreiber für ihre
Windmühlen im Meer entschädigen müssen, ob-
wohl diese keinen Strom produzieren.

Seit 2010 haben sich die Kosten für das Netzeng-
passmanagement verfünfundzwanzigfacht. Die
EEG-Umlage ist seit 2010 um 310 Prozent gestie-
gen. Alles in der Zeit der politischen Verantwortung
der CDU, die die Bundesregierung maßgeblich mit
stellt. Auch der panikanfallsartige Kernkraftaus-
stieg, für welchen Kernkraftwerksbetreiber auf Kos-
ten des deutschen Steuerzahlers entschädigt wer-
den, ist das Werk der CDU-Kanzlerin Angela Mer-
kel. Das alles geschieht im Namen der Klima-
schutzpolitik – Sinn und Unsinn dieser Klimaschutz-
politik mal dahingestellt –, für die die CDU ja neben
allen Altparteien auch steht: All diese Maßnahmen
der Vergangenheit haben, was den CO2-Ausstoß
betrifft, gar nichts bewirkt. Zwischen 2010 und 2015
stagnierte der CO2-Ausstoß und stieg zuletzt sogar
leicht an. Gefüllt haben sich ausschließlich die Ta-
schen der Kapitalanleger mit grün-schwarzem Ge-
wissen, und das auf Kosten der Gering- und Durch-
schnittsverdiener, die für so etwas kein Geld übrig
haben. Dafür steht eben die CDU mit ihrer Energie-
politik, natürlich neben den anderen Altparteien. Al-
so, was kann man erwarten, wenn sich die CDU zur
Novelle des EEG positioniert? Nun, eine einge-
schränkte Schöpfungshöhe allemal und natürlich je-
de Menge Widersprüche.

(Beifall AfD)

Für Abstandsflächen von Windkraftanlagen zu strei-
ten, ist für sich genommen zwar vernünftig, steht
aber im direkten Widerspruch zum von der CDU
postulierten Ziel, 2050 den Energiebedarf für Ge-
bäude zu 50 Prozent aus erneuerbaren Energien
zu decken. Das geht nur mit mehr erneuerbaren
Energien und dazu zählt auch die Windkraft. Wer
wie die CDU-Fraktion das Ausschreibungsmodell
für die Ermittlung von Vergütungssätzen von EEG-
Anlagen präferiert, kann nicht von Kostenentlastung
sprechen, schon gar nicht von mittelfristiger. Fakt
ist, dass diese Kosten für die Förderung neuer
EEG-Anlagen zu den bisherigen Kosten, die schon
aufgelaufen sind, hinzukommen. Die Förderdauer
für diese Altanlagen hat in der Regel erst vor nicht
allzu vielen Jahren begonnen und läuft auf 20 Jahre
hinaus. Das heißt, mittelfristig ändert sich mit Ihrem
Ausschreibungsmodell überhaupt nichts. Da ver-
sprechen Sie etwas, was Sie nicht halten können,
Herr Gruhner, oder was Sie nicht verstanden ha-
ben.
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(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Herr Möller,
haben Sie auch eigene Ideen?)

Um die Missstände – jetzt komme ich zu den eige-
nen Ideen – und katastrophalen Auswirkungen der
Energiewende zu beenden, braucht es einen radi-
kalen Kurswechsel, Herr Emde. Das bedeutet:
Schluss machen mit den gigantischen Subventio-
nen, Schluss machen mit der planwirtschaftlichen
Kostenbelastung der Stromverbraucher, Rückkehr
zur Marktwirtschaft.

(Beifall AfD)

Lassen Sie die Leute doch mit entscheiden, ob sie
Windkraftanlagen oder Biogasanlagen vor Ort ha-
ben wollen oder nicht. Das ist das Konzept – Sie
werden es vielleicht schon erraten haben – der AfD.
Danke.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Abge-
ordneter Kobelt das Wort.

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren! Herr Möller, immerhin haben Sie
sich seit den letzten Reden zur Energiepolitik ent-
wickelt.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Danke!)

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Was man
bei Ihnen nicht sagen kann!)

In den letzten fünf, sechs Reden, die Sie hier gehal-
ten haben, haben Sie das, was die Kollegen gerade
in den Zwischenrufen erwähnt haben, immer bewie-
sen: Sie haben in Ihrem Konzept, was Sie Konzept
nennen, das aber keines ist, immer nur die anderen
kritisiert. Alle Energieformen, die Sie schlecht fin-
den, haben Sie kritisiert und madig gemacht. Aber,
wir waren letztens in Gera, da hat Sie der OTZ-Re-
dakteur gefragt: Was ist denn eigentlich Ihre Vor-
stellung von Energiepolitik?

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Ich habe viel
Applaus dafür bekommen!)

Nachdem Sie dann ein bisschen herumgedruckst
haben, sind Sie zum Punkt gekommen. Sie haben
gesagt: Die AfD sieht den Atomausstieg kritisch.
Wenn es nach der AfD geht, dann sollten in
Deutschland auch wieder neue Atomkraftwerke ge-
baut werden.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Da waren Sie
bei einer anderen Veranstaltung!)

Das war Ihre einzige Argumentation für das, wo die
Energie herkommen soll.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: So ein Käse!)

Da muss ich Ihnen sagen, wenn Sie sich hier für
Kostensenkung einsetzen, dann schauen Sie mal
bitte darauf, was Atomenergie für Nebenkosten hat,
was für die Entsorgung, was für den Rückbau und
was für das Sicherheitsrisiko eigentlich bezahlt wer-
den müsste. Das wurde auch bezahlt und wird be-
zahlt, aber nicht über die Strompreise, sondern
über die Steuerzahler. Sie setzen sich doch angeb-
lich auch für Steuerzahler ein. Dann müsste Sie
das interessieren, dass diese Kosten sich bis zu
40 Cent pro Kilowattstunde addieren. Das ist das
Vierfache von Photovoltaik und mittlerweile das
Achtfache von Windenergie. Wenn Sie sich hier als
wirtschaftsfreundlich und bürgerfreundlich hinstel-
len, dann ist das eine Verdummung der Bevölke-
rung. Ich empfehle Ihnen, sich umzubenennen in
„Atomenergie für Deutschland.“

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sehr geehrter Herr Gruhner, Sie haben so ein
bisschen angedeutet, dass Sie für den Mittelstand
sind und die Energiekosten im Blick behalten. Sie
haben aber vergessen, dass in Thüringen 5.000 Ar-
beitsplätze verloren gegangen sind, nachdem Ihre
Partei an der Energiewende, am EEG herumge-
murkst hat. Das sind 5.000 Familien, die nicht mehr
in Lohn und Brot stehen. 5.000 Familien wurden
aus dem Mittelstand gerissen. Das sind Arbeitsplät-
ze, für die Sie eigentlich zum Beispiel Ihr Kollege
Voigt, der für Mittelstand und Innovation immer hier
geworben hat, in den Schwitzkasten nehmen und
kritisieren müsste.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das Grundproblem an der EEG-Novelle ist schon
die Zielstellung. Sie sagt aus, dass die erneuerbare
Energie bis 2025 auf 40 bis 45 Prozent ausgebaut
werden soll. Das klingt erst einmal gar nicht so
schlimm, aber, wir haben schon einen erheblichen
Anteil erreicht. Das bedeutet im Praktischen, dass
nicht 3 Prozent Wachstumsanteile für die erneuer-
baren Energien wie in den letzten drei Jahren zum
Beispiel vonstatten gehen, sondern nur noch
1,2 Prozent. Im Praktischen heißt das, dass Sie für
eine Reduzierung des Ausbaus der erneuerbaren
Energien um mehr als 60 Prozent im jährlichen Zu-
bau sind, und das ist eine Politik gegen Innovation,
gegen Arbeitsplätze, gegen Mittelstand und gegen
den Standort Deutschland. Das erkennen auch vie-
le Bürgerinnen und Bürger an. Immerhin 86 Prozent
der Menschen sagen in Umfragen, dass sie für
einen schnellen Ausbau der erneuerbaren Energien
sind. Dies haben auch einige Ministerpräsidenten
erkannt. Zum Beispiel Ihre Kollegen Ministerpräsi-
dent Bouffier und der Ministerpräsident Seehofer
haben sich offiziell öffentlich sehr gegen die Reform
starkgemacht, die Sie gerade in Ihrer Rede hier
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verteidigt haben. Das sollten wir unterstützen. Als
Grüne stehen wir ganz klar für die Energiewende,
für den weiteren Ausbau, für mehr Arbeitsplätze
und Innovation. Vor allen Dingen wollen wir Bürger-
energie stärken.

Wenn Sie sich mal genau anschauen, was die Er-
neuerbare-Energien-Gesetz-Reform bewirkt, heißt
das, Sie machen eine Politik für wenige Großkon-
zerne und gegen eine breit aufgestellte Energie-
wende für die Bürgerinnen und Bürger. Das kann
nicht unser Ziel sein. Dagegen werden wir argu-
mentieren. Ich bin sehr froh, dass unsere Umwelt-
ministerin verschiedene Punkte mit anderen Bun-
desländern zusammen vorgelegt hat, die für mehr
Bürgerenergie sprechen, die für den Ausbau für So-
larenergie sprechen, aber auch für den Ausbau von
Bioenergie. Das kann ich nicht verstehen, dass ei-
ne Volkspartei wie die CDU sich hier gegen 86 Pro-
zent der Bevölkerung stellt.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Denken Sie bitte noch mal darüber nach, wir haben
ja noch einmal eine Debatte. Sie können den An-
trag von uns, den wir zum EEG eingereicht haben,
dann mit unterstützen oder vielleicht auch zusam-
men erarbeiten. Danke.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Landesregierung hat Ministerin Siegesmund
das Wort.

Siegesmund, Ministerin für Umwelt, Energie
und Naturschutz:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ein Danke an die CDU-Fraktion für die An-
meldung dieser Aktuellen Stunde, weil sie uns die
Möglichkeit gibt, noch mal deutlich zu machen, was
eigentlich auf dem Spiel steht in den nächsten zwei
Wochen, bis die nächste Ministerpräsidentenkonfe-
renz tagt und dann hoffentlich auch zu den Eck-
punkten des EEG entscheidet.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, vor weni-
gen Wochen musste sich die Welt mit dem 30. Jah-
restag der Kernschmelze von Tschernobyl und dem
5. Jahrestag jener in Fukushima – zwei der
schrecklichsten Nuklearkatastrophen der Geschich-
te – erinnern.

Herr Möller, das Grundsatzprogramm der AfD, in
dem steht: „Es gab und gibt“ – Zitat – „bis heute
keinen sachlichen Grund, von unserer ehemals
weltweit sichersten [...] Stromversorgung“ – nämlich
der Kernenergie – „abzugehen.“, zeigt mir, dass Sie
zumindest an dieser Stelle nicht verstanden haben,

was uns diese Jahrestage, diese traurigen, lehren
müssen.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Na, das
stimmt, das haben wir nicht verstanden!)

Der Bund hat sich sehr wohl und sehr richtig ent-
schieden, aus der Atomkraft im Jahr 2000 auszu-
steigen – das EEG ist im Jahr 2000 geschrieben
worden und 2016 steht wieder eine Novelle an.
Man hätte erwarten müssen und erwarten können,
wenn Sie den Blick in die aktuellen Nachrichten
werfen, dass auch die Europäische Kommission die
Lehren ziehen kann aus dem, was passierte, und
vor allen Dingen eine progressive Rolle einnimmt.
Seit gestern wissen wir, dass dem nicht so ist. Un-
ter dem Deckmantel einer sogenannten Strategie
zur „Koordinierung von Forschung und Entwicklung
im Bereich Energie“ sollen EU-Staaten künftig bei
der Erforschung, Entwicklung, Finanzierung und
beim Bau sogenannter innovativer Reaktoren zu-
sammenarbeiten. Dafür soll es sogar EU-Mittel ge-
ben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, gestatten
Sie mir im Rahmen der derzeitigen bundesweiten
Debatte zum EEG folgende zwei Bemerkungen: Es
gibt keine innovativen Atomreaktoren. Ich kenne
nur gefährliche Atomreaktoren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zweitens kann man angesichts der Tausenden Op-
fer und noch Hunderter Jahre dauernder Verstrah-
lung ganzer Regionen, die einmal Heimat für Men-
schen wie Sie und ich waren, die Brüsseler Pläne
nur als Verkehrung des Fortschrittsgedankens be-
zeichnen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, deswe-
gen ist es auch wichtig, dass man Energiepolitik zu-
sammendenkt in gestern und heute.

Die Europäische Kommission schätzte erst kürzlich
in einer Bestandsaufnahme, dass bis 2050 die un-
geheure Summe von 450 bis 500 Milliarden Euro
für den Neubau und allein im kommenden Jahr-
zehnt noch mal rund 50 Milliarden Euro für die Sa-
nierung altersschwacher Kernkraftanlagen notwen-
dig ist. Stellen Sie sich mal die Summe vor, wenn
die in Erneuerbare investiert würde. Und wir wis-
sen, dass vermutlich die gleiche Summe bis 2050
notwendig sein wird, um die Reste zu entsorgen.
Wir wissen auch, dass die deutschen Atomkonzer-
ne sich zumindest freigekauft haben mit läppischen
23 Milliarden Euro. Wenn Sie die Kostendebatte
ernsthaft führen wollen, dann führen Sie sie da-
rüber, was das am Ende des Tages eigentlich für
die europäische Dimension der Energieversorgung
heißt, meine sehr geehrten Damen und Herren.

Gerade weil die Bundesrepublik mit dem Erneuer-
bare-Energien-Gesetz vorangegangen ist, gerade

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 49. Sitzung - 18.05.2016 4115

(Abg. Kobelt)



weil wir uns in Paris der Verantwortung gestellt ha-
ben, ist es wichtig zu durchleuchten und zu schau-
en: Was kommt denn mit der EEG-Novelle 2016
auf die Bundesrepublik und auf Thüringen zu? Jetzt
in diesem Moment beraten gleich drei Gremien der
Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen mit
rund 4.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmern in
den nächsten Tagen zusammen über die Umset-
zung des Pariser Klimaabkommens. Sie sitzen in
Bonn und diskutieren genau zu der Frage: Jetzt hat
sich die Weltgemeinschaft zum Zwei-Grad-Ziel
committed, was heißt das eigentlich für uns?
Gleichzeitig flattert uns der Gesetzentwurf der
EEG-Novelle auf den Tisch und wir müssen abglei-
chen: Ziehen wir die Lehren aus dem was passiert
ist zum einen und zum anderen: Welchen Beitrag
leisten wir mit dem EEG aus dem Jahr 2016?

Ja, es ist eine Erfolgsgeschichte. Seit dem
Jahr 2000 hat sich der Anteil Erneuerbarer mehr als
versechsfacht. Begonnen wurde das EEG im Jahr
2000 als Markteinführungsinstrument. Jetzt geht es
darum, den Wettbewerb zu organisieren. Aber das
muss man richtig machen. Das muss man richtig
machen, weil die Anstrengungen bei der Umset-
zung der Energiewende nicht nur dem Klimaschutz
dienen, sondern – das hat Abgeordneter Harzer
schon gesagt – vor allen Dingen auch ein Wirt-
schaftsfaktor mit über 370.000 Arbeitsplätzen bun-
desweit geworden sind. Der Erfolg der Energiewen-
de wird ganz wesentlich davon abhängen, ob der
Ausbau der Erneuerbaren weiterhin flächen-
deckend, dezentral und regional differenziert und
vor allen Dingen zu vertretbaren gesamtwirtschaftli-
chen Kosten und unter Erhalt der Akteursvielfalt ge-
lingt. Das, sehr geehrter Herr Abgeordneter Gruh-
ner, sind die Ziele der Thüringer Landesregierung.

Wir arbeiten konstruktiv. Seit Monaten arbeitet die-
se Bundesregierung konstruktiv daran, nicht nur die
Klimaschutzvereinbarung von Paris in dieses EEG
einzufließen zu lassen, sondern auch die Interes-
sen Thüringens zu vertreten. Ich will für das Proto-
koll die Bundesratsinitiativen – ich glaube nicht,
dass es vorher andere Landesregierungen gab, die
bereits vor einer EEG-Novelle fünf erfolgreiche
Bundesratsinitiativen in diesen Prozess eingesteu-
ert haben – nennen: Es sind die Beschlüsse des
Bundesrats Nummer 511/15, 555/15, 34/16, 132/16
und 183/16. Dahinter verbergen sich Punkte, die
ich gern nennen möchte, die uns wichtig sind: Zum
einen sind wir der festen Überzeugung, dass eine
Deckelung des Ausbaus der Erneuerbaren Ener-
gien auf maximal 45 Prozent bis 2025 Thüringen
beim Ausbaupfad der Erneuerbaren nicht zupass-
kommt. Dieser Ausbaukorridor reicht für einen dy-
namischen Ausbau der Erneuerbaren und das Er-
reichen der Klimaschutzziele nicht aus.

Zum Zweiten: Nur ein ausgewogener Ausbau von
Wind an Land von mindestens 2,5 Gigawatt netto
bietet uns die Möglichkeit, ausreichend wirtschaftli-

che Perspektiven auch in den südlichen Bundeslän-
dern einzupreisen. Kommt das nicht, wird es maxi-
mal noch Repowering in unseren Breiten geben,
aber keinen Ausbau mehr von Wind an Land. Damit
findet der weiterhin im Norden statt und, Herr Gruh-
ner, Sie dürfen dann die Debatten darüber führen,
wo künftig entsprechende Trassen den Strom von
Norden nach Süden führen. Wir haben mit einer
Bundesratsinitiative angeregt, das Ganze mit einer
Regionalisierungsquote zu steuern. Allein das
möchte die Bundesregierung nicht.

Wir haben weiterhin für den Ausbau der Photovol-
taik, der seit dem vorletzten EEG quasi ins Stocken
geraten ist, ganz klar gesagt, dass wir hier Verbes-
serungen brauchen und wollen. Wir wollen weiter-
hin die Akteursvielfalt schützen. Wir haben gesagt,
dass das bislang vorgesehene Ausschreibungsver-
fahren gerade für kleine Akteure erhebliche Zu-
gangshürden mit sich bringt. Viele lokale und klei-
nere Bürgerenergieprojekte werden sich die finan-
ziellen Risiken des Ausschreibungsverfahrens nicht
leisten können. Das ist das Problem, weswegen wir
der festen Überzeugung sind, dass wir mit der De-
minimis-Regelung der Bundesratsinitiative aus Thü-
ringen einen sehr brauchbaren, einen sinnvollen
Vorschlag gemacht haben.

Jetzt kommen wir zur Bioenergie. Bioenergie ist
nicht nur grundlastfähig, sie ist auch flexibel ein-
setzbar. Wer sich hier aufschwingt zum Retter der
Bioenergie, Herr Gruhner, der muss auch mal
gucken, was er 2014 mit beschlossen hat. 2014
markiert das Jahr, in dem wir quasi null weitere Zu-
baukorridormöglichkeiten für Biomasse in Thürin-
gen hatten. Seitdem liegt der Ausbaukorridor für
Biomasse in vielen Ländern, auch in Thüringen, bei
null. Wenn das Ihr Vorschlag ist, um darauf aufbau-
end weiterzugehen, davon muss ich ausgehen, weil
sich die CDU-Landesgruppe im Bundestag mir ge-
genüber so geäußert hat, kommen wir beim Thema
„Biomasse“ nicht weiter.

Was hat das Land Thüringen getan? Wir haben ein
eigenes Ausschreibungsmodell entwickelt. Wir ha-
ben im Schulterschluss mit Bayern und Rheinland-
Pfalz eine Bundesratsinitiative vorgelegt und erfolg-
reich durch den Bundesrat gebracht, die ganz klar-
macht, wir brauchen eine Anschlussförderung.

Die fünfte Bundesratsinitiative: Wir finden, obwohl
es oft nur am Rande abgehandelt wird, dass der
Aspekt des Eigenstroms eine große Rolle spielt.
Deswegen haben wir die Bundesregierung aufge-
fordert, sich im Rahmen der EEG-Novelle gegen-
über der EU-Kommission für eine Regelung einzu-
setzen, die bestehenden Eigenstromanlagen im
Rahmen des geltenden Beihilferechts auch über
das Jahr 2017 hinaus von der EEG-Umlage zu be-
freien.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir brau-
chen für diese fünf Initiativen im Interesse Thürin-
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gens, im Interesse der Bürgerinnen und Bürger die-
ses Landes, im Interesse der Kommunen, der Ver-
bände – die IHK wurde vorhin genannt und viele
andere – die tatkräftige Unterstützung aller, vor al-
len Dingen jener, die am Ende im Bundestag da-
rüber entscheiden, wie die EEG-Novelle aussieht.
Die Demonstration vergangene Woche hier vor
dem Thüringer Landtag war Ausdruck für einen
breiten Schulterschluss mit der Landesregierung
vom Bauernverband über Unternehmer bis hin zu
Umweltverbänden. Viele, die gemeinsam gesagt
haben: Korrigiert das, was ihr jetzt beim EEG vor-
habt in die richtige Richtung! Im Bewusstsein der
Notwendigkeit einer breitestmöglichen Allianz habe
ich deswegen auch die Bundestagesabgeordneten
angeschrieben und im Interesse Thüringens um
Unterstützung gebeten. Für die SPD hat Claudio
Lemme zugesagt, sich mit Nachdruck insbesondere
für den Bereich Biomasse einzusetzen. Für die
CDU hat Herr Hauptmann zumindest für die CDU-
Landesgruppe zugesichert, dass er das Thema er-
kannt hat. Aber noch mal: Das Jahr 2014 markierte
den Schlusspunkt der Förderung der Biomasse. Ich
glaube, hier muss man noch mal miteinander re-
den. Die Bauern sagen uns ganz klar, der regulato-
rische Rahmen seit 2014 stranguliert die Bestands-
anlagen und bremst den Neubau aus. Nichts ande-
res kann man sich draußen angucken.

Deswegen kämpfen wir als Thüringer Landesregie-
rung kompromisslos, weil es sich lohnt, nicht nur für
die Unternehmen, sondern am Ende auch für die
Verbraucherinnen und Verbraucher, für den Klima-
schutz, weil es sich lohnt für all jene, die der festen
Überzeugung sind, dass wir den richtigen Weg ge-
hen. Deswegen werden wir auch, wenn es dann am
31. Mai bei der nächsten Ministerpräsidentenkonfe-
renz zur Entscheidung kommt und sich die Eck-
punkte der Länder noch einmal vorgenommen wer-
den, noch mal deutlich machen: Die Landesregie-
rung steht dafür, dass es keine Deckelung gibt, ei-
ne Sicherung der Akteursvielfalt, eine langfristige
Sicherung des Photovoltaikausbaus, eine verbindli-
che Regelung für Biomasseanlagen, eine regionale
Vermarktung von Grünstrom. Wir stehen für den
Ausbau der Erneuerbaren, der flächendeckend, de-
zentral, regional, differenziert und zu vertretbaren
gesamtwirtschaftlichen Kosten laufen muss. Wir
sind diejenigen, die mehrfach vorgeschlagen ha-
ben, die Netzentgelte solidarisch zu wälzen. 12 von
16 Bundesländern würden davon profitieren. Dafür
treten wir ein.

Wenn am 31. Mai die Ministerpräsidenten entschei-
den, dann ist die Reise noch längst nicht zu Ende,
meine sehr geehrten Damen und Herren. Dann ist
das, was am Pfingstsonntag zu beobachten war,
auch nur noch mal ein Fingerzeig. Am Pfingstsonn-
tag wurde für mehrere Stunden das komplette
Stromnetz 100 Prozent erneuerbar bespeist, das
wird es in diesem Jahr noch öfter geben. Und viel-

leicht trägt die Tatsache, dass die Bundesrepublik
erneuerbar ist und wir damit auch Vorbild in ganz
Europa sind, dazu bei, dass es am Ende auch wei-
se, gute und vor allen Dingen richtungsweisende
Entscheidungen für das Land Thüringen gibt, wenn
der Bundestag über die EEG-Novelle 2016 ent-
scheidet. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktionen steht jetzt noch 1 Minute Rede-
zeit zur Verfügung. Herr Abgeordneter Gruhner.

Abgeordneter Gruhner, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kollegen, ich will noch zwei
Anmerkungen machen. Erstens, es kommt von Ih-
nen immer das Argument, wenn man die Kosten-
seite beim Ausbau der Erneuerbaren im Blick hat,
dann würde man den Ausbau der Erneuerbaren ab-
würgen und damit Arbeitsplätze vernichten. Wir ha-
ben seit Einführung des EEG fast eine Verdopplung
der EEG-Umlage. Die Kosten steigen weiter, wenn
wir hier nichts machen. Wissen Sie, wie viele Ar-
beitsplätze das kostet?

(Beifall CDU)

Das ist eine verlogene Debatte, die Sie führen. Wir
werden viel mehr Arbeitsplätze verlieren, wenn wir
tatsächlich nicht dafür sorgen, dass unsere Unter-
nehmen wettbewerbsfähige Energiepreise haben.
Und dann will ich Ihnen sagen, Sie haben hier deut-
lich gemacht, diese Landesregierung würde dafür
stehen, dass sie vertretbare Kosten erreichen will.
Wenn Sie Sonderboni für windschwache Gebiete
haben wollen, kostet das Milliarden. Wenn Sie kei-
ne Deckelung wollen, wird das weitere Milliarden im
Bereich des Redispatches kosten. Das wissen Sie
alles. Und wenn Sie dann davon reden, Sie wollen
eine sogenannte De-minimis-Regelung für Bioener-
gie-Genossenschaften,

Vizepräsidentin Jung:

Herr Gruhner, Ihre Redezeit!

Abgeordneter Gruhner, CDU:

dann wissen Sie auch, dass diese Regelung vor-
sieht – ich komme zum Ende –, dass das erlauben
würde, dass bis zu sechs Anlagen mit bis zu 6 Me-
gawatt gebaut werden können.

Vizepräsidentin Jung:

Ihre Redezeit ist um.
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Abgeordneter Gruhner, CDU:

Das machen Ihnen heute alle großen Betreiber. Da
brauchen Sie nicht mit kleinen Bürgerenergiege-
nossenschaften anfangen. Deswegen ist das verlo-
gen, was Sie hier an Argumenten vorbringen.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Die Linke hat sich Abgeordneter
Harzer zu Wort gemeldet. Und ich bitte wirklich da-
rum, 1 Minute einzuhalten.

Abgeordneter Harzer, DIE LINKE:

Herr Gruhner, vielleicht sollte man sich auch mal
mit Tatsachen beschäftigen. Seit 2011 sinken die
Stromkosten im industriellen Bereich und haben
mittlerweile einen Stand von 2005 erreicht. Das hat
natürlich auch damit zu tun, dass viele Unterneh-
men, stromintensive Unternehmen, von der EEG-
Umlage befreit werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kleine und mittlere Unternehmen haben nachge-
wiesenermaßen höhere Stromkosten, das ist rich-
tig. Aber dafür haben sie auch ihre Energieeffizienz
gesteigert. Die Landesregierung unterstützt mit
Clean Invest genau Energieeffizienzmaßnahmen,
damit diese Unternehmen wettbewerbsfähig blei-
ben. Der jährliche Exportüberschuss in Deutsch-
land zeigt, dass die Unternehmen trotz dieser Kos-
ten in Deutschland – einmal sind es die Lohnkos-
ten, einmal sind es die Standortkosten, einmal sind
es die Stromkosten, Ihnen fällt immer wieder etwas
ein, aber es passiert trotzdem nichts. Die Wirtschaft
bricht nicht zusammen, die Wirtschaft ist flexibel
und die Wirtschaft geht damit um, denn sie verdient
auf der anderen Seite natürlich auch an den ent-
sprechenden Investitionen, die dadurch getätigt
werden.

Und noch etwas zu den Bürgerinnen und Bürgern:
Circa 2,5 Prozent der Haushaltskosten sind Strom-
kosten. Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Kobelt.

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Herr Gruhner, wenn Sie von „verlogen“ sprechen,
dann müssen Sie auch mal klar sagen, selbst die
EEG-Umlage besteht nicht nur aus Kostenteilen,
die die Erzeuger von erneuerbaren Energien be-
kommen, sondern diese sind nämlich in den letzten
Jahren, wenn man diesen reinen Kostenblock be-

trachtet, sogar gesunken. Die gesamte EEG-Umla-
ge ist gestiegen, weil Sie oder Ihre Partei in der
Bundesregierung dafür gesorgt haben, dass die
Ausnahmetatbestände für Erneuerbare-Energien-
Umlage-Zahlungen sich erweitert haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben hier die Situation, in der Golfplatzbetrei-
ber und Geflügelhofbetreiber von der EEG-Umlage
befreit sind und dadurch die Bürgerinnen und Bür-
ger und der Mittelstand belastet werden. Das ist der
falsche Weg. Die Kostensteigerung haben Sie zu
verantworten.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: CDU – doch nicht bürgerfreund-
lich!)

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen mehr
vor und ich schließe den vierten Teil der Aktuellen
Stunde und rufe den fünften Teil auf

e) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion der SPD zum The-
ma: „Unfallopfer schützen und
Behinderung von Rettungs-
kräften auch in Thüringen ef-
fektiv bekämpfen“
Unterrichtung durch den Präsi-
denten des Landtags
- Drucksache 6/2164 -

Ich eröffne die Aussprache und erteile Abgeordne-
ter Marx das Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Frau Präsidentin, sehr verehrte Kolleginnen und
Kollegen, liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! Es
scheint, in den letzten Monaten häufen sich die
Meldungen, lesen wir in Zeitungen, haben wir Be-
richte auch in anderen Medien, wo es darum geht,
dass Gaffer Unfallbeseitigungsfolgen verhindern,
dass Rettungskräfte behindert werden, dass
Schaulustige den Weg versperren und dass aber
eben nicht nur – wie es früher oft der Fall war – die
Gaffer auf der Gegenfahrbahn noch mal einen Ver-
kehrsunfall verursachen, weil man schnell mal
guckt, was da auf der Gegenfahrbahn gewesen ist
und dann auch weitere Unfälle passieren und lange
Staus entstehen. Es ist jetzt schlimmer geworden.
Es gibt Leute, die halten an, die machen Fotos und
stellen diese dann ins Netz. Die machen eben nicht
nur Bilder von irgendwelchen Unfallautos oder Un-
fallgeschehen, sondern auch von Verletzten, sogar
von Toten. Das ist eine nicht nur sehr zynische Hal-
tung den Opfern gegenüber, sondern eine ganz er-
hebliche Behinderung der Rettungsdienste.
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Wir haben mal ausgewertet, auch die Zeitungsbe-
richterstattung in Thüringen, und haben in Thürin-
gen recht viele Berichte gefunden, dass dieses Pro-
blem oder Phänomen auch in Thüringen leider
durchaus auftritt. Wir diskutieren viel und auch an
anderer Stelle sehr oft über die hohe Belastung von
Rettungskräften, von Rettungssanitätern, von Feu-
erwehr, von THW, von Ärzten, von Notärzten, von
allen, die damit beschäftigt sind, uns in Notlagen zu
helfen. Wir wollen in dieser Aktuellen Stunde den
Fokus darauf setzen, dass wir solche Leute vor den
sogenannten Gaffern schützen müssen.

Anlass für unsere Aktuelle Stunde ist, dass es jetzt
auch eine Initiative im Bundesrat auf Betreiben der
Länder Niedersachsen und Berlin gegeben hat. Es
sollen Gesetze verschärft werden, um derartige
Gaffer und Behinderer auch einer Bestrafung zu-
führen zu können. Das ist natürlich sicherlich nicht
alles, was man dazu tun muss, um ein solches Ver-
halten abzustellen, aber das kann helfen, wenn
man Rechtslücken der Strafbarkeit beseitigt. Es soll
auch um den Schutz der Personen selbst gehen.
Der Schutzbereich des § 201 a Strafgesetzbuch
soll deshalb auch auf verstorbene Personen ausge-
weitet werden, also dass man auch das Persönlich-
keitsrecht verstorbener Menschen zu achten hat
und nicht einfach Bilder anfertigen kann und die
dann zum Beispiel ins Netz stellt.

Ebenso ist die Einführung eines neuen § 115 StGB
geplant. Das heißt, Personen, die Kräfte der Feuer-
wehr, des Katastrophenschutzes oder des Ret-
tungsdiensts behindern, müssen künftig mit einer
Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr oder einer
Geldstrafe rechnen. In dem Entwurf steht jetzt noch
drin – wir müssen dann schauen, ob das in den Be-
ratungen so bleibt –, auch das Stehen- oder Sitzen-
bleiben an Zugängen zur Unfallstelle soll strafbar
werden und unter Strafe gestellt werden. Bisher
hatten wir da eine Regelungslücke. Es galt nur als
strafbar, wenn Rettungsarbeiten durch Gewalt oder
Androhung von Gewalt konkret behindert worden
sind. Wie gesagt, das Rumstehen, das Schießen
von Fotos, statt sich selbst an der Rettung zu betei-
ligen und Platz zu machen, eben Platz zu nehmen,
das ist doch leider ein Problem geworden, dem
man jetzt auch mit Rechtsänderungen zu Leibe
rücken muss.

Der Präsident des Deutschen Feuerwehrverbands
hat zu Recht darauf hingewiesen, dass natürlich
Strafrecht nur eins ist – wichtiger und zentral ist na-
türlich auch die Aufklärung, dass der Mensch von
heute nicht nur ein Handy in der Hand hat, um da-
mit Fotos zu machen, um sich am Elend und der
Not anderer zu profilieren, sondern das Handy im
Wesentlichen doch dazu benutzt werden sollte, Hil-
fe herbeizurufen und sich ansonsten selbst auch
tatkräftig zu beteiligen.

Neugier ist im Menschen angelegt, das ist nichts
Schlechtes. Es ist natürlich, wenn man irgendein
Unfallgeschehen beobachtet und in der Nähe ist,
dass man sich dort auch einen Überblick verschafft,
was da passiert ist, aber das Ziel muss sein zu hel-
fen und sich nicht an der Not anderer irgendwie zu
bereichern oder selbst zu profilieren. Von daher ha-
ben wir uns auch darüber gefreut, dass Thüringen
diese Initiative im Bundesrat unterstützt und hoffen,
dass solche Fälle, die das Leid der Betroffenen
noch vergrößern, künftig abnehmen werden. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der CDU hat Abgeordneter Fiedler
das Wort.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ich hätte mich gefreut, wenn der Innenmi-
nister bei dem Thema da gewesen wäre, aber ich
sehe, der Staatssekretär ist natürlich zugegen. Das
ist schon mal die erste Miete. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, „Unfallopfer schützen und Behinde-
rung von Rettungskräften auch in Thüringen effektiv
bekämpfen“ – guter Ansatz! Ich kann nur sagen:
Zustimmung für die Initiative aus Niedersachsen
und Berlin. Danke, dass die SPD-Fraktion das noch
mal in einer Aktuellen Stunde thematisiert und ich
glaube, für alle sollte es abstoßend und abscheu-
lich sein, wenn verletzte oder tote Menschen foto-
grafiert, begafft oder gefilmt werden. Da setzt man
noch einen drauf, man stellt das dann noch ins
Netz und meint, dass man da irgendwas Besonde-
res getan hätte, um sich dann noch an den Dingen
zu erfreuen. Ich finde das abartig hoch drei.
Schlimmstenfalls werden dabei natürlich auch Ein-
satzkräfte, die dabei sind, um Menschenleben zu
retten, bedroht, behindert und das nur, um als Gaf-
fer einen besseren Blick zu haben oder die Opfer
besser zu erhaschen. Jetzt müssen schon die Ret-
tungskräfte irgendwelche Decken vorhalten und
was weiß ich alles, damit so was nicht passiert. Das
ist einfach eine Geschichte, wo wir es durchaus
richtig finden, dass man hier diese obszönen, res-
pekt- und pietätlosen Dinge versucht zu unterbin-
den. Das findet durchaus unsere Zustimmung. Hier
gilt es auch, Opfer besser zu schützen und das Ab-
lichten von Opfern und das Behindern usw. besser
bestrafen zu können. Ich glaube, da sind wir d’ac-
cord. Meine Fraktion unterstützt dieses Vorhaben
vorbehaltlos. Aber – jetzt kommt das Aber, liebe
Frau Kollegin Marx, ich kann es Ihnen nicht erspa-
ren – jetzt reden wir hier nur von den Gaffern und
dem Behindern von Rettungskräften. Aber ich will
Sie daran erinnern – deswegen ist die Vorlage wirk-
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lich Eins A, deswegen hätte ich mir gewünscht,
dass der Innenminister zuhört –: Warum haben Sie
damals, 2015, nicht auch die Bundesratsinitiative
von Hessen unterstützt – Hessen: schwarz-grün,
für die Grünen, damit das gleich ein bisschen ge-
schmeidiger wird –,

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ist locker genug!)

als es darum ging, tätliche Angriffe auf Polizisten
und Rettungskräfte künftig härter zu bestrafen? Wir
haben es hier thematisiert,

(Beifall CDU)

wir haben es mehrfach thematisiert. Ziel war da-
mals und ist heute noch die Einführung eines neu-
en Schutzparagrafen im Strafgesetzbuch. Danach
sollten Attacken auf Beamte der Polizei sowie Hel-
fer von Feuerwehr, Katastrophenschutz und Ret-
tungsdiensten mit Freiheitsstrafen von sechs Mona-
ten bis zu fünf Jahren geahndet werden. In beson-
ders schweren Fällen waren sogar bis zu zehn Jah-
re Haft vorgesehen.

Meine Damen und Herren, wenn wir uns über die
Pietätlosigkeit von vorhin unterhalten, zu Recht un-
terhalten, muss ich noch sagen, unsere Gesell-
schaft muss sich auch da und dort, ich will nicht sa-
gen, neu erfinden, aber vielleicht zurückbesinnen.
Dazu brauchen wir nicht nur die AfD. Das Rückbe-
sinnen können wir selber, das will ich gleich dazu-
sagen. Angriffe auf Polizisten und Rettungskräfte
sind Angriffe auf unsere Gesellschaft, das sind un-
sere Repräsentanten.

(Beifall CDU, SPD, AfD)

Das sind Angriffe auf unsere Gesellschaft und auf
unsere Werte und die dürfen wir nicht akzeptieren.
Damals waren Anlass die schweren Krawalle am
18. März 2015 bei der Eröffnung der neuen Zentra-
le der Europäischen Zentralbank in Frankfurt. Dort
war es zu Angriffen auf Polizisten und Feuerwehr-
leute gekommen. Auch die GdP, Gewerkschaft der
Polizei, und andere hatten die Initiative begrüßt und
gefordert, der Staat muss verhindern, dass Polizis-
ten und Rettungskräfte zu Prügelknaben der Nation
werden, meine Damen und Herren.

(Beifall CDU, AfD)

Härtere Strafen können hier abschreckend wirken.
Wenn ich an die Ausschreitungen und Krawalle der
letzten Monate in Jena, unter anderem am 3. Okto-
ber 2015, denke, bin ich nach wie vor der Überzeu-
gung, dass die Einführung eines solchen Paragra-
fen richtig und sinnvoll gewesen wäre. Sie sind in-
konsequent und ich kann die SPD und die Koalition
nur auffordern: Wenn wir jetzt das eine anpacken,
dann sollte man das andere nicht außen vor lassen,
denn es kann doch nicht sein, dass wir Gaffer und
ähnliche Leute höherstellen als die Angriffe auf un-
sere Polizisten und auf unsere Rettungskräfte. Wo

sind wir denn eigentlich hier? Deshalb fordere ich
die Koalition auf, dass sie das zum Anlass nimmt,
jetzt das Ganze mit einzubinden. Ich fordere den In-
nenminister und die Landesregierung auf, dafür zu
sorgen, dass Rettungskräften mehr Schutz gewährt
wird. Sie halten für uns den Kopf hin. Das müssen
wir ihnen gewähren und das sollten wir auch.

(Beifall CDU, AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Die Linke hat Abgeordnete Bernin-
ger das Wort.

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren der demokratischen Fraktionen! „Unfallopfer
schützen und Behinderung von Rettungskräften
auch in Thüringen effektiv bekämpfen“ – ja, meine
sehr geehrten Damen und Herren, dem Ansinnen
kann man uneingeschränkt zustimmen.

Ja, meine Damen und Herren, die morbide Neugier
und Sensationsgier, die sogenannte Gafferinnen
und Gaffer an den Tag legen, sind verwerflich. Da
bin ich ganz bei Ihnen, Herr Fiedler. Aber wo wir
nicht beieinander sind: Nicht auf alle verwerflichen
gesellschaftlichen Phänomene kann und soll man
mit dem Strafrecht reagieren. Das Strafrecht stellt
aus rechtsstaatlichen Gründen das letzte Mittel, die
ultima ratio, der Steuerungsinstrumente dar, die
dem Staat zur Verfügung stehen. Das Strafrecht ist
das schärfste Steuerungsinstrument des Staats.
Bevor dieses eingesetzt wird, ist meines Erachtens
zu fragen: Welches Rechtsgut soll geschützt wer-
den? Besteht eine Schutzlücke? Ist das gewählte
Mittel geeignet, angemessen und erforderlich? Es
geht im Prinzip auch um die Verhältnismäßigkeit
der gewählten Mittel. Meines Erachtens könnte
möglicherweise eine Strafrechtsänderung schon in
§ 323 c, der die unterlassene Hilfeleistung be-
schreibt, dadurch erreicht werden, dass man zum
Beispiel die willentliche Behinderung dort mit auf-
nimmt.

Stattdessen schlägt Niedersachsen vor, § 115 neu
einzuführen. Das war einer, der weggefallen ist.
Dort soll stehen – Frau Marx hat es schon vorgetra-
gen: „Wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr
oder Not Hilfeleistende der Feuerwehr, des Katas-
trophenschutzes oder eines Rettungsdienstes be-
hindert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr
oder Geldstrafe bestraft.“ Das scheint mir nicht
ganz verhältnismäßig, zumindest sehr unbestimmt.
Denn soll die Behinderung auch ein liegen geblie-
benes Fahrzeug darstellen können oder der- oder
diejenige, der einen Fehler macht, wenn es um die
Bildung der Rettungsgasse geht und deswegen im
Weg steht? Oder jemand, der ganz aus Versehen,

4120 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 49. Sitzung - 18.05.2016

(Abg. Fiedler)



ohne ein Gaffer oder eine Gafferin zu sein, eine Be-
hinderung darstellt?

Auch bei der Frage der unbefugten Herstellung von
Bildaufnahmen ist eine Änderung in § 201 a vorge-
sehen. Nur fehlt mir bei dem neuen Punkt 3, der
dort eingefügt werden soll und verstorbene Perso-
nen benennt, die auch im Punkt 2 explizit benannte
Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs
der abgebildeten Person. In Absatz 4 soll noch ein-
gefügt werden: „Der Versuch ist strafbar.“ Was ist
dann aber beispielsweise mit solchen Bildern, die
möglicherweise aus Handykameras zur Beweissi-
cherung herangezogen werden könnten? Meines
Erachtens ist der niedersächsische Gesetzentwurf
nicht zu Ende gedacht, zumindest im Prinzip mei-
nes Erachtens aber nicht verhältnismäßig.

Anlass für die Gesetzesinitiative laut MDR war ein
Verkehrsunfall in Bremervörde, bei dem es zu
Handgreiflichkeiten zwischen Rettungskräften und
Schaulustigen gekommen war. Hier hätte meines
Erachtens § 114 Abs. 3 gegriffen, nach dem straf-
bar ist, wer bei Unglücksfällen, gemeiner Gefahr
oder Not die Hilfeleistenden der Feuerwehr, des
Katastrophenschutzes oder eines Rettungsdienstes
durch Gewalt oder durch die Drohung mit Gewalt
behindert oder sie dabei tätlich angreift. Ich denke,
das wäre heranzuziehen gewesen.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Da helfen
aber Ferndiagnosen wenig!)

Aber Niedersachsen will den neuen § 115.

Meine Damen und Herren, das Thema der Aktuel-
len Stunde ist meines Erachtens keines für eine Ak-
tuelle Stunde. Ich bin selbst Feuerwehrkameradin.

(Beifall DIE LINKE)

Ich habe es sehr häufig mit sogenannten Schaulus-
tigen zu tun. Das ist meistens dann auch nicht lus-
tig, wenn die Leute zu nahe herankommen und al-
les sehen wollen. Dazu gehören nicht selten auch
Journalistinnen, die sich an die Absperrung nur
sehr ungern halten. Aus dem Bauch heraus würde
auch ich als Feuerwehrfrau diesem Ansinnen zu-
stimmen, aber rechtsstaatliche Politik macht man
eben nicht aus dem Bauch heraus. Deswegen finde
ich – Frau Marx hat auch darauf hingewiesen –,
dass dieser Gesetzentwurf möglicherweise aus
dem Bundesrat anders herauskommt, als er hinein-
gegangen ist. Es ist tatsächlich zu prüfen, ob das
das verhältnismäßige Mittel ist oder ob dieses An-
sinnen nicht mit anderen Mitteln zu erzielen wäre.

Wir könnten in Thüringen beispielsweise dadurch
Rettungskräfte unterstützen und Opfer schützen,
dass wir vielleicht als Landtag oder gemeinsam mit
der Landesregierung eine Aufklärungs- und Sensi-
bilisierungskampagne starten, wo wir deutlich be-
nennen, wie verwerflich es ist, wenn Gafferinnen
und Gaffer zu einer Gefahr für andere werden.

Oder wir könnten beispielsweise – Herr Fiedler,
vielleicht sind wir da auch beieinander – gemein-
sam eine Kampagne zur Rettungsgasse starten
und durch diese Diskussion potenzielle Gafferinnen
und sogenannte Schaulustige dazu bringen, dass
sie aus der Entfernung schauen und nicht mehr
Rettungskräfte behindern. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Abge-
ordneter Adams das Wort.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, werte Kollegen hier im Thü-
ringer Landtag! Die SPD hat eine Aktuelle Stunde
zu der Frage „Unfallopfer schützen und Behinde-
rung von Rettungskräften auch in Thüringen effektiv
bekämpfen“ beantragt. Ich bedanke mich dafür
ganz ausdrücklich, weil es nämlich die Gelegenheit
gibt, an dieser Stelle hier einiges zu diskutieren.

Rettungskräfte behindern und Fotos von Unfallop-
fern posten, das geht auf keinen Fall. Es freut mich,
dass der Thüringer Landtag in seiner großen Breite
in dieser Aktuellen Stunde zeigt, dass wir hier zu-
sammenstehen und uns diesem sehr unwürdigen
Verhalten entgegenstellen. Beides gehört zusam-
men in dieser Aktuellen Stunde, dennoch lohnt es,
beide Vorgänge noch einmal getrennt oder differen-
ziert zu betrachten. Wie eben schon ausgeführt von
Frau Marx, aber auch von Frau Berninger kann die
Behinderung von Rettungskräften natürlich vieles
sein. Das kann das Langsamfahren sein, das kann
das Im-Weg-Stehen sein, das kann das Füllen des
Raums sein, es kann ein widerrechtliches Parken
im Halteverbot und damit ein Zustellen der Feuer-
wehrzufahrt sein, was es wirklich nicht selten gibt,
sondern außerordentlich häufig. Aber es kann auch
ein Handgreiflichwerden gegen Rettungskräfte und
Bedrohen von Rettungskräften sein. Letzteres ist
schon strafbar, ist schon ahnbar. Für Ersteres soll
nach den Vorstellungen des niedersächsischen In-
nenministers und des Landes Berlin überprüft wer-
den, ob dieses aus dem Raum der Ordnungswidrig-
keiten hin zur Strafbarkeit geführt werden soll. Wir
wollen, dass unsere Landesregierung dabei ganz
außerordentlich intensiv prüft, ob das Strafgesetz-
buch auch der richtige Ansatz, der zweckmäßigste
Ansatz, der beste Ansatz ist, hier zu einer Einstel-
lungsänderung, einer Verhaltensänderung bei den
Verkehrsteilnehmern zu kommen. Ist es nicht viel-
leicht besser, an dieser Stelle Hinweis, Ermahnung,
Aufforderung, Wegweisung und Ähnliches bis hin
zum polizeilichen Platzverweis nach PAG einzuset-
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zen? Diese Frage werden wir genau prüfen müs-
sen.

Einig sind wir uns alle, dass das insbesondere in
die Würde der Opfer eingreifende Posten von Un-
fallopfern und den Bildern von ihnen, auch von
Menschen, die im Rahmen eines Unfalls getötet
wurden, würdelos ist und dass wir bisher überhaupt
keine vernünftige Handhabe haben, um diesem
Vorgehen, dieser Handlung etwas entgegenzuset-
zen. Damit wollen wir an dieser Stelle wesentlich
wohlwollender prüfen, was wir hier tun können und
sehen durchaus das Strafgesetzbuch als den richti-
gen Handlungsraum, um dieser Vorgehensweise
einen echten Riegel vorzuschieben.

Ich bin mir gemeinsam mit meiner Fraktion sicher,
dass unsere Landesregierung gut prüfen, reiflich
abwägen und dann zu einer guten Entscheidung
kommen wird, ob sie dieser Initiative Berlins und
Niedersachsens beitreten wird. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es hat sich nun Abgeordneter Henke, AfD-Fraktion,
zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Henke, AfD:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Sehr geehrte Abge-
ordnete, werte Gäste, ich möchte die Überschrift
der OTZ vom 14.05.2016 zitieren, die eigentlich al-
les sagt: „Gaffen bei Unfall soll strafbar werden“.
Dem ist nichts hinzuzufügen. Ich danke Herrn Ab-
geordneten Fiedler, der zu den Einsatzkräften, die
durchaus immer größeren Gefahren ausgesetzt
sind, Stellung genommen hat. Dazu zählen nicht
nur die Handykameras, sondern auch die Einsätze
vor Ort. Ich bin gespannt auf den Antrag, der im
Bundesrat eingebracht worden ist, ob er zerredet
wird oder ob er irgendwann mal Gesetzesreife er-
reicht. Ich möchte mich den Worten von Herrn Kai
Christ von der Gewerkschaft der Polizei anschlie-
ßen: Wir werden einer Strafverschärfung nicht im
Weg stehen. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Landesregierung hat Herr Staatssekretär
Götze das Wort.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordneten, die Aktuelle Stunde
der Fraktion der SPD „Unfallopfer schützen und Be-
hinderung von Rettungskräften auch in Thüringen

effektiv bekämpfen“ wird durch die Landesregie-
rung ausdrücklich begrüßt.

(Beifall CDU)

Wie bereits erwähnt haben die Länder Niedersach-
sen und Berlin im Bundesrat einen Gesetzesantrag
zur Änderung des Strafgesetzbuchs „Effektive Be-
kämpfung von sogenannten ‚Gaffern‘ sowie Ver-
besserung des Schutzes des Persönlichkeitsrechts
von Verstorbenen“ eingebracht. Der Anlass zumin-
dest für Niedersachsen hat hier auch schon Erwäh-
nung gefunden. Das ist die Konsequenz aus einer
Rangelei nach einem Unfall in Bremervörde. Dort
war ein Auto in eine Eisdiele gefahren, wobei ein
zweijähriger Junge und ein 65-Jähriger zu Tode ka-
men. Bei den Rettungsarbeiten kam es dann zu
Handgreiflichkeiten mit den Schaulustigen.

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, je-
der hat es schon mal erlebt, wie sich bei Unfällen
und anderen Ereignissen Menschenmengen bilden
und das Geschehen sehen möchten. Bekannt ist
auch, dass sich dann der Verkehr auf der Gegen-
fahrbahn durch Gaffer stark verlangsamt und die
Gefahr weiterer Unfälle deutlich steigt. Solche An-
sammlungen erschweren oder behindern die An-
fahrt der Rettungskräfte und verhindern in Einzelfäl-
len im schlimmsten Fall auch die Rettung der Ver-
unglückten. Zunehmend ist zu verzeichnen, dass
Schaulustige bei schweren Unfällen die verunglück-
ten Personen mit ihren Mobiltelefonen fotografieren
oder videografieren, anstatt ihnen zu helfen, wie es
eigentlich ihre Pflicht wäre.

(Beifall CDU)

Auf die Unterlassungsaufforderung durch Rettungs-
kräfte oder Polizei wird dann mit Unverständnis
bzw. nur sehr zögerlich oder gar nicht reagiert. Im
Weiteren werden diese Aufzeichnungen nicht sel-
ten auch im Internet verbreitet oder den Medien zur
Verfügung gestellt. Diese Missachtung des Persön-
lichkeitsrechts der Opfer und Retter soll mit der Ge-
setzesnovelle beendet bzw. soll ihr Einhalt geboten
werden.

(Beifall CDU)

Das geltende Recht – da würde ich gern die
Rechtslage zu den Rettungskräften, bei denen Sie
darauf hinweisen, dass es da auch einen Antrag
aus Hessen mit einer entsprechenden Strafver-
schärfung gab, abschichten – sanktioniert Behinde-
rungen von Rettungsarbeiten dann, wenn die Be-
hinderungen durch Gewalt oder durch Drohung mit
Gewalt erfolgen bzw. mit einem tätlichen Angriff auf
den Hilfeleistenden verbunden sind. Eine Behinde-
rung von Rettungsarbeiten, bei der keine Gewalt im
Sinne des § 113 Strafgesetzbuch angewendet wird
und kein tätlicher Angriff vorliegt, ist bisher nicht ex-
plizit unter Strafe gestellt. Dieses Verhalten kann
unter bestimmten Voraussetzungen lediglich als
Ordnungswidrigkeit geahndet werden. Diese Straf-
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barkeitslücke gilt es im Interesse des Opferschut-
zes zu schließen. Zudem gilt es, den strafrechtli-
chen Schutz des allgemeinen Persönlichkeitsrechts
gegen die Herstellung und Verbreitung bloßstellen-
der Bildaufnahmen von verstorbenen Personen zu
verbessern. Gegen solche Praktiken ist dieser bis-
her lückenhaft und soll nunmehr geschlossen wer-
den. Die bestehende Schutzlücke wird auch nicht
durch das Gesetz betreffend das Urheberrecht an
Werken der bildenden Kunst und Fotografie – kurz:
das Kunsturhebergesetz – erfasst. Unter Strafe
gestellt ist hier lediglich die Verbreitung, nicht aber
die Fertigung von Aufnahmen. Zum Zeitpunkt der
Fertigung der Aufnahmen am Unfallort wird es re-
gelmäßig nicht möglich sein, festzustellen, dass die
Hersteller der Aufnahmen die Absicht haben, diese
Aufnahmen auch tatsächlich zu verbreiten. Das blo-
ße Filmen oder Fotografieren von Getöteten, Op-
fern von Unfällen durch Schaulustige, ohne dass zu
diesem Zeitpunkt schon konkret die Absicht nach-
gewiesen werden kann, dass die Aufnahmen auch
verbreitet werden, ist daher regelmäßig nach dem
Kunsturhebergesetz nicht strafbar. Das ist genau
der Unterschied zu den Rettungskräften; wenn die
angegriffen werden, haben wir ganz klare straf-
rechtliche Normen, die so ein Verhalten sanktionie-
ren. Ich bin da ganz bei Ihnen, dieses Verhalten ge-
hört ebenso verurteilt und man muss es auch kon-
sequent strafrechtlich verfolgen. Ob wir dort noch
eine Strafschärfung brauchen, das sollte man sepa-
rat neben diesem Thema, was uns hier beschäftigt,
diskutieren.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ihr traut
euch nicht!)

Insgesamt ist der Antrag zu begrüßen und wird
auch von der Landesregierung unterstützt. Über die
konkrete Ausgestaltung des Gesetzesvorhabens
wird im Rahmen der weiteren Befassung zu ent-
scheiden sein. Es ist bereits darauf hingewiesen
worden, in der praktischen Umsetzung werden sich
an der einen oder anderen Stelle dann noch
Schwierigkeiten ergeben. Es sollte aber auf jeden
Fall eine praxistaugliche Umsetzung angestrebt
und realisiert werden.

Ein noch zu diskutierendes Problem wird weiterhin
die beweiskräftige gerichtsfeste Darstellung für den
Ahndungsvollzug bilden.

Abschließend möchte auch ich mich an dieser Stel-
le noch einmal für dieses Thema/für diese Aktuelle
Stunde bedanken, weil es geeignet ist, das Pro-
blem noch mal ins Bewusstsein der Bevölkerung zu
heben. Ich hoffe, dass das Gesetzgebungsverfah-
ren im Bundesrat dann auch zu dem entsprechen-
den erfolgreichen Ende gebracht werden kann.
Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Ich schließe den fünften Teil der Aktuellen Stunde
und damit auch den Tagesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 1

Fünftes Gesetz zur Änderung
der Verfassung des Freistaats
Thüringen
Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD
- Drucksache 6/1979 -
ZWEITE und DRITTE BERA-
TUNG

Wir beginnen mit der zweiten Beratung des Gesetz-
entwurfs. Ich eröffne die Aussprache. Zu Wort hat
sich Abgeordneter Brandner, AfD-Fraktion, gemel-
det.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Meine Damen und Herren, unser Gesetzentwurf hat
zum Ziel, Deutsch als Landessprache in unserer
Verfassung festzuschreiben. Die erste Lesung die-
ses Gesetzentwurfs hat leider vor allem eines of-
fenbart, nämlich dass diejenigen in diesem Hause,
die sich so gern als die besseren Demokraten dar-
stellen, also die gesamte Altparteienschar, allesamt
außerstande sind und waren, ein wichtiges und
ernstes Thema angemessen und würdig zu disku-
tieren. Statt sich mit der Thematik, die wir einge-
bracht haben, auseinanderzusetzen, einer Thema-
tik, die seit Jahren in Deutschland diskutiert wird,
und zwar auf allen Ebenen der Gesellschaft, in den
Bundesländern und auf Bundesebene, und mit uns
die konstruktive Auseinandersetzung zu suchen,
gefielen sich die Altparteienaktivisten mal wieder in
geschlossener Front darin, die AfD-Fraktion zu dif-
famieren und unseren Entwurf lächerlich machen
zu wollen. Was dabei herauskam, war vor allem ein
Schaulaufen der Peinlichkeiten, wenn man die Re-
debeiträge der Damen Marx und Rothe-Beinlich
oder des Herrn Scherer Revue passieren lässt.
Letzterer bestätigte ja nicht nur – also Herr Scherer
– die offene Flanke, was die aktuelle Beschlusslage
in der eigenen Partei – mal sehen, Herr Scherer,
wie lange es noch Ihre Partei bleibt – angeht, son-
dern Herr Scherer bestätigte auch den Spruch: „Der
dümmste Bauer hat die dicksten Kartoffeln.“

(Beifall AfD)

Hier war es so, Herr Scherer, der dümmste Wort-
beitrag hatte die nachhaltigste Presse, was nicht
gerade für die Presse spricht, aber da sind wir ja
Kummer gewohnt und das ist ein anderes Thema.

Ich möchte diesen wohl nur vorläufigen – ich be-
fürchte heute noch Schlimmeres, außer meiner Re-
de dann zur dritten Lesung – Tiefpunkt der parla-
mentarischen Debatte noch mal Revue passieren
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lassen. So kann die Öffentlichkeit sehen, wer hier
die Anliegen der Thüringer auf welche Weise ver-
tritt.

Frau Marx – vis-à-vis auf gut Deutsch, wie man so
schön sagt – von der sozialdemokratischen Reste-
rampe wollte offenbar demonstrieren, über welch
kolossale Bildung sie ...

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Brandner, ich bitte Sie, sich zu
mäßigen.

(Unruhe SPD)

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Komiker!)

Abgeordneter Brandner, AfD:

Frau Marx von der SPD wollte offenbar offenbaren,
über welch kolossale Bildung sie neben ihrem an-
geblichen großen Latinum verfügt. Sie freute sich,
vorzulesen, dass die deutsche Sprache nicht sta-
tisch sei und sich entwickle. Oha, Frau Marx, Sie
haben das vermutlich als Argument gegen unseren
Antrag gemeint, nur hat die AfD nie etwas anderes
behauptet. Sprache ist selbstredend etwas Leben-
diges. Der Punkt ist allerdings – und den haben Sie
übersehen: Wie alles Lebendige bedarf auch die
deutsche Sprache der Pflege. Genau die steht hin-
ter dem Gesetzentwurf der AfD.

(Beifall AfD)

Im Übrigen finden sich dazu auch Anknüpfungs-
punkte in Artikel 30 Abs. 1 der Thüringer Verfas-
sung zu Kultur, Kunst und Brauchtum. Auf den wer-
de ich im Rahmen meiner Ausführungen noch
mehrfach zurückkommen.

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Sehr gut!
Sehr wichtiger Titel!)

Auch der Hinweis, Frau Marx, dass zahlreiche Wör-
ter der deutschen Sprache aus anderen Sprachen
stammten, war weder originell noch sonst was. Nie-
mand, nicht mal wir von der AfD, hat das jemals ge-
leugnet. Nichtsdestotrotz, Frau Marx, freue ich
mich, dass Sie eine gebildete Frau sind und als
Kind wohl Wörterbücher gelesen und vielleicht auch
das eine oder andere verschlungen haben und sol-
che Dinge immer noch wissen. Chapeau! – auf gut
Deutsch – für Ihren Wortbeitrag beim letzten Mal,
Frau Marx.

Die knuffige Frau Berninger ist auch da. Frau Ber-
ninger von den Linkspopulisten versuchte auch, in-
tellektuell mitzuhalten, allerdings ging das noch
mehr daneben als bei Frau Marx. Frau Berninger
fabulierte, Artikel 44 unserer Verfassung befasse
sich mit Symbolen, die sich nicht mehr entwickelten
und behauptete allen Ernstes, die Sprache sei kein

Symbol. Auch Sie kannte freilich Artikel 30 Abs. 1
der Thüringer Verfassung nicht, woran man sieht,
Frau Berninger, immer nur Antifa-Gestammel und
Antifa-Gelalle lassen schlicht verblöden.

(Beifall AfD)

Passen Sie auf, dass es bei Ihnen ...

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Brandner, für die Behauptung,
dass Frau Berninger verblödet, erteile ich Ihnen
einen Ordnungsruf. Ich warne Sie, mäßigen Sie
sich!

(Beifall SPD)

Abgeordneter Brandner, AfD:

Es verblöden natürlich immer nur die Leute, die An-
tifa-Gestammel und Antifa-Gelalle von sich geben.
Ob Frau Berninger dazugehört, weiß ich nicht.

Passen Sie auf, Frau Berninger, dass es bei Ihnen
nicht noch schlimmer wird und versuchen Sie mal
Folgendes: Ernst Cassirer legt in seinem wegwei-
senden philosophischen Werk des 20. Jahrhun-
derts – es hat den Namen „Philosophie der symbo-
lischen Formen“ – im ersten Band breit und über-
zeugend den Charakter von Sprache als symboli-
scher Form dar. Vielleicht schauen Sie da mal rein
und erweitern da ein wenig Ihren Horizont über das
hinaus, was sich in Ihrem linksextremistischen Pa-
ralleluniversum ansonsten so abspielt.

(Beifall AfD)

Offenbar, Frau Berninger, meinten Sie auch offen-
kundig, dass die Stadt Erfurt ein sich nicht mehr
entwickelndes Symbol sei, denn Artikel 44 Abs. 3
unserer Verfassung legt Erfurt als Landeshaupt-
stadt fest. Aber vielleicht versuchen Sie gleich noch
mal, diesen dialektischen Unsinn von hier vorn zu
erklären. Ich glaube, Sie haben noch Redezeit. Das
werde ich dann über mich ergehen lassen.

Frau Rothe-Beinlich, auch Sie haben sich zu Wort
gemeldet mit einem anderen, wenn auch keinem
besseren Grundton. Sie meinten, dass Ihre Spra-
che nicht die unsere sei. Da muss ich Sie aber lei-
der enttäuschen. Sie sprechen hier deutsch und ich
auch. Das ist meine wie auch Ihre und unser aller
Muttersprache, wenn man das so noch sagen darf.

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Und des Va-
terlands!)

Mutterinnen- und Vatersprache, ja, Muttersprache
und Vater... – egal.

Sie müssen damit zurechtkommen, Frau Rothe-
Beinlich. Im Übrigen aber zeigt Ihre platte Bemer-
kung vor allem eines: Wenn Sie die Sprachgemein-
schaft mit uns leugnen, mit uns allen hier irgendwie,
offenbaren Sie offenbar pathologischen Unwillen,
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mit Menschen auch nur ins Gespräch zu kommen,
die eine andere Auffassung vertreten als Sie.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das ist Hass!)

Genau, das ist Hass – danke für den Zwischenruf.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Da kennen Sie sich ja
aus!)

Genau das ist die Aufkündigung der elementarsten
Bürgersolidarität, Frau Rothe-Beinlich. Vielleicht
lassen Sie das mal auf sich wirken. Der Staats-
rechtler Kirchhof weist darauf hin, dass – ich zitiere
– der Gedanke der Solidarität in der Sprachgemein-
schaft seinen Ursprung und seine erste Bewäh-
rungsprobe findet. Frau Rothe-Beinlich, das entlarvt
Ihr und Ihresgleichen sonstiges Gerede von der
Menschlichkeit aller Menschen und der Solidarität
aller Menschen als das, was es ist – bei Ihnen pure,
ideologische Heuchelei,

(Beifall AfD)

die sich darin offenbart, dass Sie nicht mal ein-
gestehen können, dass Sie mit uns die gleiche
Sprache sprechen, was eigentlich offenkundig ist.
Das scheint mir doch ein deutlicher Indikator zu
sein, wie sehr Sie von Hass und Betroffenheit ge-
trieben und zerrieben werden, Frau Rothe-Beinlich.

Herr Scherer von der CDU, in Ihrem Wortbeitrag
konnte ich keinen Hass erkennen, sondern ihm nur
CDU-Dumpf- und -Dummheit bescheinigen.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Brandner, ich habe Sie gewarnt
und ich erteile Ihnen den nächsten Ordnungsruf
und mache Sie darauf aufmerksam, dass Sie beim
dritten den Saal verlassen.

(Beifall CDU, DIE LINKE)

Abgeordneter Brandner, AfD:

Wofür war der Ordnungsruf jetzt bitte?

Vizepräsidentin Jung:

Für „CDU-Dumpf“, das geht überhaupt nicht.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Abgeordneter Brandner, AfD:

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Komm, ma-
chen Sie noch einen, Herr Brandner!)

Einer geht noch. Einer geht noch raus oder einer
geht noch rein, wir sehen das dann.

Herr Scherer glaubte, mit einem kleinen, an Flach-
und Einfachheit kaum zu übertreffenden Naziwitz-
chen den Beifall dieses Hauses und der Medien zu
erhaschen – was ihm ja auch gelang. Sie sind si-
cherlich immer noch besonders stolz darauf, Herr
Scherer, dass Ihnen von den deutschen demokra-
tischen Ramelow-Fraktionen ausgiebig Beifall ge-
spendet wurde. Vielleicht hilft Ihnen und Ihrem
Fraktionsvorsitzenden – den ich hier leider nicht se-
he – das ja auch weiter, wenn Sie demnächst als
Juniorpartner in einer Koalition mit der Linkspartei
hier in Thüringen agieren.

(Unruhe CDU)

Wer in Baden-Württemberg mit den Grünen ins
Bettchen kuschelt – habe ich mir selbst ausge-
dacht –, kuschelt auch mit Kuschel und Konsorten
in Thüringen. So wird es kommen, Herr Scherer,
und dafür haben Sie wahrscheinlich schon ein
bisschen vorgebaut.

(Unruhe CDU)

(Beifall AfD)

Zudem hat der Beitrag des Kollegen Scherer ge-
zeigt, dass er über die Beschlusslage seiner eige-
nen Partei nicht informiert ist oder sie – warum
auch immer – vergessen oder verdrängt hat. Meine
Damen und Herren, insbesondere von der CDU, ich
kläre Sie gern auf, was am 22. Bundesparteitag
2008 in Stuttgart als Beschlüsse C 16 und C 42
entschieden wurde.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Warst du da
noch Mitglied?)

Vielleicht. 2008 war ich noch Mitglied, ja. Das hat
mir da noch imponiert. Herr Scherer war wahr-
scheinlich noch länger beim gemütlichen Abend,
der hat das gar nicht mitbekommen. Also, in den
Beschlüssen C 16 und C 42 steht drin: „Die CDU
Deutschlands setzt sich für die Verankerung der
deutschen Sprache im Grundgesetz ein. Dies soll
durch einen Zusatz in Artikel 22 des Grundgesetzes
erfolgen mit dem Wortlaut: ‚Die Sprache der Bun-
desrepublik ist Deutsch.‘“

Herr Scherer, von den von Ihnen so schwärmerisch
und mit verklärtem Blick erwähnten blonden blau-
äugigen Jünglingen ist in dem Beschluss nichts zu
lesen. Dass Sie sich aber trotz dieses eindeutigen
Beschlusses, der eigentlich gar nicht eindeutiger zu
fassen ist, hier hinstellen und sich erlauben, sich
über unseren Antrag, der nahezu wortgleich ist
– nur dass er sich auf die Landesebene bezieht –,
lustig zu machen, das spricht Bände und bedarf
keiner weiteren Kommentierung. Mutti wird böse
sein, Herr Scherer, wenn sie das mal mitbekommen
sollte.

(Unruhe CDU)
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Auf jeden Fall sollten Sie zunächst mal vor Ihrer ei-
genen Haustür kehren, dann wird es in Zukunft ga-
rantiert weniger peinlich für Sie und Ihre Partei.
Denn wie wollen Sie erklären, dass Sie im Bund et-
was beschließen, was Sie dann im Land lächerlich
machen und nicht mal zur Kenntnis nehmen.

(Beifall AfD)

Wir hatten dann noch den etwas klamaukigen Bei-
trag des Herrn Höhn, der uns etwas in der Mundart
seines Heimatstamms zum Besten gab.

(Heiterkeit AfD)

Das hatte schon etwas, zumal sich die AfD die Pfle-
ge der Mundarten, die zweifelsohne zu unserer
deutschen Sprache gehören, auf die Fahnen ge-
schrieben hat. Genau diese AfD-Position – Herr
Höhn, jetzt hören Sie genau zu! – haben Sie von
hier vorn zum Ausdruck gebracht. Schönen Dank
dafür. Ich bin gespannt, wie Ihre Fraktion reagiert
und wovon Frau Lehmann diesmal zurücktritt, wenn
sie damit nicht einverstanden ist oder Herr Helme-
rich vielleicht wieder austritt, weil er merkt, dass Sie
AfD-Positionen von hier vorn vertreten.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Die wollen
die doch nicht wieder gleich raushauen!)

Das relativiert sich dann. Die SPD sucht ja einen
Kanzlerkandidaten. Einen Oskar hatten sie ja schon
mal, vielleicht haben sie demnächst einen zweiten
Oskar als Kanzlerkandidaten. Der Grundstein ist ja
gelegt.

(Beifall AfD)

Herr Höhn, Ihr mundartlicher Beitrag hat auch ge-
zeigt, dass wir zur allgemeinen Verständigung auf
unsere Hochsprache angewiesen sind, denn er war
ja für die meisten unverständlich und auch Präsi-
dent Carius hatte es damals nicht leicht, Ihren Bei-
trag zu verstehen.

(Unruhe CDU, SPD)

Herr Höhn, Gott sei Dank befleißigen Sie sich ja der
Hochsprache, wenn Sie als Präsident mit uns re-
den. Da mal ein Lob an Sie, meistens gelingt es Ih-
nen gar nicht schlecht, das auf Deutsch rüberzu-
bringen.

Meine Damen und Herren, obwohl die AfD-Fraktion
diesen Landtag erst seit gut eineinhalb Jahren
schmückt, lassen die Erfahrungen, die wir in dieser
Zeit gesammelt haben, befürchten, dass sich die
Fraktionen der Altparteien auch heute wieder um
eine sachliche Auseinandersetzung drücken – so
wie ich versucht habe, die von hier vorn anzufan-
gen.

(Unruhe DIE LINKE)

Aber wir von der AfD machen Politik nicht für die
Abgeordneten dieses Hauses, sondern für die Bür-
ger draußen, von denen wir gewählt sind. Die ste-
hen einer Verankerung von Deutsch als Landes-
sprache mehrheitlich und sehr positiv gegenüber.

Deshalb beantrage ich nochmals die Überweisung
an die Ausschüsse für Europa, Kultur und Medien
und für Migration, Justiz und Verbraucherschutz.
Vielen Dank insoweit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Die Linke hat sich Abgeordnete
Berninger zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Meine sehr geehrten Damen und Herren der demo-
kratischen Fraktionen – es geht ganz schnell. Es
gibt nicht mehr so wahnsinnig viel dazu zu sagen,
zu dem hinzuzufügen, was ich beim letzten Mal ge-
sagt habe.

In der Einbringung dieses Antrags wurde letztes
Mal von dem Vorredner, der auch eben gerade
schon hier wieder fabulierte, von „gesellschaftlicher
Fragmentierung“ gesprochen. Wir lebten in Zeiten
eines rapiden Verlusts von Sprachkultur. Damit hat
er den Antrag der Fraktion der Alternative – ich ver-
gesse immer, wie der Name ist – der Rechtspopu-
listen begründet und auch noch die – ich zitiere –
„Zuwanderung fremdsprachiger Menschen“ zum
Anlass genommen, sich des Werts und der Bedeu-
tung der deutschen Sprache zu besinnen. Wer ge-
sellschaftliche Fragmentierung betreibt, dürfte uns
allen klar sein. Das sind nicht die demokratischen
Parteien, die hier als Fraktionen im Thüringer Land-
tag sitzen. Wer für „rapiden Verlust von Sprachkul-
tur“ verantwortlich ist, auch da brauchen wir nicht
nachzufragen. Das haben wir gerade eben wieder
erlebt.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, bloß weil Leute sich
sehr gern reden hören und sich zufällig in der deut-
schen Sprache reden hören, heißt das nicht, dass
sie der deutschen Sprache damit einen Gefallen
tun. Wir brauchen den vorgeschlagenen Ände-
rungsentwurf der Verfassung nicht. Die deutsche
Sprache ist eine Menge wert, wir achten sie alle.
Vielleicht sollte sich das die antragstellende Frak-
tion auch mal zu Herzen nehmen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der CDU hat Abgeordneter Scherer
das Wort.

Abgeordneter Scherer, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
eigentlich reicht ein Satz:

(Heiterkeit DIE LINKE)

Wer zur Begründung – die AfD oder Herr Brandner
– einer Gesetzesänderung nur Beleidigungen vor-
bringt, der zeigt, was von der Gesetzesänderung zu
halten ist – nämlich nichts.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der SPD hat Abgeordnete Marx
das Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, wir haben offenbar beim letzten Mal vergeblich
versucht, der AfD den Unterschied zwischen der
Amtssprache und der Landessprache, der vorge-
schriebenen Landessprache, zu erklären und auch
bei mir reicht jetzt eigentlich nur noch ein ergänzen-
der Satz: Wir lehnen diesen Vorschlag auch weiter-
hin ab.

Aber, Herr Höcke, wir wollen Ihnen noch einen Ge-
fallen tun. Wir nennen Sie Bernd.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Abge-
ordnete Rothe-Beinlich das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, eigentlich hat es Herr
Scherer – das muss ich neidlos anerkennen – wun-
derbar auf den Punkt gebracht

(Beifall CDU, SPD)

nach der Rede von Herrn Brandner. Ich würde aber
einen anderen Vorschlag machen als Frau Marx,
was Namen anbelangt, weil sich ja auch Namen ins
Deutsche übersetzen lassen. Ich habe einmal bei
einem Namen nachgeschaut: Björn kommt aus
dem Schwedischen und Isländischen sowie Bjørn
aus dem Norwegischen und Dänischen. Es bedeu-
tet so viel wie „der Bär“ oder „Brauner“, „Brun“ war
auch der Beiname des Gottes Odin. So viel viel-

leicht zu deutschen Bedeutungen bestimmter Na-
men.

(Unruhe CDU)

(Heiterkeit SPD)

Deutsch als Amtssprache ist längst geregelt in Bun-
des- und Landesgesetzen. Das ist bereits ausge-
führt worden, und zwar hinlänglich. Deutsch erfährt
zudem tagtäglich und millionenfach Anerkennung
dadurch, dass Menschen deutsch miteinander
sprechen. Die deutsche Sprache verfällt nicht. Ein
schönes Bild von Sprache beschreibt das so: Spra-
che ist wie Wasser, sie bahnt sich ihren Weg. Sie
braucht jedenfalls ganz bestimmt nicht die Verfas-
sungsänderung der AfD. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen in
der zweiten Beratung vor. Es ist Ausschussüber-
weisung beantragt.

Wir stimmen zunächst über die Überweisung des
Gesetzentwurfs an den Ausschuss für Europa, Kul-
tur und Medien ab. Wer dieser zustimmt, den bitte
ich um das Handzeichen. Das sind die Stimmen der
AfD-Fraktion. Gegenstimmen? Das sind die Stim-
men aus allen anderen Fraktionen des Hauses. Da-
mit ist diese Ausschussüberweisung abgelehnt.

Wir stimmen nun über die Ausschussüberweisung
an den Ausschuss für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz ab. Wer dieser zustimmt, den bitte
ich um das Handzeichen. Das sind die Stimmen der
AfD-Fraktion. Gegenstimmen? Das sind alle ande-
ren Abgeordneten des Hauses. Damit ist auch die-
se Ausschussüberweisung abgelehnt.

Ich eröffne die Aussprache zur dritten Beratung des
Gesetzentwurfs. Gibt es Wortmeldungen? Herr Ab-
geordneter Brandner.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Meine Damen und Herren, meine Idee war das ja
nicht, heute hier zwei Lesungen zu veranstalten. Da
wurden wir leider wieder von den Altparteien nie-
dergestimmt. Deshalb sehen Sie mich jetzt hier
noch mal am Pult. Ich hoffe, sie haben sich alle ein
bisschen beruhigt, Ihre kindlichen Späße zur Seite
gelegt, auch Ihre Wortklaubereien, die waren wirkli-
che Kracher, vor allem von Frau Marx. Herr Höcke
lacht immer noch, wie Sie merken. Herr Scherer hat
sich jetzt endlich hier festgebissen als amtlicher
Sprecher der deutschen demokratischen Ramelow-
Fraktion. Respekt, Herr Scherer, auf Ihre alten Ta-
ge so etwas noch zu leisten! Das muss ich sagen.

(Unruhe im Hause)
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(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Lassen Sie Ihre Beleidi-
gungen!)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Was war
das gerade? Man sollte mal bei sich anfan-
gen!)

Wir versuchen mal, zum Kern der Sache zurückzu-
kehren, nachdem Sie sich vom Kern der Sache
sehr weit entfernt haben, und kommen darauf zu-
rück. Wenn wir Deutsch als Landessprache Verfas-
sungsrang zuerkennen, meine Damen und Herren,
ist das auch eine Wertschätzung unserer Mutter-
sprache, der es heute aus verschiedenen Gründen
dringender bedarf denn je. Ich erinnere daran, dass
die deutsche Sprache, dass unsere Sprache das
einzige und umfassende Mittel einer wechselseiti-
gen Verständigung ist und eigentlich das Einzige
ist, was uns Deutsche, ob wir es wollen oder nicht,
Frau Rothe-Beinlich, was uns Deutsche über alle
Grenzen hinweg verbindet. Das ist die Sprache.
Sonst gibt es nichts, was uns verbindet. Deshalb
steht die deutsche Sprache ganz oben in der Skala
der wichtigen verbindenden Elemente in Deutsch-
land. Ohne Verständigung, ohne das wechselseiti-
ge Verstehen können wir unser Gemeinwesen nicht
als gemeinsame öffentliche Angelegenheit bewah-
ren und auch nicht voranbringen. Ich hatte darauf
hingewiesen, Frau Rothe-Beinlich, dass Sie sich
mit Ihren unterirdischen Ausführungen weit davon
entfernt haben. Genau darum geht es aber in Zei-
ten einer zunehmenden gesellschaftlichen Desinte-
gration und Fragmentierung. Selbstredend ist da
die Sprache kein Allheilmittel und ihre Aufnahme in
die Verfassung löst auch nicht von sich aus alle
Probleme. Es bleibt allerdings erstens dabei, dass
in einer gesellschaftlichen und politischen Situation
wie der heutigen gerade auch starke Symbole wie
das Bekenntnis zur Wertschätzung der gemeinsa-
men Sprache vonnöten sind.

(Beifall AfD)

Denn das ist auch ein Bekenntnis zu unserer
sprachlich vermittelten Kultur, zu unseren Traditio-
nen und Werten, zu unseren Vorstellungswelten
und zu unserer Identität. Auf Artikel 30 Abs. 1 der
Thüringer Verfassung hatte ich hingewiesen. Sie al-
le müssten eigentlich zustimmen, dass all das un-
serer bewussten Pflege bedarf und dass dazu eine
verfassungsrechtliche Verankerung der Landes-
sprache ein wichtiger Baustein neben Artikel 30
Abs. 1 der Thüringer Verfassung ist, der sicher
nicht weniger wichtig ist als die detaillierte Festle-
gung des Landeswappens oder der Landeshaupt-
stadt, die ja auch Verfassungsrang haben.

Klar ist zweitens aber auch, dass die verfassungs-
rechtliche Verankerung der Landessprache
durchaus praktische Wirkungen hat, also über das
quasi rein Symbolische hinauszugehen vermag.
Man denke hier vor allem an die Bildungs-, an die

Kulturpolitik unseres Landes. Der Verweis auf die
verfassungsrechtlich verankerte Landessprache
kann beispielsweise die Rolle des Deutschunter-
richts an Schulen stärken oder auch in die Integra-
tionspolitik hineinwirken, in der Sie ja alle interes-
santerweise gern öffentlich hervorheben, wie wich-
tig es sei, dass Migranten aller Art die deutsche
Sprache lernen, und wie wichtig es ist, Migranten
aller Art die deutsche Sprache beizubringen. Aber
wie sollen und wollen Sie die besondere Rolle der
deutschen Sprache in unserem Lande und deren
faktische Bevorzugung und damit ja Ungleichbe-
handlung verfassungsrechtlich flankieren und be-
gründen, wenn sie nicht in der Verfassung als Lan-
dessprache statuiert ist? Sie bevorzugen die deut-
sche Sprache und setzen die anderen Sprachen
damit in Deutschland zurück. Ich bin mir sicher,
über kurz oder lang wird jemand auf die Idee kom-
men, verfassungsrechtlich – Frau Marx, hören Sie
genau zu – überprüfen zu lassen, warum im Lichte
von Artikel 3 Abs. 3 des Grundgesetzes bzw. von
Artikel 2 Abs. 3 der Thüringer Verfassung seine
nichtdeutsche Sprache benachteiligt werden darf
und warum er gezwungen wird, beispielsweise
durch § 184 GVG oder § 23 Abs. 1 des Thüringer
VwVfG, sich auf Deutsch zu verständigen. Diese
Argumentation wird kommen, meine Damen und
Herren, und wenn dann die deutsche Sprache kei-
nen Verfassungsrang hat, wird es schwierig sein,
das zu begründen.

(Beifall AfD)

Abgesehen davon geht es ja nicht nur um die Spra-
che in unseren Amtsstuben, Behörden und Gerich-
ten, sondern um die im gesamten öffentlichen
Raum in Deutschland. Denn Sprache ist das pri-
märe Medium dessen, was die politische Gemein-
schaft, was das Wir in Deutschland ausmacht.

Daneben ist der Verfassungsrang der deutschen
Sprache Anlass, deren Rolle für das Gemeinwesen
immer wieder neu zu reflektieren. Dies gilt nicht nur
im Hinblick auf die Entstehung auch sprachlich ab-
geschotteter Parallelgesellschaften. Es ist daher
geradezu zwingend, manche würden sagen: alter-
nativlos – ich sage das nicht, denn die Alternative
steht ja vor Ihnen –, es ist daher geradezu zwin-
gend, wenn wir Regelungen zur Sprache nicht nur
in einfachen und nachgeordneten Gesetzen treffen,
sondern diese Regelung in die Verfassung hinein-
schreiben, so wie es andere Staaten auch getan
haben.

Ich rufe in Erinnerung, dass zahlreiche andere
europäische Staaten da schon weiter sind. Das gilt
für die deutschsprachigen Länder Österreich und
Liechtenstein und die in Teilen deutschsprachige
Schweiz. Für ihre jeweilige Landessprache haben
dies auch getan: Finnland, Lettland, Frankreich,
Spanien, Polen, Slowenien, Ungarn und andere,
insgesamt 18 von 28 EU-Mitgliedstaaten und damit
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eine deutliche Mehrheit. So abstrus ist der Gedan-
ke also gar nicht.

(Beifall AfD)

Ein Hinweis, der sich eigentlich erübrigen sollte, ist
der: Wer meint – es wird uns ja immer so in den
Mund gelegt –, es ginge uns um die Schaffung ei-
ner Sprachinsel oder darum, keine französischen
Wörter mehr benutzen oder an Universitäten keine
englischen Vorlesungen mehr abhalten zu dürfen,
der irrt natürlich und redet schlichtweg Unfug. Denn
unser Gesetzentwurf richtet sich nicht gegen ande-
re Sprachen, sondern setzt sich für die Pflege un-
serer deutschen Sprache ein. Das ist übrigens ein
Wesensmerkmal der AfD, dass wir meist nicht ge-
gen irgendetwas sind, sondern für etwas.

(Beifall AfD)

(Heiterkeit DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Dass Sie lachen, zeigt mir, dass Sie das nicht ver-
standen haben.

Schließlich bleibt die Beherrschung der deutschen
Sprache auch nicht ohne Wirkung auf das Erlernen
anderer Sprachen, was eine rundweg wünschens-
werte Sache ist. Denn wer in seiner eigenen Spra-
che zu Hause ist, tut sich auch leichter mit fremden
Sprachen. Wer könnte das besser feststellen als
das Europäische Parlament oder der Europäische
Rat, die sogar einen Beschluss dazu gefasst ha-
ben, die Nummer 1934/2000/EG. Da steht wörtlich
drin: „Die Beherrschung der Muttersprache und
Kenntnisse in den klassischen Sprachen, insbeson-
dere Latein und Altgriechisch, können das Erlernen
anderer Sprachen erleichtern.“ Was nichts anderes
zeigt: Bringen Sie den Leuten gutes, vernünftiges
Deutsch bei, dann fällt es den Menschen auch
leichter, andere Sprachen zu lernen.

Meine Damen und Herren, unser Gesetzentwurf
zielt darauf ab, unserer Muttersprache die Wert-
schätzung zukommen zu lassen, die sie verdient
und die für unser Land notwendig ist. Man muss
schon abwegige und wirre geistige Verrenkungen
anstellen, um sich diesem vernünftigen Vorhaben
zu verweigern. Denken Sie schließlich auch an die
Wiedervereinigung Deutschlands. Trotz Jahrzehn-
ten der Trennung und des persönlichen und vor al-
lem politischen Auseinanderlebens blieb die ge-
meinsame Sprache der Menschen in der alten BRD
und der DDR die deutsche Sprache.

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Zeitzeuge
spricht jetzt!)

Diese Sprache war also – ungeachtet aller Mundar-
ten, Herr Höhn – das Fundament dafür, dass sich
die Menschen auf beiden Seiten der Mauer und der
tödlichen Grenze einer Nation zugehörig fühlten,
und die deutsche Sprache war es, die letztendlich
dazu geführt hat, dass die Deutschen auch wieder

zueinander fanden und dass es überhaupt zur Wie-
dervereinigung kam.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Es war nicht
die deutsche Sprache!)

Heute, meine Damen und Herren, ist unsere
Sprachgemeinschaft gefährdet und keineswegs
mehr so selbstverständlich, wie es scheint. Sie ist
gefährdet durch einen unreflektierten und achtlosen
Umgang mit ihr. Wir lassen es zu, dass ohne Not
Denglisch und Ghetto-Deutsch die Werbung und
den öffentlichen Raum erobern. Wir lassen es zu,
dass sich sprachlich abgesonderte Parallelgesell-
schaften entwickeln, dass Menschen, die schon
Jahre oder Jahrzehnte als Ausländer in Deutsch-
land leben oder lebten und möglicherweise inzwi-
schen eingebürgert sind, oft nicht in der Lage sind,
einfach Behördenformulare auszufüllen. Und dass,
obwohl Deutsch einfachgesetzlich als Amtssprache
festgelegt ist. Wir lassen es zu, dass Menschen, die
schon Jahre und Jahrzehnte als Ausländer bei uns
leben, oft ohne Perspektive und Chance bleiben,
weil sie Deutsch nicht beherrschen und weil wir das
durchgehen lassen.

(Beifall AfD)

All dies zeigt, dass die deutsche Sprache keines-
wegs mehr die Selbstverständlichkeit ist, als die sie
manche in diesem Hause hinstellen wollen. Damit
wir uns nicht falsch verstehen noch mal deutlich:
Man kann, soll und darf die Sprachpraxis nicht
staatlich dekretieren oder steuern. So etwas macht
man und so etwas macht insbesondere die AfD
nicht. Für ideologische Sprachmanipulationen –
schön, Herr Hoff, dass Sie gerade hereinkom-
men –, und sprachdiktatorische Maßnahmen fühlen
sich leider andere in diesem Hause zuständig; einer
läuft gerade von rechts nach links.

(Beifall AfD)

Es sind diejenigen, die es beispielsweise für wichtig
und richtig halten, das Thüringer Studentenwerk in
Studierendenwerk umzubenennen, oder die an-
sonsten ihren Genderwahn, zum Beispiel in der Ge-
schäftsordnung dieses Parlaments, ausleben wol-
len.

Meine Damen und Herren, das, was da geschieht,
ist plumpe Ideologie, die wir als AfD selbstredend
und ausdrücklich ablehnen.

(Beifall AfD)

Was wir wollen, ist, gerade das Bewusstsein dafür
zu schaffen, dass solche Manipulationen der Spra-
che Angriffe auf unser Denken, unser Selbstver-
ständnis und unsere Lebensweise sind. Diese An-
griffe wollen wir selbstredend abwehren. Wir wol-
len, dass unser Staat die Grundlagen seines Zu-
sammenlebens fördert und seinen Teil zu deren
Pflege beiträgt. Dazu gehört die deutsche Sprache.
Heute bedeutet es nicht zuletzt, die Gemeinsamkeit
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der Sprache einzufordern, das Erlernen des Deut-
schen insbesondere auch jenen abzuverlangen, die
als Ausländer hier leben und Deutsche werden wol-
len.

Meine Damen und Herren, mit der Aufnahme von
Deutsch als Landessprache kann Thüringen Weg-
bereiter in Deutschland werden. Thüringen ist ja
auch in anderen Bereichen gern Wegbereiter. Hier
können Sie den Weg bereiten, auch wenn Sie gera-
de von links nach rechts laufen, hier können Sie
einen vernünftigen Weg bereiten.

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Habt ihr euch
schon abgesprochen!)

Ja, ja, das ist so etwas wie der Running Gag auf
gut Deutsch. Ja, ja.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ihr müsst
mal deutsch sprechen!)

Ah, ich dachte, Sie wären schon eingeschlafen.

(Heiterkeit im Hause)

Ab und zu stichele ich mal ein bisschen. Ich dachte,
„Running Gag“ wäre eine Beleidigung, aber der
fühlt sich – na ja, ist egal.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, mit Aufnahme von
Deutsch als Landessprache kann Thüringen positi-
ver Wegbereiter in eine Zukunft sein. Es würde ge-
rade dem Kulturland Thüringen – wir denken an
Goethe und Schiller – gut zu Gesicht stehen, hier
voranzugehen. Die Chance, das zu dokumentieren,
haben Sie gleich in einer namentlichen Abstim-
mung. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Es liegen mir keine weiteren Wortmeldungen mehr
vor. Damit kommen wir zur namentlichen Abstim-
mung über den Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
in Drucksache 6/1979 in dritter Beratung. Ich bitte
die Schriftführer, die Stimmkarten einzusammeln.

Konnten alle ihre Stimme abgeben? Also meine bit-
te noch und dann schließe ich die Abstimmung und
bitte um Auszählung.

Ich darf Ihnen das Ergebnis bekannt geben. Es
wurden 82 Stimmen abgegeben. Mit Ja stimmten 8,
mit Nein 74 (namentliche Abstimmung siehe Anla-
ge). Damit ist der Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD mit Mehrheit abgelehnt.

Meine Damen und Herren, es ist 18.00 Uhr. Ich darf
damit die heutige Plenarsitzung beenden. Es findet
um 19.00 Uhr der parlamentarische Abend statt.
Wir sehen uns morgen um 9.00 Uhr hier wieder.

Ende: 18.01 Uhr

4130 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 49. Sitzung - 18.05.2016

(Abg. Brandner)



Anlage

Namentliche Abstimmung in der 49. Sitzung am
18. Mai 2016 zum Tagesordnungspunkt 1

Fünftes Gesetz zur Änderung der Verfassung
des Freistaats Thüringen
Antrag der Fraktion der AfD
- Drucksache 6/1979 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Brandner, Stephan (AfD) ja
6. Bühl, Andreas (CDU) nein
7. Carius, Christian (CDU)
8. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
9. Emde, Volker (CDU) nein

10. Engel, Kati (DIE LINKE) nein
11. Fiedler, Wolfgang (CDU) nein
12. Floßmann, Kristin (CDU) nein
13. Geibert, Jörg (CDU) nein
14. Gentele, Siegfried (fraktionslos)
15. Grob, Manfred (CDU) nein
16. Gruhner, Stefan (CDU) nein
17. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Höhn, Uwe (SPD) nein
30. Holbe, Gudrun (CDU) nein
31. Holzapfel, Elke (CDU) nein
32. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
33. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
34. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
35. Kellner, Jörg (CDU) nein
36. Kießling, Olaf (AfD) ja
37. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

38. König, Katharina (DIE LINKE) nein
39. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
40. Kowalleck, Maik (CDU) nein
41. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
42. Krumpe, Jens (fraktionslos)
43. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
44. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
45. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
46. Lehmann, Annette (CDU) nein
47. Lehmann, Diana (SPD) nein
48. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein

49. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
50. Liebetrau, Christina (CDU) nein
51. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
52. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE)
53. Malsch, Marcus (CDU) nein
54. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE)
55. Marx, Dorothea (SPD) nein
56. Matschie, Christoph (SPD) nein
57. Meißner, Beate (CDU) nein
58. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE)
59. Mohring, Mike (CDU)
60. Möller, Stefan (AfD) ja
61. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
62. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
63. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
64. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pelke, Birgit (SPD) nein
66. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

67. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
68. Primas, Egon (CDU) nein
69. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
70. Rosin, Marion (SPD) nein
71. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

72. Rudy, Thomas (AfD) ja
73. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
83. Voigt, Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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